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Liebe Leserinnen und Leser,

nach vier Jahren harter Arbeit im Bundestag kann die Grup-
pe der Vertriebenen, Aussiedler und deutschen Minderhei-
ten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion für die 17. Legislatur-
periode eine sehr gute Bilanz vorlegen. Es ist uns zunächst 
gelungen, die Zahl der Mitglieder unserer Gruppe zu ver-
doppeln, die mit 70 Bundestagsabgeordneten noch nie so 
groß war. Diesen Schwung haben wir erfolgreich genutzt, 
um zentrale Anliegen der Heimatvertriebenen und Aus-
siedler in die Tat umzusetzen. 

Baubeginn der Bundesstiftung Flucht, Vertreibung, 
Versöhnung im Deutschlandhaus 

So sind wir bei dem Ausbau des wichtigsten Gedenkvorha-
bens der Bundesregierung – die Stiftung Flucht, Vertrei-
bung, Versöhnung – enorm voran gekommen: die Sitze des 
Bundes der Vertriebenen wurden im Stiftungsrat von drei 
auf sechs verdoppelt, die Nutzungsfläche der Stiftung wur-
de um 50 Prozent von 2000 auf 3000 Quadratmeter vergrö-
ßert und die Verabschiedung des Konzeptes der geplanten 
Dauerausstellung ist in der Öffentlichkeit auf große Zu-
stimmung gestoßen. Für den museumsgerechten Umbau 
des Deutschlandhauses wurde ein aufwendiger Architek-
tenwettbewerb ausgeschrieben, der Ende 2011 abgeschlos-
sen werden konnte und die Bundeskanzlerin selbst hat im 
Juni 2013 das Startsignal für den Baubeginn im Deutsch-
landhaus gegeben.

Zwei Novellierungen des Bundesvertriebenengeset-
zes für Spätaussiedler beschlossen 

Mit der neunten und zehnten Novellierung des Bundesver-
triebenengesetzes (BVFG) bekennen wir uns weiterhin zu 
der historisch-moralischen Verpflichtung zur Aufnahme 
von Deutschen im Sinne Artikel 116 Grundgesetz. Die Ge-
setzesänderungen dienen der Vermeidung von Härtefällen 
bei der Familienzusammenführung von Spätaussiedlern 
und für die Aufnahme der Spätaussiedler selbst wurden 
auch Erleichterungen geschaffen.

Ferner ist es in einer großen 
Kraftanstrengung gelungen, die 
Kulturförderung nach § 96 Bun-
desvertriebenengesetz von cir-
ca 13 Millionen Euro im Jahr 
2005 auf jetzt 21 Millionen Euro 
anzuheben. Es ist das Verdienst 
von Staatsminister Bernd Neu-
mann, der übrigens aus West-
preußen stammt, dass der Mit-
telansatz im Bundeshaushalt 
2013 fast das Niveau von 23 
Millionen Euro der letzten 
christlich-liberalen Regierung 
im Jahr 1998 erreicht.

Nationaler Gedenktag für 
die Opfer von Flucht und 
Vertreibung 

Im Plenum des Deutschen Bundestages haben wir zu zwei 
besonderen Jubiläen grundlegende Debatten geführt. Zum 
60. Jahrestag der Stuttgarter Charta hat die Regierungskoa-
lition den bisher umfangreichsten Antrag zur Thematik 
von Flucht und Vertreibung eingebracht, in dem es auch 
um ein Zeichen der Verbundenheit mit den Vertriebenen   
ging – einen nationalen Gedenktag. Dieses Anliegen haben 
wir mit dem Antrag 60 Jahre BVFG erneut verbunden. Fer-
ner soll Vertreibung weltweit geächtet werden. Wir haben 
daher beschlossen, den bestehenden Weltflüchtlingstag 
am 20. Juni um das Gedenken an Heimatvertriebene zu er-
weitern und dann auf nationaler Ebene zu begehen. Der 
Antrag sowie das Plenarprotokoll sind dem Heft beigefügt. 

Diese Ausgabe unseres Informationsdienstes dokumen-
tiert die parlamentarische Arbeit der Gruppe des zweiten 
Halbjahres 2012 und des bisherigen Jahres 2013.

Ihr 

Vertriebene und Aussiedler – ein Gewinn für unser Land!
Union legt signifikante Bilanz der 17. Legislaturperiode vor

Klaus Brähmig
Vorsitzender der Gruppe  
der Vertriebenen, Aussiedler  
und deutschen Minderheiten
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Neue Impulse aus der Fraktion
Soziologische Gruppe so groß wie nie zuvor
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24 Bundestagsabgeordnete der 70 Mitglieder der Gruppe der Vertriebenen, Aussiedler und deut-
schen Minderheiten der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag in der 17. Legislaturperiode

Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag ist die einzige Fraktion, die 
seit 1949 für die Kriegsfolgenbewälti-
gung eine eigene Arbeitsgruppe hat. 
Die Union sieht sich nach wie vor in 
der Verantwortung gegenüber dem 
Schicksal von Aussiedlern, Heimat-
vertriebenen und denjenigen Deut-
schen in Ost- und Südosteuropa, die 
in ihrer jetzigen Heimat bleiben wol-
len. Das ist ein Alleinstellungsmerk-
mal.
Die Gruppe der Vertriebenen, Aus-
siedler und deutschen Minderheiten 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
sich in der 17. Legislaturperiode neu 
aufgestellt. Mit Klaus Brähmig  
wird sie erstmals von einem Ab-
geordneten aus den neuen Bun-
desländern (Sachsen) geleitet, 
umfasst derzeit 70 Mitglieder 
und ist damit so groß wie nie zu-
vor. Zudem wurde durch ein-
stimmigen Fraktionsbeschluss 
der Schwerpunkt „deutsche 
Minderheiten“ mit einer Na-
mensänderung fest verankert.
Zum Beispiel bei den Beratun-
gen zum 2012 beschlossenen Bundes-
meldegesetz hat sich die Gruppe dafür 
eingesetzt, dass die Arbeit der Such-
dienste, etwa des Deutschen Roten 
Kreuzes oder der Kirchen, durch ei-
nen verbesserten Zugang zu den Mel-
dedaten wesentlich gestärkt wird. Das 

neue Verfahren kommt insbesondere 
der Schicksalsklärung der nach wie 
vor 1,3 Millionen deutschen Vermiss-
ten des Zweiten Weltkrieges und der 
Familienzusammenführung von 
Spätaussiedlern zu Gute. Zu den Hö-
hepunkten der parlamentarischen Ar-
beit zählte sicherlich der Kongress 
Ende 2012 zum Thema „Aussöhnung 
als Aufgabe. Deutschlands Arbeit an 
den Kriegsfolgen seit 1945“, von dem 
neue Impulse für die öffentliche De-
batte ausgingen. Unter den 300 Teil-
nehmern befanden sich namhafte Ex-
perten und hochrangige Vertreter der 
Bundesregierung wie Bundeskanzle-

rin Angela Merkel, die den Stellenwert 
der Thematik in der Fraktion unter-
strichen. Neben der Live-Übertragung 
im Internet wurde aufgrund der gro-
ßen Resonanz eine gesonderte Doku-
mentation  des Kongresses veröffent-
licht.
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Stellungnahme der Gruppe

Der Deutsche 
Bundestag hat 
am 21. Novem-
ber 2012 in 2./3. 
Lesung den 
Haushalt 2013 
des für Kultur 
z u s t ä n d i g e n 
Bundeskanzler-
amtes beschlos-
sen. Dazu    er-
klärt  der  Vor-

sitzende  der Gruppe der Vertriebenen, 
Aussiedler und deutschen Minderhei-
ten der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on, Klaus Brähmig:

„Die Koalition investiert mit dem Kul-
turetat 2013 nachhaltig in den Erhalt 
und in die Pflege des deutschen Kul-
turerbes im östlichen Europa. In einer 
großen Kraftanstrengung und auf Ini-
tiative der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion wird die Kulturförderung nach § 
96 Bundesvertriebenengesetz auf 21 

Millionen Euro erhöht. Davon werden 
einmalig 100.00 Euro für die Planung 
der im Koalitionsvertrag vereinbarten 
Errichtung des Sudetendeutschen 
Museums in München verwendet, für 
das der Bund bis 2015 insgesamt 10 
Millionen Euro zur Verfügung stellt. 
Der ebenfalls im Koalitionsvertrag 
enthaltene Aufbau der Stiftung Flucht, 
Vertreibung, Versöhnung in Berlin 
wird auch einmalig mit 1,25 Millio-
nen Euro unterstützt, um die Umbau-
maßnahmen im Deutschlandhaus zü-
gig voranbringen zu können. 

Außerdem steigt die sonstige Kultur-
förderung auf 19 Millionen Euro, mit 
denen etwa Baumaßnahmen beim 
Herder-Institut oder Tariferhöhungen 
der in den Landesmuseen oder ande-
ren Einrichtungen beschäftigen Mit-
arbeitern finanziert werden. 
Die Erhöhung ist entgegen der Stim-
men der Opposition keine Hauruckak-
tion, sondern folgt der langfristigen 

Koalition investiert nachhaltig in die Pflege des 
deutschen Kulturerbes im östlichen Europa
Kulturförderung auf 21 Millionen Euro erhöht

Strategie der unionsgeführten Bun-
desregierung, das Kulturerbe der 
Deutschen in Osteuropa substantiell 
zu erhalten und zu pflegen. Die Bezie-
hungen zu unseren östlichen Nach-
barn sind deshalb so gut wie nie zu-
vor, nicht weil wir unser dortiges Kul-
turerbe vergessen, sondern weil wir 
darüber neue Brücken bauen. 

Großer Dank gebührt den Haushalts-
politikern der Koalition und insbe-
sondere dem aus Westpreußen stam-
menden Kulturstaatsminister Bernd 
Neumann, dem es gelungen ist, den 
Kulturhaushalt achtmal in Folge zu 
erhöhen. So bekräftigte der Kultur-
staatsminister auf dem jüngsten Kon-
gress der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on ‘Aussöhnung als Aufgabe‘, dass die-
ses Geld gut investiert sei. Denn es 
gehe um nichts weniger als einen be-
deutenden Teil unserer Geschichte 
wie unserer deutschen und europäi-
schen Identität.“

Die Gruppe vor Ort

1500 Quadratmeter und 800 Jahre Leben
Das Museum der deutschsprachigen Bewohner der böhmischen 
Länder in Aussig ist fertig

Das Museum der deutschsprachigen 
Bewohner der böhmischen Länder ist 
fertig, was die Projektdokumentation, 
die Sammlung und was die dreidi-
mensionalen Modelle betrifft. Ústí 
nad Labem liegt in der Nähe der Auto-
bahn von Prag nach Berlin. Die Indus-
triestadt hat 100.000 Einwohner. Vor 
dem Zweiten Weltkrieg sprachen die 
Bewohner in ihrer deutlichen Mehr-
heit Deutsch. In Ústí nad Labem, 
deutsch Aussig, entsteht ein zentrales 
Museum, das den deutschsprachigen 
Bewohnern der böhmischen Länder 
gewidmet ist. Das Museum will zu-
künftig auch ein triftiger Grund dafür 
sein, einmal von der Autobahn zwi-

schen Prag und Berlin abzufahren. Vor 
dem Zweiten Weltkrieg bekannten 
sich 3.100.000 Bürger der Tschecho-
slowakei zur deutschen Nationalität. 
Die Mehrheit dieser Menschen lebte 
auf dem Gebiet der heutigen Tsche-
chischen Republik. Im Jahr 2001 be-
kannten sich 39.000 Bürgerinnen und 
Bürger der Republik zur deutschen 
Nationalität. Die Zwangsaussiedlung 
der Deutschen endete 1947. In den 
1970er Jahren zogen auf Grundlage ei-
nes Vertrags weitere Zehntausende 
derer, die bleiben durften, in die Bun-
desrepublik. Das Museum widmet 
sich damit einer fast abwesenden 
Minderheit, die aber noch vor relativ 

kurzer Zeit so stark war, dass man von 
ihr als einem Teil der Bevölkerung der 
böhmischen Länder reden konnte. 

v.l.: Klaus Brähmig, Direktorin Blanka Mou-
ralová, Jan Sicha
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Aus der Gruppensitzung

Die Gruppe disku-
tierte mit Johannes 
von Thadden, der seit 
knapp einem Jahr der 
neue Ko-Präsident 
der Stiftung für 
deutsch-polnische 
Z u s a m m e n a r b e i t 
(SdpZ) ist, über die 
Ausrichtung der bila-
teralen Einrichtung. 
Die Stiftung fördert 
seit 1991 das gute 
Verhältnis zwischen 
Deutschen und Polen 
und hat über 10.000 
bilaterale Projekte finanziert. Die Ge-
nehmigungsquote, so von Thadden, 
sei sehr hoch und liege bei 70 Prozent. 
Die Stiftung unterstützt deutsch-pol-
nische Initiativen, dabei insbesonde-
re: institutionelle Partnerschaften, 

Bildungsprojekte, die das Wissen über 
Deutschland und Polen erweitern 
oder  die deutsche und polnische 
Sprache fördern, wissenschaftlichen 
Dialog sowie Kunst und Literatur. Mit 
ihren Projekten wie zum Beispiel Stu-

dienreisen, Stipendien-
programmen, Publikati-
onen und Debatten aber 
auch durch ihre Projekt-
förderung möchte die 
Stiftung Impulse für die 
deutsch-polnischen Be-
ziehungen geben. Auch 
mit der deutschen Min-
derheiten in Polen, be-
tonte von Thadden, wür-
den Projekte durchge-
führt werden. Den 
Vorstand der Stiftung für 
deutsch-polnische Zu-
sammenarbeit bilden 

sechs Mitglieder. Die Regierungen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Polen ernennen je einen Ko-
Vorsitzenden, je ein hauptamtliches 
geschäftsführendes sowie je ein wei-
teres Mitglied.

Projekte der Stiftung für deutsch-polnische Zusammenar-
beit auch für die deutsche Minderheit in Polen 
70 Prozent Genehmigungsquote

Den Stand der Doku-
mentation der Heimat-
sammlungen und die 
akademische Förderung 
der Kultur der Deut-
schen in Osteuropa erör-
terte die Gruppe zum 
zweiten Mal in der Le-
gislaturperiode mit Pro-
fessor Matthias Weber, 
Direktor des Bundesins-
titutes für Kultur und 
Geschichte der Deut-
schen im östlichen Eu-
ropa (BKGE) und Sabine 
Deres, Referatsleiterin 
beim Bundesbeauftragten für Kultur 
und Medien (BKM). Professor Weber 
berichtete über eine neue Dokumen-
tation über die Heimatsammlungen 
in Niedersachsen, die demnächst in 
Braunschweig vorgestellt werden soll. 
Er informierte, dass beim akademi-

schen Förderprogramm über 80 Pro-
jektanträge eingegangenen seien. Zu-
dem sei es gelungen, in Kooperation 
mit der Universität Oldenburg ein On-
line-Lexikon zur Geschichte der Deut-
schen in Osteuropa zu installieren. 
Bisher hätten sich 200 Autoren ge-

meldet und viele jun-
ge Wissenschaftler 
würden sich jetzt 
dem Thema widmen. 
Für das Jubiläums-
jahr 2014 – hundert 
Jahre Ausbruch Erster 
Weltkrieg – wolle 
man eine zentrale 
wissenschaftliche Ta-
gung durchführen. 
Frau Deres betonte, 
dass die Unterstüt-
zung der Gruppe für 
die Anliegen des BKM 
sehr wichtig sei und 

Rückenwind für die Förderung nach § 
96 BFVG gebe. Sie erläuterte das uni-
versitäre Förderprogramm des BKM 
im Einzelnen, das einen deutlichen 
Schub in die Welt gesetzt habe.  Link  
zum Online-Lexikon: www.ome-lexi-
kon.uni-oldenburg.de

Tagung zum Ersten Weltkrieg 2014 geplant
Online-Lexikon zur Kultur und Geschichte der Deutschen 
im östlichen Europa

v.l.: Sven Oole, Helmut Sauer, Johannes von Thadden, Klaus Brähmig, Christoph Poland,   
Egon Jüttner
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v.l.: Sven Oole, Klaus Brähmig, Matthias Weber, Sabine Deres, Anita Schäfer, Helmut 
Sauer
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Aus der Gruppensitzung

Die Gruppe sprach mit Martin Kastler 
MdEP, Bundesvorsitzender der Acker-
mann-Gemeinde, und dem Bundesge-
schäftsführer Matthias Dörr über ak-
tuelle Projekte und die deutsch-tsche-
chischen Beziehungen. Herr Kastler 
gab einen Überblick über die Ge-
schichte der Ackermann-Gemeinde, 

welche als katholischer Verband in 
Diözesen gegliedert sei und 5.000 ak-
tive Mitglieder habe. Die Gemeinde 
habe früh den Kontakt zur tschechi-
schen Kirche gesucht und diese als im 
Kommunismus verfolgte Kirche un-
terstützt. Seit 1991 bestehe ein Büro 
in Prag. Er berichtet über das letzte 

Bundestreffen der Gemeinde in Baut-
zen im Dreiländereck mit 400 Teil-
nehmern. Dabei sei es etwa um die 
Frage gegangen, wie man Europa wei-
ter gestalte. Eine Besonderheit sei die 
Sozialpolitik der Gemeinde, die ein 
vom Bundesinnenministerium un-
terstütztes Sozialwerk für die deut-
sche Minderheit in Tschechien unter-
halte. Die Gemeinde mit Geschäfts-
stelle in München sei zur 
Zukunftssicherung jetzt als Stiftung 
aufgestellt.
Herr Kastler bestätigte, dass es noch 
viele Befindlichkeiten im deutsch-
tschechischen Verhältnis gebe. Man 
könne das Thema der Vertreibung im-
mer noch im Wahlkampf nutzen. Zu-
dem habe es in Bayern lange einen 
Stillstand in den Beziehungen zu Prag 
geherrscht, wo sich unter Minister-
präsident Seehofer vieles zum Besse-
ren gewandelt habe und das bilaterale 
Verhältnis nun auf einem guten Weg 
sei.

Ackermann-Gemeinde ist jetzt Stiftung 
Deutsch-tschechisches Verhältnis auf einem guten Weg

v.l.:  Matthias Dörr, Prof. Dr. Egon Jüttner, Martin Kastler, Stephan Mayer, Helmut Sauer, Sven Oole
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angehörten. Später seien die Kinder 
jedoch aufgenommen worden. Der 
von der PiS im Mai in Oppeln ange-
kündigte Protestmarsch habe immer-
hin gar nicht stattgefunden. Herr 
Rasch räumte ein, dass das Thema 
muttersprachlicher Unterricht nach 
wie vor schwierig sei. Der frühere 
Meilenstein des zweistündigen Un-
terrichts auf Deutsch sei heute zu we-
nig und man arbeite nun bei Rund-
tischgesprächen an einer Bildungs-
strategie. Mit großer Freude habe man 
die Reform für ein neues Wahlrecht in 
Deutschland zur Kenntnis genom-
men, das ihnen als deutsche Staats-
bürger die Teilnahme erleichtern 
würde. Staatssekretär  Christoph Berg-
ner erläuterte die entsprechende Pas-
sage des Bundesverfassungsgerichts-
urteilses, nach der ein Bezug zum po-
litischen Leben in der Bundesrepublik 
herzustellen sei.

Die Gruppe erörterte erneut mit dem 
Vorsitzenden des Verbandes der deut-
schen sozial-kulturellen Gesellschaf-
ten in Polen (VdG) bzw. der Sozial-Kul-
turellen Gesellschaft der Deutschen 
im Oppelner Schlesien (SKGD), 
Bernard Gaida und Norbert Rasch, das 
innenpolitische Klima in Polen und 
die Situation der deutschen Minder-

heit. Herr 
Gaida be-
r i c h t e t e 
von einem 
„ W e i ß -
buch“, das 
ein Abge-
o r d n e t e r 
der PiS in 
O p p e l n 
eingeführt 
habe, in 
dem alle 
„Vorgänge 

von Illoyalität“ der deutschen Min-
derheit aufgelistet würden.  Zum Bei-
spiel sei darin der Fall der Schule in 
Cosel-Rogau enthalten, welche die 
deutsche Minderheit im Dezember 
2012 als Verein übernommen habe. 
Die Direktorin hatte sich zunächst ge-
weigert, vier Kinder aufzunehmen, 
die nicht der deutschen Minderheit 

„Weißbuch“ der deutschen Minderheit in Polen 
Protestmarsch der PiS in Oppeln hat nicht stattgefunden

v.l.: Sven Oole, Eckhard Pols, Christoph Bergner, Norbert Rasch, Bernhard 
Gaida, Klaus Brähmig, Hartmut Koschyk
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Aus der Gruppensitzung

Der Schweizer Histo-
riker Adrian von Ar-
burg, der an der Masa-
ryk-Universität in 
Brünn arbeitet, stellte 
der Gruppe die Editi-
on „Die Zwangsaus-
siedlung der Deut-
schen und der Wan-
del des tschechischen 
Grenzgebiets 1945–
1951“ vor. Zusammen 
mit dem tschechi-
schen Historiker 
Tomáš Stanek sei er 
Herausgeber der aufwendigen Doku-
mentation zur Vertreibung der Deut-
schen aus Tschechien, die auf acht 
Bände angelegt sei und von denen 
drei bereits erschienen seien. Herr 
von Arburg führte aus, dass die Editi-
on überwiegend auf tschechischen 
Dokumenten beruhe und damit eine 
Forschungslücke schließe. Dazu seien 

70 Archive auf allen Ebenen und in al-
len Landesteilen Tschechiens besucht 
worden. Zu dem Team gehörten fer-
ner 20 tschechische Historiker. Das 
Medienecho nach der Veröffentli-
chung der ersten Bände habe nicht 
nur die Relevanz im wissenschaftli-
chen Bereich, sondern auch im gesell-
schaftlichen Bereich aufgezeigt. Mat-

thias Dörr, Bundesge-
schäftsführer der 
Ackermann-Gemein-
de, die das Projekt un-
terstützt, ergänzte, 
dass bei den bisheri-
gen Dokumentatio-
nen, etwa der vom 
Bundesvertriebenen-
ministerium heraus-
gegebenen Reihe, 
überwiegend Augen-
zeugenberichte verar-
beitet worden seien. 
Im Gegensatz dazu be-

ruhe diese Edition auf tschechischen 
Gesetzestexten und Normen. Bereits 
im März 2013 wurden vom Bundesbe-
auftragten für Kultur und Medien 
(BKM) die Mittel zur Übersetzung und 
Erstellung des Typoskripts des Ein-
führungsbandes bewilligt.

Neue Quellen zur Vertreibung aus Tschechien
Achtbändige Dokumentation soll Forschungslücke schließen

v.l.: Sven Oole, Adrian von Arburg, Matthias Dörr, Klaus Brähmig
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Die Gruppe traf sich mit 
Stefanie Jost, seit Ende 
2012 neue Leiterin des 
Lastenausgleichsar-
chivs (LAG) in Bayreuth, 
und sprach mit ihr über 
die aktuellen Aufgaben 
des LAG. Frau Jost erläu-
terte, dass es grundsätz-
lich schwierig sei, Ar-
chivgut zum Sprechen 
zu bringen. Neben den 
Akten des Lastenaus-
gleichs sei die Ost-Dok 
der zweite Schatz des 
Archivs neben der Hei-
matortkartei mit 22 Millionen Kartei-
karten. Ost-Dok 1 bestehe aus den Ge-
meindeseelenberichten, die Amtsträ-
ger verfasst hätten. Ost-Dok 2 
umfasse circa 30.000 Einzelschick-
salsberichte, die aber nicht der Oral 
History, welche es damals noch nicht 

gegeben habe, zuzurechnen seien. 
Ost-Dok 3 beinhalte die Gemeindes-
eelenlisten, anhand der sämtliche 
Einwohner und die Lage der Häuser 
festgehalten wurden.  Sie führte aus, 
dass bei der geplanten Kooperation 
mit der  Stiftung Flucht, Vertreibung, 
Versöhnung die Grundidee sei, dass 

man nicht das LAG 
komplett digitalisiere, 
sondern einen An-
risstext erstelle. Man 
habe sich auf fünf re-
präsentative Orte ver-
ständigt und könne 
dann bei einem Be-
such der SFVV in Ber-
lin in die Bestände 
des LAG hineinsehen, 
was einen dort erwar-
te. Frau Jost erklärte, 
dass zu den 45 laufen-
den Kilometern Ar-
chivgut noch 12 Kilo-

meter an Ausgleichsakten aus den 
Bundesländern hinzukommen wür-
den. Herr Brähmig kündigte an, je-
dem Abgeordneten den Besuch die-
ses einzigartigen „Gedächtnisses“ der 
Geschichte der Vertriebenen zu emp-
fehlen.

Einzigartiges „Gedächtnis“ der Vertriebenen mit 22 Milli-
onen Heimatort-Karteikarten
Neue Leiterin des Lastenausgleichsarchivs in Bayreuth

v.l.: Klaus Brähmig, Bettina Kudla, Stefanie Jost, Sven Oole
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Die Gruppe diskutierte mit Christoph 
Verenkotte, Präsident des Bundesver-
waltungsamtes, die neunte Novellie-
rung des Bundesvertriebenengesetzes 
in der Praxis. Herr Verenkotte gab ei-
nen Überblick über die Zahlen zur 
Aussiedleraufnahme in Deutschland. 
Im Jahre 2001 kamen über 98.000 
Aussiedler, 2005 noch 35.000 Aus-
siedler und 2012 unter 2.000 in die 
Bundesrepublik. Im Zuge der 9. No-
vellierung des Bundesvertriebenen-
gesetzes, die eine  Härtefallregelung 
zur Familienzusammenführung von 
Spätaussiedlern ermöglicht, lägen 
zwar noch keine konkreten Zahlen 
vor, es sei aber ein leichter Anstieg zu 
erwarten.

Neunte Novelle des BVFG in der Praxis
Leichter Anstieg bei den Aussiedlerzahlen zu erwarten
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v.l.: Margarete Ziegler-Raschdorf, Oliver Dix, Christoph Verrenkotte, Klaus Brähmig, 
Stephan Mayer, Cajus Caesar, Helmut Sauer

mereglung vor. Herr Brähmig stellte 
fest, dass es im Bereich der § 96 BVFG 
bisher kein staatliches Museum für 
die Geschichte der Deutschen aus 
Russland gebe und diese Lücke ge-
schlossen werden müsse. Als Standort 
plädierte er für eine Stadt im Berlin-
Brandenburger Raum, wo eine der 
größten russlanddeutschen Gemein-
den existiere. Hier wäre Potsdam als 
Sitzungsort der Deutsch-Russischen 
Regierungskommission für die Ange-
legenheiten der Russlanddeutschen 
und Universitätsstadt mit dem ein-
schlägigen Forschungsschwerpunkt 
„Interdisziplinäre Russlandstudien“ 
prädestiniert. Zudem gebe es einen 
historischen Bezug durch die Russi-
sche Kolonie Alexandrowka. 
Herr Bergner unterstützte dieses An-
liegen und wies darauf hin, dass die 
Russlanddeutschen als größte Zuwan-
derergruppe außerdem kein eigenes 
Hilfswerk besäßen. Er teilte mit der 
Landsmannschaft die Auffassung, ein 
formell bestehendes Hilfswerk aufzu-
lösen und dieses neu zu gründen.

Zehnte Novellierung des BVFG für Spätaussiedler
Staatliches Museum für die Geschichte der Deutschen 
aus Russland gefordert

Die Gruppe erörterte in ihren regel-
mäßigen Sitzungen mit dem Parla-
mentarischen Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern, Chris-
toph Bergner, aktuelle Fragen der Aus-
siedlerpolitik und der deutschen Min-
derheiten in Osteuropa. Herr Bergner 
unterstrich in seiner Funktion als Be-
auftragter der Bundesregierung für 
Aussiedlerfragen und nationale Min-

derheiten die Notwendigkeit einer 
zehnten Novellierung des Bundesver-
triebenengesetzes, die auf der nieder-
sächsischen Initiative im Bundesrat 
2012 beruht. Der Gesetzentwurf sehe 
bei der bestehenden Härtefallrege-
lung zur nachträglichen Einbezie-
hung des Ehegatten oder Abkömm-
lings in den Aufnahmebescheid eines 
Spätaussiedlers eine weitere Ausnah-

v.l.: Sven Oole, Tanja Jost, Thomas Herzog, Christoph Bergner, Manfred Behrens, Anita Schäfer, 
Klaus Brähmig, Helmut Sauer, Stephan Mayer
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ein beachtliches Ergebnis erzielt, das 
als pro-europäisches Votum zu be-
werten sei. In einem vorausgegange-
nen TV-Duell zwischen Zeman und 
Schwarzenberg hatte der Außenmi-
nister die Beneš-Dekrete scharf kriti-
siert. Herr Zeman habe daraufhin voll 
in diese Kerbe geschlagen, insbeson-
dere in der Grenzregion, wo Ängste 
geschürt wurden, die Deutschen wür-
den den Tschechen die Häuser weg-
nehmen. Dennoch hielt er die Äuße-
rungen von Schwarzenberg nicht für 
wahlentscheidend. Herr Rudis 
stimmte der Beobachtung zu, dass die 
antideutsche Karte nicht den Wahl-
kampf entschieden habe. Die Ausein-
andersetzung über die Beneš-Dekrete 
würden die Tschechien im Grunde für 
sich führen. Er wies auf Entwicklun-
gen in der tschechischen Literatur 
hin, die in Romanen auch den Brün-
ner Todesmarsch thematisieren wür-
den, da das Thema lange in der Gesell-
schaft verschwiegen worden sei.

Im Nachgang der jüngsten Präsiden-
tenwahl in Prag diskutierte die Grup-
pe mit Werner Böhler, Leiter des Aus-
landsbüros der Konrad-Adenauer-
Stiftung in Prag, und Jaroslav Rudis, 
tschechischer Schriftsteller, die in-
nenpolitische Situation in Tschechi-
en und den Ausblick auf die Versöh-
nungsperspektiven. Herr Böhler be-

richtete, dass mit zehn Prozent 
Unterschied an Stimmen der Sieg für 
Miloš Zeman eine klare demokrati-
sche Entscheidung gewesen sei. Nun 
wehe vor der Prager Burg wieder die 
Europa-Flagge, die Vorgänger Vaclav 
Klaus abmontiert hatte. Jedoch habe 
Karl Schwarzenberg mit 45 Prozent 

Vor der Prager Burg weht wieder die Europa-Flagge
Tschechische Schriftsteller thematisieren den Brünner Todes-
marsch – Thema lange in der Gesellschaft verschwiegen

Anlässlich des Inkrafttretens des sog. 
Anerkennungsgesetzes sprach die 
Gruppe mit Manfred Schmidt, Präsi-
dent des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF), über aktuelle 
Programme und Forschungen des 
BAMF im Aussiedlerbereich. Herr 
Schmidt bekräftigte, dass nach der be-
kannten Berlin-Studie die Spätaus-
siedler vergleichsweise gut integriert 
seien und dort die sogenannte Haus-
frauenquote mit 20 Prozent sehr ge-
ring sei. Diese betrage bei anderen Zu-
wandergruppen 40 bis 60 Prozent. Er 
weist auf die Hotline hin, die im Rah-
men des Berufsqualifizierungsgeset-
zes eingeführt worden ist, die gut an-
genommen werde. Auf dem ersten 
Platz stünden mit 4.000 Anrufen täg-
lich die Spätaussiedler. An den Inte-
grationskursen des BMAF hätten bis-

lang 44.000 Spätaussiedler teilge-
nommen, die dort besser abschnitten, 
weil diese „bildungsnäher“ seien. Bei 
den Organisationen, die sich um Pro-
jekte des BAMF bewerben, seien zu-

dem die der Spätaussiedler am erfah-
rensten, die einen Anteil von 50 Pro-
zent stellen und 350 Maßnahmen 
durchführen würden.

Hotline zum Berufsqualifizierungsgesetz
Spätaussiedler mit 4.000 Anrufen auf dem ersten Platz

v.l.: Klaus Brähmig, Anita Schäfer, Manfred Schmidt
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v.l.: Werner Böhler, Anita Schäfer, Klaus Brähmig, Jaroslav Rudis, Janika Rüter, Sven Oole
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Suchdienstes des DRK, der durch die 
Leitstelle in Berlin koordiniert werde. 
Ferner gäbe es zwei weitere Standorte. 
In Hamburg gehe es vorrangig um die 
Familienzusammenführung von 
Spätaussiedlern und Flüchtlingen. In 
München beschäftige man sich mit 
den Schicksalen in Folge des Zweiten 
Weltkrieges. Der Suchdienst habe 180 
Mitarbeiter und verteile sich auf Lan-
des- und Kreisverbände. Dazu gebe es 
80 Beratungsstellen, welche die Such-
anfragen entgegen nehmen würden. 
2012 seien es 30.000 Anfragen gewe-
sen und insgesamt gebe es noch im-
mer 1,3 Millionen Vermisste des 
Zweiten Weltkrieges.

Die Gruppe erörterte mit Dorota Dzi-
woki, Leiterin des Suchdienstes  des 
Deutschen Roten Kreuzes, und Ro-
nald Reimann die Aufklärungsmög-
lichkeiten nach dem neuen Bundes-

meldege-
setz. Im 
Zuge des 
G e s e t z -
gebungs-
v e r f a h -
rens hat-
te sich 
die Grup-
pe erfolg-
reich da-
für ein-
g e s e t z t , 
dass auch 

Vorschläge des DRK aufgenommen 
wurden und durch einen verbesserten 
Zugang zu den Meldedaten die Arbeit 
der Suchdienste gestärkt wird. Frau 
Dziwoki erläuterte die Struktur des 

Die Suche nach den 1,3 Millionen Vermissten des 
Zweiten Weltkrieges geht weiter
Bundesmeldegesetz stärkt Arbeit der Suchdienste

v.l.: Sven Oole, Klaus Brähmig, Dorota Dziwoki, Ronald Reimann, Manfred Beh-
rens
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chen gehe es auch darum, Dokumente 
zu bewahren und später dem Bundes-
archiv oder der Stiftung Flucht, Ver-
treibung, Versöhnung zur Verfügung 
zu stellen. Frau Heinermann erklärte 
die sogenannten Suchtraueranzeigen, 
welche in Deutschland geschaltet 
würden und teilweise sehr ergreifend 
seien. Ferner berichtete Frau Winter-
berg von ihrem Buch zur ARD-Serie 
über die Kriegskinder, wo von 500 in-
terviewten Zeitzeugen zehn zu den 
Wolfskindern gehört hätten. An der 
Klinik für Psychiatrie und Psychothe-
rapien der Universität Greifswald ent-
stehe derzeit eine Studie über die Aus-
wirkungen der traumatischen Ereig-
nisse auf das spätere Leben der 
Kinder. Die Ergebnisse würden dem-
nächst vorliegen.

Als Nachbereitung ihrer diesjährigen 
Delegationsreise ins Baltikum traf 
sich die Gruppe mit der Autorin Sonya 
Winterberg und der Dokumentarfoto-
grafin Claudia Heinermann, um sich 
über deren laufendes Projekt „Wir 
sind die Wolfskinder“ zu informieren. 
Frau Winterberg erläuterte den Pro-

zess der 
E n t s t e -
hung des 
Projektes 
und ihre 
z a h l r e i -
chen Besu-
che in Li-
tauen, wo 
man ent-
lang der 
Memel in 
j e d e m 

Dorf einen Bewohner mit deutschem 
Hintergrund treffen würde. Jedoch 
seien von den Wolfskindern weniger 
als 100 noch am Leben, mit denen sie 
Interviews über deren derzeitige Le-
bensumstände führe. Die Geschich-
ten sollen in einem Bildband veröf-
fentlicht werden. Neben den Gesprä-

Noch leben 100 Wolfskinder in Litauen 
Studie der Universität Greifswald über die Auswirkungen der 
traumatischen Ereignisse auf das spätere Leben

v.l.: Stephan Mayer, Sonya Winterberg, Claudia Heinermann, Sven Oole
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Die Gruppe traf sich zu ihrer letzten 
regulären Sitzung in der 17. Legisla-
turperiode auf Einladung von Bot-
schafter József Czukor in der Berliner 
Vertretung der Republik Ungarns. 
Herr Brähmig unterstrich, dass die 
Gruppe nicht vergesse, welchen An-
teil Ungarn am Fall des Eisernen Vor-
hanges hatte. Der vor kurzem verstor-
bene ehemalige Außenminister Gyula 
Horn habe weltweit Berühmtheit er-
langt, als er am 27. Juni 1989 die Sta-

cheldrahtgrenze zwischen Ungarn 
und Österreich symbolisch durch-
schnitt. Im nächsten Jahr begehe man 
den 25. Jahrestag dieses Ereignisses 
und er regte an, dass deutsche, öster-
reichische und ungarische Parlamen-
tarier dazu eine Veranstaltung durch-
führen. Ferner begehe man 2014 das 
100jährige Jubiläum des Ausbruchs 
des Ersten Weltkrieges, dessen Trau-
ma bis heute  nachwirke und auch die 
ungarische Seele betroffen habe. Un-
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Ungarn vorbildlich bei Aufarbeitung der Geschichte
Außenminister Gyula Horn nutzte 1989 historische Chance
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Gäste beim Gespräch mit dem Botschafter

garn sei ein Musterbeispiel der Aufar-
beitung der Geschichte, indem es ei-
nen jährlichen Gedenktag für die Ver-
treibung der Ungarndeutschen 
eingeführt habe. Herr Czukor führte 
aus, dass durch die Vertreibung der 
Ungarndeutschen eine neue Minder-
heit – die deutsche – in Ungarn ent-
standen sei. Vor dem Weltkrieg lebten 
etwa eine Million Deutsche in Ungarn 
und heute 150.000 bis 200.000. Die 
Vertreibung wiederum hänge mit dem 
Ersten Weltkrieg zusammen, bei dem 
eine willkürliche Friedensordnung 
beschlossen worden sei. Manchmal 
habe man in der Geschichte die Mög-
lichkeit zu korrigieren und Herr Horn 
habe diese historische Chance damals 
genutzt. Er erinnerte daran, dass es 
damals auch Flüchtlinge in Warschau 
und Prag gegeben habe. Herr Brähmig 
erkundigte sich außerdem zur Luther-
dekade bis 2017, ob in Ungarn etwa 
Originalschriften des Reformators la-
gern würden. Herr Czukor erklärte, 
dass seinerzeit ein ungarischer Calvi-
nist dessen Testament auf einem 
Flohmarkt erstanden habe und es 
konkrete Pläne gäbe, diese Schrift zur 
Verfügung zu stellen. 

Konsulat in Temeswar bleibt erhalten
Bannater Schwaben wichtige Brücke zu Rumänien
Im Gespräch mit dem rumänischen 
Botschafter Lazar Comanescu bekräf-
tigte Herr Brähmig, dass die Gemein-
schaft der Siebenbürger Sachsen eine 
unschätzbare Brücke in den Bezie-
hungen zwischen beiden Ländern 
darstelle. Dies gelte ebenso für die 
Landsmannschaft der Banater Schwa-
ben, wo sich die Gruppe Ende 2011 er-
folgreich dafür eingesetzt hat, dass 
das Konsulat in Temeswar nicht - wie 
ursprünglich vom Auswärtigen Amt 
vorgesehen - geschlossen, sondern 
für die bilateralen Beziehungen erhal-
ten bleibt. Herr Comanescu würdigte 
dieses Engagement und informierte 

über den Stand des Verfah-
rens um das Adam-Mül-
ler-Guttenbrunn-Haus in 
Temeswar, das als Alters-
heim für Banater Schwa-
ben genutzt wird. Eine 
Entscheidung des Ge-
richtshofes in Temeswar 
stehe unmittelbar bevor 
und die Auseinanderset-
zung über die Höhe des 
Pachtzinses, der vom 
Alteigentümer gefordert 
wird,  könne im Sinne aller 
Parteien beigelegt werden.
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v.l.: Sven Oole, S.E. Lazar Comanescu, Klaus Brähmig



Rede in Auszügen

Das Bundesvertriebenengesetz be-
steht aus über 100 Paragraphen. Und 
eigentlich betrifft nur ein einziger da-
von meinen derzeitigen Verantwor-
tungsbereich als Kulturstaatsminis-
ter, nämlich der Paragraph 96. Er lau-
tet: `Bund und Länder haben 
entsprechend ihrer durch das Grund-
gesetz gegebenen Zuständigkeit das 
Kulturgut der Vertreibungsgebiete in 
dem Bewusstsein der Vertriebenen 
und Flüchtlinge, des gesamten deut-
schen Volkes und des Auslandes zu 
erhalten, Archive, Museen und Biblio-
theken zu sichern, zu ergänzen und 
auszuwerten sowie Einrichtungen 
des Kunstschaffens und der Ausbil-
dung sicherzustellen und zu fördern. 

Sie haben Wissenschaft 
und Forschung bei der Er-
füllung der Aufgaben, die 
sich aus der Vertreibung 
und der Eingliederung der 
Vertriebenen und Flücht-
linge ergeben, sowie die 
Weiterentwicklung der 
Kulturleistungen der Ver-
triebenen und Flüchtlin-
ge zu fördern.´

Dieser Paragraph war und 
ist für die Kultur der ehe-
maligen deutschen Ost- 
und Siedlungsgebiete in 
Mittel- und Osteuropa 

von so großer Bedeutung, dass ich als 
der für die Kultur innerhalb der Bun-
desregierung Verantwortliche zu ei-
nem Jubiläumsempfang in das Bun-
deskanzleramt eingeladen habe. Ins-
gesamt 15 Einrichtungen, deren 
dauerhafte Förderung durch mein 
Ressort erfolgt, erforschen und prä-
sentieren die deutsche Geschichte 
und Kultur im östlichen Europa.

Von Anfang an habe ich mich als Kul-
turstaatsminister dafür eingesetzt, 
dass nicht mehr – wie bis 2005 – an 
diesen Einrichtungen gespart wird, 
sondern mehr Geld für die Pflege des 
bedeutenden Kulturerbes zur Verfü-
gung steht.

Vor 60 Jahren wurde das Bundesver-
triebenengesetz verabschiedet. Kul-
turstaatsminister Bernd Neumann  
lud im März 2013  aus diesem Anlass 
ins Kanzleramt ein und unterstrich in 
seiner Rede die Bedeutung des deut-
schen Kulturerbes im östlichen Euro-
pa als verbindendes Element und 
Baustein einer gemeinsamen europä-
ischen Erinnerungskultur. Der Bun-
desbeauftragte für Kultur und Medien  
betonte: 

„Das Bundesvertriebenengesetz steht 
für eine bemerkenswerte Erfolgsge-
schichte in der Bundesrepublik 
Deutschland. Seine Verabschiedung 
vor 60 Jahren stellte, zusammen mit 
dem Lastenausgleichsgesetz, 
die Weichen für die Integrati-
on vieler Millionen Men-
schen, die aus ihrer Heimat im 
östlichen Teil Europas vertrie-
ben wurden, und schuf zwar 
noch bescheidene, aber stabi-
le soziale Verhältnisse. Meine 
Familie – im Januar 1945 aus 
Elbing / Westpreußen geflüch-
tet – hatte ebenfalls davon 
profitiert. Diese Integration 
diente dem sozialen Frieden, 
sie ermöglichte den Wieder-
aufbau unseres Landes, der – 
das möchte ich ganz deutlich 
sagen – ohne den maßgebli-
chen Beitrag der deutschen Heimat-
vertriebenen und Flüchtlinge so nicht 
denkbar gewesen wäre! 

Das Engagement der Flüchtlinge ver-
änderte die soziale und wirtschaftli-
che Struktur ganzer Landstriche und 
erzeugte neuen Wohlstand. Dieses 
überaus positive Verdienst gerade erst 
entwurzelter und durch Krieg und 
Vertreibung traumatisierter Men-
schen verdient bleibende Anerken-
nung! Die Heimatvertriebenen traten 
früh für eine Versöhnung mit den an-
deren europäischen Völkern ein. 
Zahlreiche Initiativen haben wir dem 
ehrenamtlichen Engagement aus ih-
ren Reihen zu verdanken. Ich freue 

mich besonders, dass ihre Verbands-
vertreter, zuvörderst Sie, liebe Erika 
Steinbach als BdV-Präsidentin, heute 
anwesend sind!

Der Bund der Vertriebenen wird das 
Bundesvertriebenengesetz-Jubiläum 
mit einer eigenen Veranstaltung am 
11. Juni ehren. Der Einladung, mich 
an dieser Veranstaltung mit einer 
Rede zu beteiligen, folge ich sehr 
gern. Aber ich möchte schon heute sa-
gen: der Bund der Vertriebenen hat 
sich jahrzehntelang um die Integrati-
on der Millionen von Flüchtlingen 
und Heimatvertriebenen in Deutsch-
land verdient gemacht. Stellvertre-
tend dafür danke ich herzlich seiner 

langjährigen Präsidentin, Erika Stein-
bach!

Es ist schon eine bewundernswerte 
Leistung, die die Vertriebenen voll-
bracht haben: Sich zu integrieren, 
ohne die eigene Herkunft zu verleug-
nen; offen zu werden für Neues und 
zugleich selbstbewusst kulturelle Tra-
ditionen zu bewahren. Verschiedene 
Vertreter der Landsmannschaften und 
der Landesverbände im Bund der Ver-
triebenen sind heute unter uns und 
ich nutze die Gelegenheit, Ihnen allen 
ein herzliches Dankeschön für Ihr 
vorbildliches und brückenbauendes 
Engagement zu sagen!

60 Jahre Bundesvertriebenengesetz 
Großer Empfang im Kanzleramt mit Steinbach und Maffay
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v.l.: Peter Maffay, Erika Steinbach, Bernd Neumann
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meinen Amtskollegen in Warschau, 
Budapest oder anderswo habe ich dies 
bestätigt gefunden. Ich denke da bei-
spielsweise auch an meine Heimatre-
gion Westpreußen, die ich wiederholt 
besucht habe. Beispielhaft dort ist 
zum Beispiel das deutsch-polnische 
Museum im westpreußischen 
Krockow – nicht weit von Danzig –, 
das gemeinsam vom BKM und polni-
schen Partnern finanziert wird.

Auch in Brüssel wird zunehmend er-
kannt, dass Europa mehr ist als Wäh-
rungsunion und Ökonomie. Es ist die 
Kultur, die das Projekt eines vereinten 
Europa mit Inhalten füllt und Identi-
tät schafft.

Heutige Generationen machen sich 
diese Sichtweise mehr und mehr zu 
eigen. Es ist eine neue Offenheit zu 
beobachten, Vergangenes – selbst 
dessen Schattenseiten – durch einen 
zunehmend vertrauensvollen Diskurs 
für die Gegenwart fruchtbar zu ma-
chen.Vor Ort engagieren sich ehemali-
ge und heutige Bewohner gemeinsam 
um den Erhalt von deutsch geprägten 
Kulturdenkmälern, die so zu Zeichen 
der Versöhnung und der Hoffnung 
werden. Dieses gemeinschaftsstiften-
de Element ist uneingeschränkt be-
grüßenswert.

Ganz besonders möchte ich in diesem 
Zusammenhang Peter Maffay erwäh-

Mittlerweile sind die Mittel 
für den Paragraph 96 um fast 
60 Prozent gegenüber 2005 
erhöht worden. Seit 2006 hat 
mein Haus rund 131 Millio-
nen Euro ausgegeben, um 
den Auftrag des Bundesver-
triebenengesetzes mit Leben 
zu füllen und ihm eine Zu-
kunfts-Perspektive zu geben. 
Allein im laufenden Jahr ste-
hen dafür 20 Millionen Euro 
zur Verfügung. 2005 bei mei-
ner Amtsübernahme waren 
es weniger als 13 Millionen 
Euro. Dabei konnte ich auch 
auf die Unterstützung vieler 
Kolleginnen und Kollegen 
des Deutschen Bundestages 
zählen. Stellvertretend für 
alle möchte ich Klaus Bräh-
mig und Thomas Strobl nen-
nen. Herzlichen Dank für 
Eure Unterstützung!

„Seit 2006 131 
Millionen Euro für 
Kulturförderung“

Das reiche kulturelle Erbe der histori-
schen deutschen Ost- und Siedlungs-
gebiete ist ein Schatz von nationaler 
und europäischer Bedeutung. In un-
serer schnelllebigen Gesellschaft 
droht in Vergessenheit zu geraten, 
dass zahlreiche Regionen des östli-
chen Europas über lange Zeit – mitun-
ter viele Jahrhunderte – von Deut-
schen bewohnt und kulturell geprägt 
waren.

Hinzu kommen Siedlungsgebiete, in 
denen Deutsche als nationale Bevöl-
kerungsgruppe lebten oder als Min-
derheit heute noch leben. Allen die-
sen Gebieten ist eines gemeinsam: Sie 
sind heute europäisches Ausland. Vo-
rausschauend war daher der aus-
drückliche Kulturauftrag des Bundes-
vertriebenengesetzes, das deutsche 
Kulturerbe im Bewusstsein auch des 
Auslandes zu erhalten. 
Was heute wenig spektakulär er-
scheint, war für das Jahr 1953 in der 
Zeit des Kalten Krieges geradezu visi-
onär. Es nahm vorweg, was erst mit 

dem politischen Umbruch in den 90er 
Jahren vollends möglich wurde: Die 
jahrhundertelange deutsche Kultur 
im östlichen Europa als verbindendes 
Element zu begreifen, in übernationa-
len Kooperationen zu erschließen 
und als Baustein einer gemeinsamen 
europäischen Erinnerungskultur zu 
verstehen.

Mit großer Freude stelle ich fest, dass 
die diplomatischen Vertreter einer 
ganzen Reihe mittelost- und südost-
europäischer Staaten meiner Einla-
dung zu dieser Festveranstaltung ge-
folgt sind. Ich nenne besonders die 
Botschafter aus Estland, Rumänien 
und der Slowakei wie auch Vertreter 
der Botschaften von Kroatien, Litau-
en, Serbien, Tschechien und Ungarn! 
Ich begrüße Sie alle herzlich.

Immer wieder machen wir die positi-
ve Erfahrung, dass unsere Partnerlän-
der im östlichen Europa das deutsche 
Erbe ihrer Region als Teil auch ihrer 
Geschichte begreifen, es wertschät-
zen, erforschen und touristisch er-
schließen. Ihre heutige Teilnahme als 
Vertreter Ihres Landes, sehr verehrte 
Damen und Herren, sehe ich daher als 
Zeichen einer kulturellen Verbunden-
heit, die auf einem beachtlichen ge-
meinsamen kulturellen Erbe beruht!

Während meiner Reisen in das östli-
che Europa und in Gesprächen mit 
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Im Vordergrund Peter Maffay, im Hintergrund StM Bernd Neumann, Dr. Christoph BergnerBergner, Erika Stein-
bach, Klaus Brähmig
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Rede in Auszügen

cken vor allem auch nach vorn, und 
da stehen große Projekte an. Das si-
cherlich bedeutendste ist der Aufbau 
der Stiftung Flucht, Vertreibung, Ver-
söhnung in Berlin. 

Aber unser Ziel bleibt es, auch die an-
deren nach Paragraph 96 geförderten 
Einrichtungen auf einem aktuellen 
und zeitgemäßen Stand zu halten.

Wir sehen heute: Die Aufgaben haben 
sich seit den Anfängen weiterentwi-
ckelt, sie sind eher noch gewachsen, 
es gibt neue Perspektiven und Frage-
stellungen. Vor uns liegt ein vielver-
sprechender weiterer Weg, dem wir 
uns in gemeinsamer Initiative und 
Verantwortung stellen. Dies tun wir in 
der Überzeugung, dass die Erschlie-
ßung unserer kulturellen Wurzeln 
beiträgt zum Erhalt eines friedlichen 
und geeinten Europas.“

nen. Sie, lieber Peter Maffay, haben 
tatkräftig Brücken in Ihre alte Heimat 
geschlagen. Ihre Stiftung unterhält im 
siebenbürgischen Radeln ein Erho-
lungsheim für bedürftige Kinder – in 
unmittelbarer Nachbarschaft einer 
denkmalgeschützten Kirchenburg, 
deren baulicher Erhalt von meinem 
Haus nach Paragraph 96 gefördert 
wird. Bei der Einweihung des Heims 
2011 konnte ich mir selbst ein Bild 
von der Situation in Radeln machen. 
Beeindruckt hat mich, dass sich Ihr 
Engagement dort nicht nur auf das Er-
holungsheim beschränkt, sondern 
dass Sie im gesamten Dorf Maßnah-
men vornehmen und Hilfestellungen 
geben – inklusive einer ärztlichen 
Versorgung –, damit es den Menschen 
dort besser geht. 

Wir werden nachher ja noch ein we-
nig darüber hören, aber ich möchte 
Ihnen bereits an dieser Stelle ein gro-
ßes Dankschön für Ihre Anwesenheit 
heute hier, wie auch für Ihre wunder-
bare Arbeit in Radeln sagen!

Aber, bei aller Freude: Kulturförde-
rung ist kein Selbstläufer. Der Erhalt, 
die Präsentation und die Erforschung 
des deutschen Kulturerbes bedürfen 
höchst professioneller Betreuung. 
Sehr geehrte Damen und Herren Di-
rektoren und Leiter von Museen, Kul-
tur- und Wissenschaftseinrichtun-
gen, liebe Kulturreferenten, Sie alle 
sind es, die mit Ihrer Inspiration und 
ihrer Schaffenskraft diesen Förderbe-
reich mit Leben füllen. Ihnen persön-
lich wie auch Ihren Mitarbeiterrinnen 
und Mitarbeiter danke ich herzlich!

Wie bunt und wie vielgestaltig dieser 
besondere Förderbereich aussieht, 
zeigt unser neues Faltblatt „Deutsche 
Kultur und Geschichte im östlichen 
Europa“, ebenso wie das neue ein-
drucksvolle Journal für deutsche Kul-
tur und Geschichte im östlichen Euro-
pa „Blickwechsel“, das ebenfalls heute 
Abend druckfrisch für Sie ausliegt. 

Wir blicken zurück auf 60 Jahre Bun-
desvertriebenengesetz, aber wir bli-

Die Gruppe informiert

men im Ausland festgestellt, dass im 
Bereich der Melde- sowie des Pass- 
und Personalausweisrechts bei der 
Eintragung des Geburtsortes mit 
Rücksicht auf die Besonderheiten des 
Einzelfalls im Rahmen der rechtli-
chen Möglichkeit die Wünsche eines 
Antragstellers angemessen berück-
sichtigt werden können. Weiter teilte 
der Ministerpräsident mit, dass Hes-
sen beabsichtigt, den Beschluss des 
Arbeitskreises I in Abstimmung mit 
dem Bundesinnenministerium groß-
zügig umzusetzen, so dass, sofern die 
antragstellende Personen den Eintrag 
der allgemein üblichen deutschen 
Ortsbezeichnung vorangestellt haben 
möchte oder auch ausschließlich den 
Eintrag der allgemein üblichen deut-
schen Ortsbezeichnung wünscht, die-
sem Wunsch grundsätzlich Rechnung 
getragen wird.

Die Landesbe-
auftragte der 
H e s s i s c h e n 
Landesregie -
rung für Hei-
matvertriebe-
und Spätaus-
s i e d l e r , 
M a r g a r e t e 
Ziegler-Rasch-
dorf, hat Mi-
n i s t e r p r ä s i -

dent Volker Bouffier für die Unterstüt-
zung bei der Frage der Eintragung von 
Geburtsorten in Pässen und Perso-
nenstandsurkunden gedankt. Immer 
wieder kam es zu Beschwerden, da 
deutsche Meldebehörden dazu über-
gegangen sind, bei Vertriebenen und 
Aussiedlern, insbesondere aus dem 
heutigen Polen, die nach dem Krieg 
geboren sind, bei der Neubeantragung 
des Personalausweises oder Reisepas-

Neue Regelung bei Eintragung von Geburtsorten
Hessen setzt Beschluss der Innenminister großzügig um

ses die deutschen Bezeichnungen für 
Geburtsorte im jetzigen Polen durch 
polnische Namen zu ersetzen. Auch 
Standesämter würden in Sterberegis-
terfällen ähnlich verfahren.
Die Präsidentin des Bundes der Ver-
triebenen, Frau Erika Steinbach MdB, 
hatte den Ministerpräsidenten in ei-
nem Schreiben auf die Problematik 
aufmerksam gemacht und den Vor-
schlag unterbreitet, die Innenminis-
terkonferenz könne dieses Problem 
einer Lösung zuführen, die die Be-
findlichkeiten der Vertriebenen und 
die Rechtslage ausreichend berück-
sichtigt.
Ministerpräsident Bouffier konnte in-
zwischen in einem Schreiben an den 
Bund der Vertriebenen Vollzug mel-
den. Auf Antrag des Landes Hessen 
hat der Arbeitskreis I der Innenminis-
terkonferenz mit Beschluss vom April 
2013 zur Bezeichnung von Ortsna-

Margarete Ziegler-Rasch-
dorf
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Eine Delegation der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion bereiste im April 2013 
alle drei baltischen Staaten mit den 
Schwerpunktthemen ethnische Min-
derheiten und deutsches Kulturerbe. 

Dazu erklärt der Vorsitzende 
der Gruppe der Vertriebe-
nen, Aussiedler und deut-
schen Minderheiten der 
CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on, Klaus Brähmig: 

„Im Baltikum existiert nach 
wie vor eine kleine, aber 
sehr aktive deutsche Min-
derheit, die zudem gut inte-
griert ist. In Estland leben 
noch 1.900 Menschen mit 
deutschen Wurzeln, in Lett-
land 4.000 und in Litauen 
2.100, davon knapp 80 soge-
nannte Wolfskinder. 

So stellt etwa das Hermann-
Suderman-Gymnasium im 
ehemaligen Memel, heute 
litauisch 
K l a i p e -
da, ein 
Leucht-
t u r m -
p r o j e kt 
dar, das 
v o m 
d e u t -

schen Kulturver-
ein betrieben 
wird. Die Nachfra-
ge übersteigt das 
Angebot der zwei-

s p ra c h i g e n 
Einrichtung 
mit derzeit 
550 Schul-
plätzen bei 
weitem. Daher sprach sich die 
Delegation beim litauischen Vi-
zekulturminister Edvard Truse-
vic dafür aus, einen dritten 
Deutschzug einzurichten.
 
Auch das deutsche Kulturerbe ist 
in allen drei baltischen Ländern 
präsent und wird gepflegt. Etwa 
das im Zweiten Weltkrieg zer-
störte Schwarzhäupterhaus in 
Riga wurde nach der 1991 wieder 
erlangten Unabhängigkeit Lett-

lands originalgetreu rekonstruiert. 
Oder das Stadtarchiv im früheren Re-
val, heute estnisch Tallinn, das sich in 
vorbildlicher Weise dem Erhalt wert-
voller Dokumente wie Briefe Martin 
Luthers oder lübischer Urkunden an-
nimmt. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion un-
terstützt den von hochrangigen Ge-
sprächspartnern geäußerten Wunsch, 
den Kulturaustausch mit Deutschland 
zu verstärken, da die baltischen Staa-
ten historisch eng mit Deutschland 
verknüpft und eine wichtige Brücke 
nach Skandinavien und Russland 
sind. Zudem genießt die Bundeskanz-
lerin vor Ort ein hohes Ansehen. 

Von den tausenden sogenannten 
Wolfskindern, die am Ende des Zwei-

ten Weltkrieges ihre Eltern in Ost-
preußen verloren und in den Wäldern 
Litauens Zuflucht gesucht haben, le-
ben noch knapp 80 und erhalten vom 
litauischen Staat eine kleine Zusatz-
rente. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
setzt sich dafür ein, dass das noch im-
mer zu wenig bekannte Schicksal der 
Wolfskinder auch in der Bundesstif-
tung Flucht, Vertreibung, Versöhnung 
angemessen behandelt wird.“

Deutsche Minderheit und deutsches Kulturerbe im 
Baltikum ist weiterhin präsent
Kulturaustausch mit Deutschland verstärken 
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Die Petrikirche in Riga. v.l. Ojars Sparitis, Präsident Letti-
sche Akademie der Wissenschaften, Klaus Brähmig, Ste-
phan Mayer, Wiebke Brahe, Kulturreferentin Deutsche Bot-
schaft, Anita Schäfer, Norbert Beckmann-Dierkes, Leiter 
der KAS-Auslandsbüros Lettland & Litauen, Sven Oole
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Das Magazin des Stadtarchivs in Tallinn. 
v.l.: Anita Schäfer, Sven Oole, Klaus Brähmig, Juhan Kreem, Stadtarchivar 
Tallinn
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Die Residenz des deutschen Botschafters in Vilnius. 
v.l.: Klaus Brähmig, Alfreda Kažukauskiené, Sprecherin 
der Wolfskinder, Botschafter Matthias Mülmenstädt
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zur Pflege sudetendeutscher Kultur, 
einen Ort der Begegnung und Erinne-
rung sowie einen Ort für den grenz-
überschreitenden Dialog mit unseren 
tschechischen Nachbarn. Denn die 
Leistungen und das Schicksal der 
deutschen Heimatvertriebenen sind 
Teil unserer gemeinsamen Geschich-
te und Kultur. Und nur wer sich der 
eigenen Geschichte bewusst ist, kann 
auch die Zukunft gut gestalten. Des-
halb hat der Freistaat dieses wichtige 
Projekt bereits in der Vorbereitungs-
phase mit rund 500.000 Euro aus dem 
Zukunftsprogramm ‚Aufbruch Bayern‘ 
gefördert.
Ich danke allen, die sich mit viel En-
gagement für die Realisierung des 
Museums einsetzen: Ihr Einsatz ebnet 
den Weg die Geschichte der Sudeten-
deutschen zu erhalten und vielen zu-
gänglich zu machen.“ 

Die bayeri-
sche Sozial-
m i n i s t e r i n 
C h r i s t i n e 
Haderthauer 
e r k l ä r t e : 
„Das Sude-
tendeutsche 
M u s e u m 
kann jetzt 
konkret Ge-
stalt anneh-
men. Die Lo-

kalbaukommission in München hat 
zur Bauvoranfrage der Sudetendeut-
schen Stiftung grünes Licht gegeben. 
Damit ist der Rahmen für die Realisie-
rung gesteckt. Diese sehr gute Nach-
richt freut mich sehr, denn das Sude-
tendeutsche Museum passt hervorra-
gend an den geplanten Ort und 
ergänzt sinnvoll das bereits bestehen-

de Sudetendeutsche Haus mit seinen 
Einrichtungen. 2012 ist das Jahr der 
Meilensteine für das Gelingen des Su-
detendeutschen Museums. So hat der 
Freistaat Bayern, als Schirmland der 
Sudentendeutschen, mit seiner Un-
terstützung von insgesamt 20 Millio-
nen Euro für die Errichtung seine Ver-
bundenheit mit den Sudentendeut-
schen erneut bekräftigt. Der Bund hat 
sich inzwischen mit 10 Millionen 
Euro angeschlossen. Der positive Be-
scheid der Lokalbaukommission ist 
nun der krönende Abschluss in die-
sem Jahr, der die Verwirklichung des 
Sudetendeutschen Museums in greif-
bare Nähe rückt“, sagte Bayerns Sozi-
alministerin, Christine Haderthauer  
zugleich Schirmherrschaftsministe-
rin der Sudetendeutschen am 
21.12.2012.  Haderthauer weiter: „Mit 
dem Museum schaffen wir einen Ort 

Grünes Licht für das Sudetendeutsche Museum
Bayern zahlt 20 Millionen Euro und Bund 10 Millionen Euro

Kulturförderung nach Paragraf 96 Bundesvertriebenenge-
setz bleibt wichtige Aufgabe
Erhalt und Pflege des deutschen Erbes im östlichen Europa
Das Bundeskabinett hat im Juni 2013 
den aktuellen vom Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Me-
dien vorgelegten Bericht über die 
Maßnahmen zur Förderung der Kul-
turarbeit gemäß § 96 Bundesvertrie-
benengesetz in den Jahren 2011 und 
2012 beschlossen. Hierzu fand im 
Bundestag am 5. Juni 2013 eine Regie-
rungsbefragung statt. Dazu erklärt der 
Vorsitzende der Gruppe der Vertriebe-
nen, Aussiedler und deutschen Min-
derheiten der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Klaus Brähmig: 
„Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
begrüßt den aktuellen Bericht zur Kul-
turförderung nach § 96 Bundesver-
triebenengesetz (BVFG). Die Bundes-
regierung dokumentiert darin ihren 
konsequenten Einsatz für den Erhalt 
und die Pflege des deutschen Erbes im 
östlichen Europa und unterstreicht 

damit die Bedeutung dieser nach wie 
vor wichtigen kulturpolitischen Auf-
gabe. Der zuständige Beauftragte der 
Bundesregierung für Kultur und Me-
dien (BKM) stellte dafür in den Be-
richtsjahren insgesamt 32,4 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Mit weiteren 
rund 1,7 Millionen Euro unterstützt 
das Bundesinnenministerium die 
verständigungspolitische Arbeit der 
Vertriebenen. Besonders hervorzuhe-
ben ist das 2011 neu aufgelegte Aka-
demische Förderprogramm, das auf 
eine stärkere Verankerung des The-
mas an den Universitäten und die För-
derung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses zielt. 2012 konnten zwei Ju-
niorprofessuren an der Universität 
Tübingen und an der Technischen 
Universität Berlin eingerichtet wer-
den. Ferner hat der BKM anlässlich 
des 250. Jubiläums des Ansiedlungs-

manifestes von 
Katharina der 
Großen be-
schlossen, ei-
nen eigenen 
Förderschwer-
punkt zum The-
ma Kultur und 
Geschichte der 
Russlanddeut-
schen zu konzi-
pieren, der sich 
gleichermaßen 
auf die Bereiche 
Wissenschaft und kulturelle Vermitt-
lung bezieht. Kulturstaatsminister 
Bernd Neumann erklärte zudem in 
der Regierungsbefragung, dass sich 
neue Generationen verstärkt für die-
ses historische Erbe interessierten. 
Dies ist eine der positivsten Entwick-
lungen der letzten Jahre.“

Klaus Brähmig
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chen Beraterkreis einvernehmlich 
verabschiedet worden. Flucht und 
Vertreibung der Deutschen bilden ei-
nen Hauptakzent der Stiftungsarbeit 
und werden als Thema in der Dauer-
ausstellung überwiegen. Das Gesche-
hen wird in den Zusammenhang des 
von Deutschland entfesselten Zwei-
ten Weltkrieges, des Holocaust und 
des deutschen Besatzungsterrors in 
Osteuropa, vor allem in 
Polen und in der Sowje-
tunion, gestellt. Das 
sind wir uns, das sind 
wir der historischen 
Wahrheit und auch den 
betroffenen Nationen 
in Europa schuldig.“
Die Veranstaltung zum 
Baubeginn findet im 
Beisein von Bundes-
kanzlerin Angela Mer-
kel statt. Im Berliner 
Deutschlandhaus ent-
steht ein Ausstellungs-, 
Dokumentations- und 
Informationszentrum, 
das die künftige Dauer-
ausstellung der Stiftung 

Zum Baubeginn des Dokumentations-
zentrums der Stiftung Flucht, Vertrei-
bung, Versöhnung am 11. Juni 2013 
erklärte Kulturstaatsminister Bernd 
Neumann, der auch Vorsitzender des 
Stiftungsrates ist: „Mit dem Baubeginn 
im Berliner Deutschlandhaus erreicht 
die Stiftung Flucht, Vertreibung, Ver-
söhnung einen weiteren wichtigen 
Meilenstein: Nach der Stiftungsgrün-
dung, der Gremienbildung und der 
Verabschiedung von Stiftungskonzep-
tion und Leitlinien für die Daueraus-
stellung wird nun ein modernes Aus-
stellungs-, Informations- und Doku-
mentationszentrum entstehen. Damit 
nimmt eines der wichtigsten erinne-
rungspolitischen Vorhaben der Bun-
desregierung sichtbar Gestalt an. Es 
wird daran mitwirken, die Erinnerung 
an Flucht und Vertreibung aufrecht zu 
erhalten, sie nachfolgenden Generati-
onen zu vermitteln und zur Versöh-
nung beizutragen.“
Kulturstaatsminister Bernd Neumann 
weiter: „Die Stiftungskonzeption und 
die Leitlinien für die künftige Dauer-
ausstellung sind im letzten Jahr vom 
Stiftungsrat und dem Wissenschaftli-

Dokumentationszentrum zu Vertreibung entsteht
Bundeskanzlerin Angela Merkel läutet Baubeginn ein

v.l.: Manfred Kittel, Angela Merkel, Erika Steinbach, Bernd Neumann, Wolfgang Thierse
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v.l.: Christian Knauer, Rüdiger Jakesch, Bernd Fabritius, Klaus 
Brähmig, Eckhard Pols

Flucht, Vertreibung, Versöhnung be-
herbergen wird. Dazu wird das Gebäu-
de nach den Plänen des österreichi-
schen Architektenbüros Marte.Marte 
umgebaut und saniert. Für die künfti-
ge Dauerausstellung werden etwa 
1.700 qm zur Verfügung stehen. Darü-
ber hinaus werden ein Veranstal-
tungsbereich, ein Raum für Wechsel-
ausstellungen, eine öffentlich zu-
gängliche Präsenzbibliothek und ein 
„Raum der Stille“ entstehen.
Die Stiftung Flucht, Vertreibung, Ver-
söhnung wurde 2008 als Bundesstif-
tung gegründet. Zuvor hatte sich die 
Bundesregierung dafür ausgespro-
chen, in Berlin ein „sichtbares Zei-
chen gegen Flucht und Vertreibung“ 
zu setzen. Auf dieser Grundlage be-
schloss der Deutsche Bundestag ein 
Gesetz, das die Errichtung der Stiftung 
regelte. 2009 konstituierte sich der 
Stiftungsrat, außerdem wurden ein 
Gründungsdirektor und ein Wissen-
schaftlicher Beraterkreis berufen. 
2012 verabschiedeten die Gremien 
eine Konzeption für die Arbeit der 
Stiftung und Leitlinien für die geplan-
te Dauerausstellung.
Der Umbau des Deutschlandhauses 
und die Arbeit der Stiftung werden in 
vollem Umfang aus dem Etat des Kul-
turstaatsministers finanziert.
Weitere Informationen unter www.
sfvv.de
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lition in dieser Legislaturperiode 
nachhaltig in den Erhalt und in die 
Pflege des deutschen Kulturerbes im 
östlichen Europa investiert hat. Es ist 
das große Verdienst von Staatsminis-
ter Bernd Neumann, der übrigens aus 
Westpreußen stammt, dass der Mit-
telansatz von knapp 13 Millionen 
Euro im Jahr 2005 auf jetzt 20 Millio-
nen Euro angehoben wurde und da-
mit fast das Niveau von 23 Millionen 
Euro der letzten christlich-liberalen 
Regierung im Jahr 1998 erreicht.

Das zentrale Gedenkvorhaben der 
Bundesregierung in diesem Bereich – 
die Stiftung Flucht, Vertreibung, Ver-
söhnung – ist jetzt auf einem guten 
Weg. Die Bundeskanzlerin hat vorges-
tern mit dem Startsignal für den Bau-
beginn im Deutschlandhaus einen 
weiteren Meilenstein zur Verwirkli-
chung des Dokumentationszentrums 
gesetzt. Damit unterstreicht die Bun-
desregierung ihre besondere Verant-
wortung für dieses wichtige Versöh-
nungsprojekt, das der Initiative von 
Erika Steinbach und Peter Glotz zu 
verdanken ist. Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion setzt sich weiter für ei-
nen zügigen Aufbau der Bundesstif-
tung ein.“

Der Deut-
sche Bun-
d e s t a g 
hat am 
13. Juni 
2013 zu 
drei ver-
t r i e b e -
nenpoli-
t i s c h e n 

Vorlagen eine Kernzeitdebatte ge-
führt. Bundesinnenmister Hans-Peter 
Friedrich hat dazu eine Regierungser-
klärung abgegeben. Dazu erklärt der 
Vorsitzende der Gruppe der Vertriebe-
nen, Aussiedler und deutschen Min-
derheiten der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Klaus Brähmig: 

„Die christlich-liberale Koalition setzt 
mit dem heute beschlossenen vertrie-
benenpolitischen Paket ein klares Zei-
chen der Solidarität mit den wichti-
gen Bevölkerungsgruppen der Vertrie-
benen, Aussiedler und deutschen 
Minderheiten. 

Mit dem Antrag 60 Jahre Bundesver-
triebenengesetz (BVFG) wird die his-
torische Erfolgsgeschichte der Integ-
ration von zwölf Millionen Heimat-
vertriebenen und bisher 4,5 Millionen 

Aussiedlern gewürdigt. Aus diesem 
Anlass spricht sich die Koalition ne-
ben der rechtlichen auch für eine ge-
sellschaftliche Anerkennung des 
Schicksals der Heimatvertriebenen 
aus. Es gilt, endlich die Versöhnung 
der Deutschen beim Thema Flucht 
und Vertreibung mit sich selbst zu 
vollenden und der Erlebnisgeneration 
noch die Chance zu geben, ihren Frie-
den schließen zu können. Ferner soll 
Vertreibung weltweit geächtet wer-
den. Die Regierungskoalition hat da-
her beschlossen, den bestehenden 
Weltflüchtlingstag am 20. Juni um das 
Gedenken an Heimatvertriebene zu 
erweitern und dann auf nationaler 
Ebene zu begehen. 

Mit der zehnten Novellierung des 
BVFG bekennt sich die Koalition wei-
terhin zu der historisch-moralischen 
Verpflichtung zur Aufnahme von 
Deutschen im Sinne Artikel 116 
Grundgesetz. Die Novelle dient der 
Vermeidung von Härtefällen bei der 
Familienzusammenführung von 
Spätaussiedlern.

Der aktuelle Bericht der Bundesregie-
rung zur Kulturförderung nach §96 
BVFG belegt faktenreich, dass die Koa-

Koalition setzt Zeichen der Solidarität mit deutschen 
Heimatvertriebenen und Aussiedlern 
Anerkennung des Schicksals der Heimatvertriebenen

Klaus Brähmig
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Marita Krauss, Sarah Scholl-Schneider, Peter Fassl (Hrsg.)
Erinnerungskultur und Lebensläufe
Vertriebene zwischen Bayern und Böhmen im 20. Jahrhundert – grenzüberschreitende Perspektiven
München 2013

Die Augsburger Historikerin Marita Kraus belegt mit ihrem Sammelband eindrucksvoll, wie lohnend es ist, heutige private Erinnerungen an Flucht, Vertrei-
bung und Integration zu untersuchen. Denn die Erinnerung an die Vertreibung nach 1945, an die Ankunft und den langen Prozess der Integration wird 
getragen von Menschen, die ganz neu beginnen mussten. Ihre Lebensläufe, sozialen Netzwerke und Traditionen prägen eine Erinnerungskultur, die in das 
Familiengedächtnis wie in die öffentliche Wahrnehmung Eingang gefunden hat. Zwischen hüben und drüben, zwischen dem Aufnahmeland Bayern und 
den tiefgreifend veränderten Kulturlandschaften Böhmens und Mährens, entstehen Erinnerungsräume, an denen die ehemaligen wie die heutigen 
Bewohner teilhaben. Wie verändert sich die Erinnerung? Wie erleben die Enkel den Bruch in ihrer Familiengeschichte? Wie erinnern sich Tschechen heute 
an die „deutsche Vergangenheit“ ihrer Wohnorte? Die Ergebnisse des beispielhaften Interview- und Forschungsprojekts „Sudetendeutsche Vertriebene in 
Bayern“ werfen neues Licht auf ein Kapitel bayerischer Geschichte, das bis in die Gegenwart reicht. Das Autorenteam unter der Leitung von Frau Krauss 
und Sarah Scholl-Schneider befragte zahlreiche Zeitzeugen sowie deren Familien und begab sich auf Spurensuche in tschechischen und deutschen Archi-
ven. So wird einer der prägendsten Migrationsprozesse der europäischen Nachkriegsgeschichte aus neuer Perspektive dokumentiert. Ungewöhnliche 
Zugänge bieten dazu auch private Fotografien und ihre besonderen Geschichten.



rung gezeichnet. Jeder hatte mit sich 
selbst zu tun, und nur wenige hatten 
freie Kapazitäten, sich um die Flücht-
linge zu kümmern. Am Ende aber, 
meine sehr verehrten Damen und 
Herren, setzte sich die mitmenschli-
che Solidarität, die christliche Nächs-
tenliebe und der gemeinsame Wille, 
Zukunft zu gestalten, durch. Dem na-
tionalen Zusammenhalt in dieser 
schweren Zeit gilt unser Respekt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Der Anteil aller Flüchtlinge an der 
Einwohnerzahl des Bundesgebietes 
betrug damals 20 Prozent. Das heißt, 
jeder Fünfte war ein Vertriebener. Es 
galt, mehrere Millionen Menschen 
sozial und wirtschaftlich einzuglie-
dern. Sie brauchten schnelle Hilfe, 
Kleidung und natürlich Essen. Sie 
brauchten Wohnungen, Arbeit und 
die Möglichkeit, sich eine Existenz zu 
gründen. Deutschland war damals auf 
sich allein gestellt; denn die Hilfe aus 
dem Ausland ließ lange auf sich war-
ten.
Vor Ort – in den Dörfern, Städten und 
Gemeinden – wurden die Herausfor-
derungen angenommen und bewäl-
tigt. Die Regierungen der Bundeslän-
der hatten die große nationale Aufga-
be begriffen. So hat etwa der Freistaat 
Bayern die Sudetendeutschen als sei-
nen vierten Stamm aufgenommen, 
und bis heute ist dort an vielen Stellen 
und Orten die Handschrift der Sude-
tendeutschen erkennbar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Meine Damen und Herren, mit ande-
ren zu teilen, die in Not sind, baut auf 
einem geistigen Fundament und ei-
nem Menschenbild auf, das Bundes-
kanzler Konrad Adenauer zum Aus-
druck brachte, indem er sagte: Im Mit-
telpunkt allen Strebens und Handelns 
bleibt der Mensch und seine Freiheit. 
– Die zweite Erkenntnis: Eine Nation 

Präsident Dr. Norbert Lammert: Ich 
rufe nun die Tagesordnungspunkte 7 
a bis 7 d auf:

a) Abgabe einer Regierungserklärung 
durch den Bundesminister des Innern
Gelebte nationale Solidarität – 60 Jah-
re Bundesvertriebenengesetz

b) Beratung des Antrags der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP „60 Jahre 
Bundesvertriebenengesetz – Erin-
nern an die Opfer von Vertreibung
– Drucksache 17/13883 –

c) Zweite und dritte Beratung des vom 
Bundesrat eingebrachten Entwurfs ei-
nes … Gesetzes zur Änderung des 
Bundesvertriebenengesetzes
– Drucksache 17/10511 –

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses (4. Ausschuss)
– Drucksache 17/13937 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Stephan Mayer (Altöt-
ting)
Rüdiger Veit
Serkan Tören
Ulla Jelpke
Memet Kilic

d) Beratung der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung
Bericht der Bundesregierung über 
die Maßnahmen zur Förderung der 
Kulturarbeit gemäß § 96 des Bun-
desvertriebenengesetzes in den 
Jahren 2011 und 2012
– Drucksache 17/13777 –

Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Kultur und Medien (f)
Auswärtiger Ausschuss 
Innenausschuss
Ausschuss für Tourismus

Nach einer interfraktionellen Verein-
barung sind für die Aussprache im 
Anschluss an die Regierungserklä-
rung 90 Minuten vorgesehen. Ich 
habe den Eindruck, dass Sie auch da-

mit einverstanden sind. – Das ist der 
Fall. Dann können wir so verfahren.
Das Wort zur Abgabe einer Regie-
rungserklärung hat der Bundesminis-
ter des Innern, Herr Dr. Hans-Peter 
Friedrich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Dr. Hans-Pe-
ter Friedrich, 
Bundesminis-
ter des Innern:
Herr Präsident! 
Meine sehr 
verehrten Da-
men und Her-
ren! Vor 60 Jah-
ren, im Juni 
1953, trat das 
Gesetz über die 
Angelegenhei-

ten der Vertriebenen und Flüchtlinge 
in Kraft. Dieses sogenannte Bundes-
vertriebenengesetz kam nach langen 
und intensiven Beratungen zustande; 
denn es griff in viele Lebensbereiche 
und in viele politische Zuständigkei-
ten – Wirtschaft, Landwirtschaft, 
Wohnungsbau, um nur einige zu nen-
nen – ein. Das Gesetz baute auf den 
Erfahrungen der unmittelbaren Nach-
kriegsjahre auf und sollte die Grund-
lage der Integration von Millionen 
von Menschen werden. Es ist bis heu-
te ein Dokument für gelebte nationale 
Solidarität in Deutschland.

Von den 16 Millionen Deutschen, die 
bei Kriegsende in den deutschen Ost-
gebieten und in den ost- und südost-
europäischen Staaten lebten, wurden 
fast 12 Millionen aus ihrer Heimat 
vertrieben. 2 Millionen fanden auf der 
Flucht, bei Vertreibung oder Deporta-
tion den Tod. Die traumatischen Er-
lebnisse der Vertreibung waren da-
mals allgegenwärtig – umso mehr, als 
sich das Leid auch danach fortsetzte. 
Denn der Zufluchtsort, die neu ge-
gründete Bundesrepublik, war eben-
falls von Elend, Hunger und Zerstö-

„Eine großartige Erfolgsgeschichte“
Regierungserklärung und Debatte zum Antrag „60 Jahre Bundes-
vertriebenengesetz“ am 13. Juni 2013 im Deutschen Bundestag
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Triebfeder für das deutsche Wirt-
schaftswunder. Die Vertriebenen 
brachten gute handwerkliche Fähig-
keiten und industrielles Know-how 
mit. Von der Glaskunst über die Tex-
tilherstellung bis hin zum Instrumen-
tenbau reichte die Vielfalt erfolgrei-
chen unternehmerischen Wirkens 
der Vertriebenen in der neuen Hei-
mat.

All diese Vergünstigungen und Hilfen 
nach dem Bundesvertriebenengesetz 
galten auch für den zunehmenden 
Strom von Flüchtlingen aus der sow-
jetischen Besatzungszone. Die Regie-
rung Adenauer hat damit auf die aktu-
elle Entwicklung im Osten Deutsch-
lands reagiert.
Übrigens, das Thema Vertreibung 
wurde in der DDR schlichtweg totge-
schwiegen.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Das ist 
unwahr!)

Nachdem die Vertriebenen dort ange-
kommen waren und alles verloren 
hatten, wurde ihnen durch die Zuord-
nung der Begriffe „Umsiedler“ und 
„Neubürger“ klargemacht, dass ihre 
Sicht der Dinge nicht gefragt war. Die 
Begriffe „Flüchtlinge“, „Vertriebene“, 
„Heimatlose“ waren verboten. Durch 
staatliche Anordnung gab es sie nicht. 
Die Heimatvertriebenen hatten im 
politischen Geschehen keine Stimme, 
kein Gesicht und in der DDR keinen 
Platz zur Erinnerung und zur Aufar-
beitung ihres Schicksals. Was poli-
tisch nicht gewollt war, sollte auch 
nicht stattfinden, ohne Rücksicht auf 
die Gefühle der Menschen. Auf die 
kam es nicht an in der DDR. Dort stand 
nicht der Mensch im Mittelpunkt, 
sondern die Ideologie.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

In der Bundesrepublik wurden die 
Vertriebenenorganisationen von An-
fang an politisch eingebunden. Es war 
erklärtes Ziel der Regierung Adenauer, 
den Organisationen eine Stimme zu 
geben und ihnen die Mitgestaltung zu 
ermöglichen. Die Rolle der Lands-
mannschaften und ihrer Dachorgani-
sation, des Bundes der Vertriebenen, 
während der Aufbaujahre und des 

ist eine Solidargemeinschaft, eine 
Schicksalsgemeinschaft, eine Familie 
– in guten wie in schlechten Zeiten. 
Im Bundesvertriebenengesetz wur-
den deshalb auch zwei Grundsätze 
formuliert, nämlich erstens: Vertrie-
bene sind voll gleichberechtigte 
Staatsbürger der Bundesrepublik 
Deutschland. Zweitens: Notwendige 
Hilfe gibt es so lange, bis die Einglie-
derung in das wirtschaftliche und so-
ziale Leben erfolgt ist. Das heißt, nie-
mand sollte bevorzugt werden; aber 
es sollte sichergestellt werden, dass 
alle die gleichen Möglichkeiten und 
die gleichen Bedingungen für einen 
Neuanfang haben. Nicht die Umver-
teilung war das Ziel, sondern Ziel war 
es, jedem Menschen die Chance zu ge-
ben, sich selbst zu entwickeln, sich 
einzubringen und teilzuhaben.

„Das Thema 
Vertreibung wurde 
in der DDR 
schlichtweg 
totgeschwiegen“

Das Bundesvertriebenengesetz gab 
Antwort auf die drängenden Fragen. 
Es half dabei, die faire Verteilung der 
Vertriebenen auf alle Bundesländer zu 
vollenden, es linderte die Wohnungs-
not. Mit besonderen Wohnungsbau-
programmen wurden 264 000 Woh-
nungen für umgesiedelte Vertriebene 
geschaffen. Für die Aussiedler wur-
den in den Folgejahren über 20 Son-
derwohnbauprogramme in Milliar-
denhöhe aufgelegt. Bis 1968 wurden 
knapp 2 Millionen Menschen mit 
Wohnraum versorgt. Ein weiteres 
drängendes Problem war die Land-
wirtschaft. Die Bauern hatten in be-
sonderer Weise unter ihrer sozialen 
Deklassierung zu leiden. Früher 
selbstständige Bauern, die von Haus 
und Hof vertrieben worden waren, 
waren nun gezwungen, sich als Land-
arbeiter zu verdingen. Mit der Einglie-
derung der vertriebenen Landwirte 
galt es, für diese Menschen einen tie-
fen Einschnitt in ihrem Leben, ihrem 
Selbstverständnis und auch ihrem 

Selbstbewusstsein zu bewältigen. 
Gleichzeitig musste die Ernährung 
der Bevölkerung sichergestellt wer-
den.

Mit dem Bundesvertriebenengesetz 
schuf die Bundesregierung die Vor-
aussetzung, dass viele vertriebene 
Bauern auch in ihrer neuen Heimat 
ihrem Beruf nachgehen konnten. 
Mehrere Milliarden D-Mark hat die 
Bundesrepublik in den Jahren 1949 
bis 1959 dafür ausgegeben. Es wurde 
100 000 Bauernfamilien geholfen. Da-
hinter stand auch die Erkenntnis, 
dass ein Land nicht allein auf seine 
Industrieproduktion setzen kann, 
sondern dass die Ernährung der eige-
nen Bevölkerung durch landwirt-
schaftliche Urproduktion sicherge-
stellt werden muss – ein Grundsatz, 
meine Damen und Herren, der auch 
heute noch gilt und den man ab und 
zu in Erinnerung rufen muss.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Eine weitere wichtige Erkenntnis lag 
dem Bundesvertriebenengesetz zu-
grunde: Freiheit des Einzelnen setzt 
voraus, dass er sich eine materielle 
Grundlage schaffen kann, die ihm im 
Leben Entscheidungsfreiheit und Ge-
staltungsfreiheit gibt. Das Bekenntnis 
zum Eigentum, zur Förderung der Ei-
gentumsbildung war ein wichtiges Si-
gnal. Die Regelung, dass Vertriebene 
wegen früherer Schulden nicht mehr 
in Anspruch genommen werden durf-
ten, war wichtig; denn damit wurden 
sie in die Lage versetzt, wieder Eigen-
tum zu erwerben und damit unabhän-
gig und frei ihr Leben zu gestalten.

Ebenso freiheitsfördernd wirkten die 
Hilfen bei der wirtschaftlichen Ein-
gliederung. Die Arbeitslosigkeit war 
im Verhältnis zur einheimischen Be-
völkerung wesentlich höher. Das Ge-
setz sah deswegen die Förderung von 
Existenzgründungen vor. Damit wur-
den Anreize für Kreativität und Inno-
vation gesetzt, eine entscheidende 
Weichenstellung für eine freiheitli-
che Wirtschaftsordnung, die Deutsch-
land in der Folge so erfolgreich ma-
chen sollte.
Die Idee der Freiheit ist die Grundlage 
für Hilfe zur Selbsthilfe und war eine 
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der sich in besonderer Weise kompe-
tent und mit Herz der Sache der Ver-
triebenen und der Aussiedler, aber 
auch der deutschen Minderheiten im 
Ausland verpflichtet weiß.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Die Schaffung des Amts des Aussied-
lerbeauftragten war außerordentlich 
weitsichtig. Das zeigte sich 1990, als 
400 000 Aussiedler einschließlich ih-
rer Angehörigen nach Deutschland 
kamen. Bis zum Ende des Jahrzehnts 
waren es dann jährlich durchschnitt-
lich weitere 180 000 Aussiedler.
Dieser Ansturm brachte große organi-
satorische und finanzielle Herausfor-
derungen für Bund, Länder und Kom-
munen mit sich. Wie in den Nach-
kriegsjahren stellte sich zunächst die 
Frage, wie die Aussiedler im Bundes-
gebiet verteilt werden sollten und wie 
sie vor Ort untergebracht werden 
könnten. Aufnahmelager wurden ein-
gerichtet. Im Zentrum stand wieder – 
einmal mehr – das Grenzdurchgangs-
lager Friedland. Wieder wurde die 
Glocke von Friedland zum Symbol der 
Freiheit, und sie ist es geblieben bis 
zum heutigen Tag. Und wieder war 
der Bundesgesetzgeber gefragt, Rege-
lungen zu finden, die den Aufnahme-
kapazitäten gerecht wurden. Dies ge-
lang der Regierung Kohl 1990 mit dem 
Aussiedleraufnahmegesetz, mit dem 
erstmals ein öffentliches Aufnahme-
verfahren eingeführt wurde.
Das Festhalten am Solidaritätsgedan-
ken war allerdings nicht immer un-
umstritten. Eine besondere Zuspit-
zung der Diskussion erfolgte mit dem 
Spätaussiedlerstatusgesetz von 2001. 
Danach wurden die Spätaussiedler 
zum Nachweis gezwungen, dass ihre 
Deutschkenntnisse auf familiärer 
Vermittlung beruhen. Dies führte na-
türlich in der Praxis zu großen Schwie-
rigkeiten und hatte auch Auswirkun-
gen auf die Familien. Viele wurden 
getrennt.
Dramatische Auswirkungen hatte das 
2005 verabschiedete Zuwanderungs-
gesetz. Es erschwerte die Mitaussied-
lung von Ehegatten und Abkömmlin-
gen der Spätaussiedler beträchtlich.

Kalten Krieges können wir nicht hoch 
genug einschätzen. Die Vertriebenen 
haben Deutschland nicht nur materi-
ell wieder aufgebaut, sondern sie ha-
ben auch an der geistig-moralischen 
Grundlage unserer Freiheitsordnung 
mitgewirkt. Für sie bedeutete Integra-
tion nicht, Ansprüche zu stellen, son-
dern anzupacken, mitzuhelfen, dass 
die neue Heimat Bundesrepublik 
Deutschland eine gute Zukunft hat.

Trotz des erlittenen Unrechts und der 
Trauer um die verlorene Heimat sind 
sie nicht bitter und unversöhnlich ge-
worden, sondern haben eine große 
Geste des Friedens ausgesandt. In der 
Charta der Heimatvertriebenen von 
1950 heißt es:
Wir werden jedes Beginnen mit allen 
Kräften unterstützen, das auf die 
Schaffung eines geeinten Europas ge-
richtet ist, in dem die Völker ohne 
Furcht und Zwang leben können.
Diese Haltung verdient größten Res-
pekt: kein Rachegedanke, sondern 
Versöhnungsbereitschaft. Welch eine 
unglaubliche menschliche Leistung!

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der 

SPD)

Auf dieser Grundlage haben sich die 
Vertriebenen der Aussöhnung und der 
Verständigung verpflichtet. Sie haben 
diese Verpflichtung ernst genommen 
und Brücken gebaut, nach Osten, in 
die alte Heimat, und das lange bevor 
staatliche Politik diesen Weg gehen 
konnte. In schwierigen Zeiten haben 
sie den Weg für Verständigung und 
Versöhnung offengehalten und waren 
dadurch Vorreiter auch der europäi-
schen Einigung. Denn sie haben frü-
her als andere begriffen, dass es eine 
gute Zukunft aller Mitgliedstaaten 
und Bürger Europas nur auf der Basis 
des Bekenntnisses zu gemeinsamen 
Werten geben kann.

Das Bundesvertriebenengesetz wurde 
immer wieder an die aktuellen Ent-
wicklungen angepasst, stets getragen 
von dem Gedanken der Solidarität mit 
unseren Landsleuten. Ging es zu-
nächst um eine rasche Eingliederung 
der Vertriebenen und Flüchtlinge, trat 
später mehr und mehr die Aufnahme 

von deutschstämmigen Aussiedlern 
und ihren Angehörigen im damaligen 
Ostblock in den Vordergrund.  Sie ka-
men nach Deutschland, weil sie we-
gen ihres Deutschseins diskriminiert 
wurden. Die Aussiedler aus der ehe-
maligen Sowjetunion waren jahr-
zehntelang kollektiven Strafmaßnah-
men ausgesetzt und systematisch 
entwurzelt worden.

„BVFG  immer 
wieder an die 
aktuellen 
Entwicklungen 
angepasst“

Im Zeitraum 1950 bis 1988 kamen 
insgesamt über 1,6 Millionen Aus-
siedler einschließlich ihrer Angehöri-
gen zu uns. Die starke Zunahme der 
Zahl der Aussiedler Ende der 80er-
Jahre war Zeichen des grundlegenden 
politischen Wandels in den Staaten 
des Warschauer Pakts.

Der damalige Bundeskanzler Helmut 
Kohl hat als Folge des starken Zu-
stroms der Aussiedler das Amt des 
Aussiedlerbeauftragten beim Bundes-
minister des Innern geschaffen. In der 
Folgezeit kümmerte sich der damalige 
Aussiedlerbeauftragte Horst Waffen-
schmidt um die Koordinierung der 
Aussiedlerpolitik der Bundesregie-
rung und übernahm den Vorsitz im 
Vertriebenenrat. Er wurde zu einem 
wichtigen und engen Ansprechpart-
ner der Aussiedlerorganisationen und 
gab wichtige politische Impulse für 
die Vertriebenengesetzgebung.

Heute, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, haben wir im Bundesmi-
nisterium des Innern mit Christoph 
Bergner einen Mann,

(Thomas Oppermann [SPD]: Wie 
hieß der? – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Den Namen 

haben wir vorher noch nicht ge-
hört!)
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Rüdiger Veit 
(SPD): Herr 
P r ä s i d e n t ! 
Meine sehr 
v e r e h r t e n 
Kolleginnen 
und Kolle-
gen! Ja, Herr 
B u n d e s i n -
nenminister, 
in dem Punkt 
stimme ich 
Ihnen un-

umwunden zu – alle Sozialdemokra-
ten tun dies –: Die Integration der Ver-
triebenen und Spätaussiedler ist eine 
großartige Erfolgsgeschichte der ver-
gangenen Jahrzehnte, an der ganz vie-
le der Zugewanderten genauso wie 
der Stammbevölkerung hier in 
Deutschland beteiligt waren. Anders, 
als Sie den Eindruck erweckt haben, 
wenn ich das der Vollständigkeit hal-
ber sagen darf, war das eben auch 
nicht nur eine Geschichte, an der 
Christdemokraten beteiligt waren – 
Sie haben nämlich nur die Namen von 
Christdemokraten genannt –, son-
dern auch Sozialdemokraten.

(Beifall bei der SPD)

Ich nenne nur Wenzel Jaksch, der in 
Hessen die Aufgabe hatte, sich der Be-
lange der Vertriebenen anzunehmen 
und hervorragende Leistungen er-
bracht hat, später dann auch Präsi-
dent des Bundes der Vertriebenen 
wurde. Ich nenne aber auch Heinrich 
Albertz, der im Jahre 1948 in Nieder-
sachsen das Amt des zuständigen Mi-
nisters innehatte. Ich darf auch an un-
sere Kollegen Hans-Peter Kemper und 
Jochen Welt erinnern, die in früheren 
Zeiten das Amt des Aussiedlerbeauf-
tragten der Bundesregierung innehat-
ten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU – Tho-
mas Oppermann [SPD]: Die hätte 

Friedrich auch erwähnen kön-
nen!)

Zu den kulturpolitischen Gegeben-
heiten und zu Ihrer Regierungserklä-
rung wird nachher der Kollege Ernst 
Dieter Rossmann reden. Ich will mich 
mit den anderen Vorlagen befassen, 
die heute hier zur Debatte stehen.

In den letzten Jahren konnte jedoch 
wieder an die Politik der nationalen 
Solidarität angeknüpft werden.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Rede ist irgendwie 

unerträglich!)

Es wurden viele Maßnahmen verab-
schiedet, die die Integration von Spät-
aussiedlern und ihren Angehörigen 
unterstützten. Das betrifft die Aner-
kennung von Prüfungen und erwor-
benen Befähigungsnachweisen. Das 
betrifft spezielle Fördermaßnahmen, 
die die Deutschkenntnisse der Spät-
aussiedler und das Zusammengehö-
rigkeitsgefühl gestärkt haben. 
60 Jahre nach Inkrafttreten des Bun-
desvertriebenengesetzes kann man 
hinsichtlich der Integration unserer 
deutschen Landsleute von einer Er-
folgsgeschichte sprechen. Die Wei-
chenstellung der Adenauer-Regierung 
war richtig. Man hat den Vertriebenen 
eine neue Heimat gegeben und aner-
kannt, dass ihre alte Heimat ein un-
trennbarer Teil deutscher Geschichte 
und Kultur bleibt.

(Sven-Christian Kindler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist total 

revisionistisch, was er erzählt!)

Die Kultur und die Traditionen der 
deutschen Ostgebiete sind Teil unse-
res deutschen Selbstverständnisses, 
und auch daran mahnt und erinnert 
uns das Bundesvertriebenengesetz. 
Bund und Länder haben sich damals 
mit großer Überzeugung dazu ver-
pflichtet, Kultur und Geschichte der 
Deutschen im östlichen Europa wach-
zuhalten im Bewusstsein unserer Na-
tion. Das reiche kulturelle Erbe, das 
die Deutschen aus ihrer jahrhunder-
tealten Geschichte im östlichen Euro-
pa mitbrachten, ist für unsere Nation 
von herausragender Bedeutung. Ob 
Musik, ob Malerei, ob Architektur, 
Philosophie oder Wissenschaft und 
Forschung, der Beitrag des schöpferi-
schen Geistes der Deutschen in den 
ehemaligen Ostgebieten hat unsere 
Nation und ihre Entwicklung mitge-
prägt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Die Bundesregierung fördert heute 
über den Beauftragten für Kultur und 
Medien Museen, Kultur- und Wissen-
schaftseinrichtungen, die sich dem 
deutschen Kulturerbe im östlichen 
Europa widmen. Ziel ist es, den Zu-
gang zum kulturellen Erbe der Deut-
schen im östlichen Europa zu erhal-
ten und seine zukunftsweisende Be-
deutung sichtbar zu machen. Breiten 
Raum nimmt aber auch die Zusam-
menarbeit mit Gruppen der Vertriebe-
nen und Aussiedler ein, die sich für 
den Erhalt des Kulturerbes einsetzen 
und sich gemeinsam mit ausländi-
schen Partnern engagieren. Alle Akti-
vitäten stehen im Zeichen der Koope-
ration mit den Partnerorganisationen 
in den Regionen und wenden sich 
verstärkt auch an die junge Generati-
on. 
Das Bundesvertriebenengesetz hat in 
den letzten sechs Jahrzehnten Ge-
schichte geschrieben, auf die es auf-
zubauen gilt. Wichtig ist, die Erinne-
rung wachzuhalten. Mit der Stiftung 
Flucht, Vertreibung, Versöhnung hat 
die Erinnerung an das Schicksal der 
Millionen Vertriebenen eine zusätzli-
che Kraft bekommen. Es geht um un-
ser gemeinsames Erbe. Dieses Erbe 
müssen wir unseren Nachfolgegene-
rationen vermitteln; denn Kultur und 
Geschichte der Vertriebenen gehören 
zu unserer Identität. 
Dass wir das sagen können, verdan-
ken wir auch der Leidenschaft und der 
Hartnäckigkeit der Vertriebenen, die 
immer darauf gedrängt haben, dass 
ihre Herkunft, ihre Tradition, ihre 
Bindung auch heute noch in unserem 
Land lebendig sind. Die Vertriebenen, 
denen unermessliches Leid wider-
fahren ist, dürfen sich unserer Solida-
rität, unserer Anerkennung und des 
nationalen Gedenkens sicher sein.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP sowie des Abg. Hans-Ulrich 

Klose [SPD])

Präsident Dr. Norbert Lammert: Ich 
eröffne die Aussprache und erteile das 
Wort zunächst dem Kollegen Rüdiger 
Veit für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Foto: Deutscher Bundestag/
Lichtblick/Achim Melde
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abschließend gesagt – ich zitiere aus 
dem Protokoll –:
Unsere, der Deutschen Sensibilität für 
die Leiden und Opfer von Vertreibung 
und Flucht resultiert nicht nur und 
nicht zuerst daraus, dass Deutsche 
selbst Opfer gewesen sind, sondern 
daraus, dass Deutsche andere zu Op-
fern gemacht haben. Daraus, aus die-
ser doppelten bitteren Erfahrung, re-
sultiert unsere dauerhafte moralische 
Verpflichtung.

Genau diesen entscheidenden Punkt 
verfehlte schon Ihr Antrag von da-
mals. Der heute vorliegende Antrag ist 
ein bisschen besser; das will ich gern 
einräumen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Ab-
geordneten des BÜNDNISSES 90/

DIE GRÜNEN)

Ich möchte Wolfgang Thierse ergän-
zen durch ein Zitat aus einer Rede un-
seres ehemaligen Bundespräsidenten 
Johannes Rau, die er beim Tag der 
Heimat des Bundes der Vertriebenen 
im Jahr 2003, also vor nunmehr zehn 
Jahren, gehalten hat:

Überall im deutschen Machtbereich 
sind ethnische Minderheiten und 
ganze Völker verfolgt, versklavt und 
vertrieben worden, sobald man sie in 
die Gewalt bekam: So wurden aus dem 
westlichen Polen gleich nach der Be-
setzung binnen Monaten weit mehr 
als eine Million polnische Bürger de-
portiert, um Platz für Deutsche zu 
schaffen. Und das sollte ja nur der An-
fang sein: Die Pläne für die Vertrei-
bung von Millionen Polen und Russen 
lagen bereit. Im „Generalplan Ost“ 
und im „Generalsiedlungsplan Ost“ 
kalkulierte die SS allein mit mehr als 
dreißig Millionen russischen Opfern 
dieser Landnahme. In der Vernich-
tung der europäischen Juden erreich-
te diese rassistische und ethnokrati-
sche Politik ihre schrecklichste Form. 
Götz Aly hat Recht: Der Holocaust ge-
hört „mitten hinein“ in die histori-
sche Konstellation, der am Ende auch 
die deutschen Vertriebenen zum Op-
fer fielen.

(Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Bundesvertriebenenrecht ver-
langt für die Aufnahme von Ehegatten 
von Spätaussiedlern oder von ihren 
Abkömmlingen Grundkenntnisse der 
deutschen Sprache vor der Ausreise 
aus dem Aussiedlungsgebiet. Dies hat 
in der Verwaltungspraxis der vergan-
genen Jahre zu einer ganzen Reihe 
von – jedenfalls in dieser Form – si-
cher nicht beabsichtigten Härten ge-
führt. Konsequenterweise hatte daher 
der Bundesrat vorgeschlagen, von die-
sem Erfordernis der Sprachkompe-
tenz jedenfalls dann abzusehen, 
wenn der Ehegatte oder Abkömmlin-
ge aufgrund einer körperlichen, geis-
tigen oder seelischen Krankheit oder 
in einem vergleichbaren Fall nicht in 
der Lage sind, Grundkenntnisse der 
deutschen Sprache zu erwerben. 

„Wir  können dem 
Antrag zu 60 Jahre 
BVFG nicht 
zustimmen“

Die Bundesregierung hatte die For-
mulierung „oder in einem vergleich-
baren Fall“ für zu unbestimmt und zu 
vage gehalten. Daher haben die Koali-
tionsfraktionen in ihrem Änderungs-
antrag diese fünf Wörter nicht über-
nommen. Das ist unseres Erachtens 
falsch, weil man nicht sämtliche 
denkbaren Fallkonstellationen vor-
hersehen kann, die aus nachvollzieh-
baren humanitären Gründen eigent-
lich verlangen, dass eine Familie eben 
nicht auseinandergerissen wird.
Die Einfügung dieser fünf Wörter mit 
Bezug auf Ehegatten von Ausländern 
in das Aufenthaltsgesetz, wie sie auch 
in dem im Ausschuss behandelten 
Änderungsantrag der Linken vorge-
schlagen wird, wäre ebenso konse-
quent und geboten gewesen. Wir wer-
den trotzdem dem Antrag der Koaliti-
onsfraktionen zustimmen; dem 
Änderungsantrag der Linken hatten 
wir zugestimmt.
Ich setze im Übrigen als bekannt vor-
aus, dass unsere grundsätzliche Kritik 
am Erfordernis des vorherigen Spra-
cherwerbs von nachzugswilligen Ehe-

gatten, also schon im Herkunftsland, 
unverändert fortbesteht. Aber kleine 
Verbesserungen im Sinne einer Härte-
fallregelung sind bzw. wären natür-
lich besser als nichts.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Memet Kilic [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN])

Der Vollständigkeit halber sei ver-
merkt, dass die Koalitionsfraktionen 
durch die nunmehr vorgeschlagene 
Neuregelung offenbar wiederum eine 
Ungleichbehandlung von minderjäh-
rigen Kindern produzieren; denn die 
minderjährigen Kinder der Spätaus-
siedler werden vom Erfordernis der 
Sprachkompetenz generell befreit, 
während es bei den minderjährigen 
Kindern von Ausländern, bei den 16- 
und 17-jährigen Kindern, gemäß § 32 
Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes nach 
wie vor einer positiven Integrations-
prognose bzw. des Vorhandenseins ei-
nes gültigen Aufenthaltstitels beider 
Eltern bzw. des allein personensorge-
berechtigten Elternteils bedarf.
Insgesamt aber – das ist das für uns 
politisch Entscheidende – bejahen 
natürlich gerade wir Sozialdemokra-
ten alle Regelungen, die humanitäre 
Härten beseitigen und das Zusam-
menbleiben der Familien fördern. 
Dies gilt für Spätaussiedler genauso 
wie für Ausländer.

(Beifall bei der SPD)

Nicht zustimmen können wir aller-
dings dem Antrag der Koalitionsfrak-
tionen mit dem Titel „60 Jahre Bun-
desvertriebenengesetz – Erinnern an 
die Opfer von Vertreibung“. Abgese-
hen davon, dass dieser Antrag erst von 
Dienstagabend stammt und der Titel 
dreimal geändert worden ist – aber 
das ist Ihre Verantwortung –, bleibt er 
weit hinter dem zurück, was heute ge-
boten wäre.
Er bezieht sich im Übrigen ausdrück-
lich auf einen Antrag von Ihnen zum 
60. Jahrestag der Charta der deut-
schen Heimatvertriebenen auf der 
Bundestagsdrucksache 17/4193 vom 
15. Dezember 2010, über den am 10. 
Februar 2011 hier im Bundestag de-
battiert wurde. Dazu hat Wolfgang 
Thierse, wie ich finde, richtigerweise 
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ernst nehmen, dann müssten Sie sich 
– damit meine ich die Koalitionsfrak-
tionen genau wie diese Bundesregie-
rung – in der ersten Reihe derjenigen 
befinden, die im Zuge einer europa-
weiten Verantwortungsteilung bereit 
sind, in Deutschland mehr Flüchtlin-
ge aufzunehmen,

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/
CSU]: Was sagen Sie eigentlich 

über das Bundesvertriebenenge-
setz?)

anstatt sie nach den von Ihnen hart-
näckig verteidigten und überkomme-
nen Grundsätzen der sogenannten 
Dublin-II-Verordnung in den Mittel-
meeranrainerstaaten,

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/
CSU]: Ich glaube, Sie sind in der 

falschen Debatte hier!)

die mit der Aufnahme und der Verfah-
ren allein schon wegen der Größe des 
Problems völlig überfordert sind, da-
hinvegetieren zu lassen.

(Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der Abg. Ulla Jelpke [DIE LINKE])

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Veit, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Grindel?

Rüdiger Veit (SPD): Ja.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr 
Kollege Veit, Sie reden jetzt vier Fünf-
tel Ihrer Redezeit in dieser Debatte 
nicht über Vertriebene, sondern über 
Ausländer, über Flüchtlinge, über an-
dere Themen. Darf ich das so interpre-
tieren, dass Sie in Wahrheit das 
Schicksal der Vertriebenen und der 
Aussiedler nicht interessiert?

Rüdiger Veit (SPD): Dann haben Sie 
nicht zugehört, lieber Herr Grindel. 
Ich habe eingangs darauf hingewie-
sen, dass der Kollege Rossmann etwas 
zur kulturpolitischen Seite sagen 
wird. Sie haben recht und insoweit 
richtig zugehört, dass ich mich vier 
Fünftel meiner Rede mit Vertriebe-
nen- und Flüchtlingsfragen beschäfti-
ge. Das wird auch so bleiben. Ich leh-

Zu Ihrem Antrag von vorgestern, wie 
erwähnt, muss ich sagen: Er enthält 
genau wie der frühere Antrag eine 
Reihe von Formulierungen in einer, 
wie ich meine, vielleicht doch zu 
volkstümelnden und rückwärtsge-
wandten Schattierung. Er enthält im 
Übrigen aber auch Forderungen, die 
vielleicht noch in das Entstehungs-
jahr des Bundesvertriebenengesetzes 
gepasst hätten, keinesfalls aber in ei-
nen Antrag des Jahres 2013. Allen 
Ernstes sollen wir uns, so Ihr Antrag, 
neben der rechtlichen auch für eine 
gesellschaftliche Anerkennung des 
Schicksals der deutschen Heimatver-
triebenen aussprechen.
 Angesichts der von uns allen – auch 
ich habe das getan – beschriebenen 
erfolgreichen Integration von mehr 
als 12 Millionen Flüchtlingen und 
Heimatvertriebenen und von mehr 
als 3 Millionen Spätaussiedlern kann 
diese Forderung zum heutigen Tage 
nur als absurd bezeichnet werden und 
übrigens in der gesamten Bevölke-
rung nur Kopfschütteln auslösen.

(Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Andererseits stehen in Ihrem Text 
aber auch einige richtige Passagen, 
von denen ich mir wünschen würde, 
dass Sie sie in ihren wohlklingenden 
Formulierungen weiter denken und 
umsetzen würden. Beispielsweise 
heißt es:
Von übergeordneter Bedeutung ist die 
Versöhnung und Wiedergutmachung 
gegenüber den Opfern des National-
sozialismus und der von Deutschland 
ausgehenden Aggressionskriege.
Wenn dies aber richtig ist, wäre zum 
Beispiel eine besondere Sensibilität 
auch gegenüber der von Deutschland 
seinerzeit verfolgten Bevölkerungs-
gruppe der Roma angebracht und ge-
rade ihr eine besondere Achtung und 
Toleranz zu schenken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Ab-
geordneten des BÜNDNISSES 90/

DIE GRÜNEN)

Aber was erleben wir? Exakt zeitgleich 
mit der feierlichen Eröffnung des 
Denkmals für die ermordeten und 
verfolgten Sinti und Roma am Südein-

gang des Reichstages mussten wir uns 
im Innenausschuss – dies war eben-
falls um 11 Uhr – im gegenüberlie-
genden Paul-Löbe-Haus anhören, wa-
rum das CSU-geführte Innenministe-
rium aus Gründen der Bekämpfung 
von Armutszuwanderung aus Serbien 
und Mazedonien stammende Roma 
im Schnellverfahren ausweisen und 
abschieben möchte. Kurzerhand will 
das Innenministerium dann auch 
noch die nicht erwerbstätigen EU-
Bürger aus Bulgarien und Rumänien 
loswerden, obwohl dies nun einem 
der fundamentalen Grundsätze, näm-
lich dem der Freizügigkeit, in der Eu-
ropäischen Union widerspricht.

Natürlich, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, verkennen auch wir 
nicht die besonderen Belastungen in 
einigen wenigen deutschen Großstäd-
ten, in denen sich überdurchschnitt-
lich viele von ihnen aufhalten. Auch 
hier handelt es sich vielfach um 
Roma. Der Bundesinnenminister soll-
te aber besser den betroffenen Kom-
munen durch finanzielle Unterstüt-
zung bei der Versorgung dieser Bevöl-
kerungsgruppe helfen, anstatt den 
Anschein eines politischen Aktionis-
mus zu geben, und dies zu Lasten ei-
ner Bevölkerungsgruppe, die in fast 
ganz Europa Diskriminierungen aus-
gesetzt ist und der gegenüber gerade 
Deutschland eine historisch begrün-
dete Verantwortung wahrnehmen 
sollte.

(Beifall bei der SPD)

Nun noch ein weiteres von mir be-
grüßtes Zitat aus Ihrem Antrag:
Wir nehmen das 60-jährige Jubiläum 
des BVFG zum Anlass, uns dafür ein-
zusetzen, dass Vertreibung weltweit 
geächtet wird. Noch immer werden 
oder sind Menschen gezwungen, ihre 
Heimat zu verlassen. Der jüngste Re-
port des UN-Flüchtlingskommissari-
ats zu Flucht und Vertreibung bezif-
fert, dass Ende 2011 insgesamt 42,5 
Millionen Menschen von Flucht und 
Vertreibung betroffen waren, viele 
von ihnen innerhalb ihres Heimatlan-
des.

Wenn Sie sich mit solchen Fragestel-
lungen und Feststellungen selbst 
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chen, dass das eine Art Requirierung 
war. Sie haben sich damit nicht unbe-
dingt nur Freunde gemacht.

In der damaligen Zeit war aber nicht 
nur Wohnraum knapp. Es gab auch 
nicht genügend gut bezahlte Arbeit. 
Es gab nicht einmal für alle genügend 
zu essen. Diese Ressourcen mussten, 
wie ich bereits dargelegt habe, durch 
eine wesentlich größere Anzahl von 
Bewohnerinnen und Bewohnern ge-
teilt werden.

Da wir heute über einen ganz anderen 
wirtschaftlichen Background und 
über eine ganz andere Infrastruktur 
verfügen, kann man sagen: Wenn das 
damals in dieser Größenordnung und 
bei dieser Notlage möglich war, dann 
sollte das uns auch heute, so finde ich 
jedenfalls, im Hinblick auf eine viel 
kleinere Zahl von Flüchtlingen mög-
lich sein, auch wenn sie nicht deut-
scher Volkszugehörigkeit sind.
Auch – ich betone ausdrücklich: auch 
– dieser Aufgabe müssen wir uns im 
Jahre 2013 stellen. Wir brauchen 
nicht nur wohlklingende Worte, wie 
in Ihrem Antrag, sondern wir brau-
chen Taten. Dazu fordere ich Sie an 
diesem Gedenktag nachdrücklich auf.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: Für 
die FDP-Fraktion hat jetzt der Kollege 
Serkan Tören das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Serkan Tören 
(FDP): Herr 
Präsident! Lie-
be Kollegin-
nen und Kolle-
gen! Herr Veit, 
eines muss 
man einfach 
festhalten: Sie 
haben in Ihrer 
Rede im We-
sentlichen am 
Thema vorbei 

gesprochen und Dinge miteinander 
verglichen, die in keiner Weise zu ver-
gleichen sind.

ne mich dabei an Formulierungen Ih-
res Antrages an. Ich wüsste nicht, was 
Sie daran stören sollte.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: Der 
Kollege Beck würde auch gerne eine 
Zwischenfrage stellen.

Rüdiger Veit (SPD): Gerne.

Präsident Dr. Norbert Lammert: Bit-
te schön.

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vor dem Hintergrund der 
Intervention von Herrn Grindel: Kön-
nen Sie mir bestätigen, dass der vor-
liegende Antrag der Koalition aus-
drücklich vorschlägt, den internatio-
nalen Weltflüchtlingstag um das 
Gedenken an die Opfer von Flucht 
und Vertreibung zu erweitern, dass in 
diesem Zusammenhang – genau wie 
Sie in Ihrer Rede – der Antrag auf den 
jüngsten Report des UN-Flüchtlings-
kommissariats hinweist, der auf 42,5 
Millionen Flüchtlinge verweist, und 
Sie insofern in der Tonlage Ihrer Rede 
zum Gegenstand der Debatte gespro-
chen haben und Herr Grindel viel-
leicht etwas ewiggestrig ist?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der SPD sowie 
der Abg. Ulla Jelpke [DIE LINKE])

Rüdiger Veit (SPD): Herr Kollege 
Beck, ich kann das nicht nur bestäti-
gen, sondern möchte in Bezug auf 
diese Zwischenfrage dankend sagen: 
In der Tat ist das das Phänomen, mit 
dem wir es zu tun haben. In diesem 
Antrag stehen wohlklingende Worte 
gegenüber allen Vertriebenen und 
Flüchtlingen bis in die heutige Zeit. 
Was wir aber vermissen – darauf kom-
me ich noch zu sprechen –, sind die 
Taten. Da muss offenbar nachgearbei-
tet werden, auch beim Kollegen Grin-
del.

(Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 

bei Abgeordneten der LINKEN)

Denn – jetzt wende ich mich noch 
einmal an Sie, Herr Grindel, aber nicht 
nur an Sie –: Ich sprach davon, dass 
wir nach Dublin II zu einer europäi-
schen Verantwortungsteilung kom-
men müssen. Das Gleiche gilt auch 
für das sogenannte Resettlement von 
Flüchtlingen, die aus ihren Her-
kunftsländern fliehen mussten, um 
Leib und Leben zu retten. Durch die 
fürchterlichen Gräuel, die derzeit den 
Menschen im syrischen Bürgerkrieg 
zugefügt werden, sind nicht nur Euro-
pa und die ganze Welt, sondern auch 
wir dringend aufgefordert, Hilfe zu 
leisten.

Der wohl in der nächsten Sitzungswo-
che auf der Tagesordnung stehende 
gemeinsame Antrag aller Fraktionen 
und die auch von Ihnen, Herr Innen-
minister Friedrich, betriebene Über-
nahme und Aufnahme von 5 000 
Flüchtlingen aus Syrien sind natür-
lich, das verkenne ich nicht, ein aner-
kennenswerter Beitrag. Wir unterstüt-
zen Sie, Herr Minister, bei Ihren Be-
mühungen, auf europäischer Ebene 
hier zu einer weiterführenden und 
nachhaltigen Lösung zu kommen. Es 
ist aber eben nur ein kleiner Schritt 
auf dem im Prinzip richtigen Weg.

Lassen Sie mich zum Schluss gedank-
lich in die Situation von vor über 60 
Jahren in das Nachkriegsdeutschland 
zurückgehen. Als ich 1986 in Gießen 
Landrat wurde, gehörte es von da an 
auch zu meinen Aufgaben, Ehe- und 
Altersjubiläen wahrzunehmen und 
den Leuten zu gratulieren. Dort habe 
ich dann gelegentlich sowohl unter 
den ebenfalls anwesenden Gratulan-
ten als auch unter den Jubilaren frü-
here Bürgermeister der damals noch 
sehr kleinen Städte und Gemeinden 
getroffen. Diese haben mir berichtet, 
wie es unmittelbar nach dem Zweiten 
Weltkrieg, war.

Unsere Kreisbevölkerung ist schlagar-
tig um ein Drittel gewachsen. Diese 
kommunalen Kollegen mussten da-
mals von Haus zu Haus gehen und 
schauen, wo und in welcher Weise 
dort noch Flüchtlinge untergebracht 
werden konnten, indem die anderen 
Menschen in ihren Häusern zusam-
menrücken. Man kann davon spre-

Foto: Deutscher Bundestag/
Lichtblick/Achim Melde
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nach Deutschland kommen will. Auch 
ist es richtig, dass Spätaussiedler und 
nachziehende Familienmitglieder 
von hier lebenden Ausländern oder 
eingebürgerten Deutschen unter-
schiedlich behandelt werden. Aller-
dings sollten wir uns bewusst sein, 
dass wir hier ganz unterschiedliche 
Gruppen von Menschen miteinander 
vergleichen.
Im Fall der Spätaussiedler reden wir 
von Menschen, die ihre deutschen 
Wurzeln nach dem Zweiten Weltkrieg 
verleugnen mussten bzw. verleugnet 
haben, um keinerlei Nachteile in ih-
rem Leben zu erleiden. Damit ist kul-
turelles Erbe und somit auch Kennt-
nis der deutschen Sprache verloren 
gegangen. Bei diesen Menschen ist 
sehr oft die gesamte Verwandtschaft 
in die Bundesrepublik übergesiedelt. 
Daher bestehen oft keinerlei familiäre 
Bindungen mehr in den Ländern, in 
denen die Spätaussiedler bisher leb-
ten. Ich frage Sie daher alle: Wollen 
wir diese familiären Strukturen be-
wusst zerstören?
Im Fall des Familiennachzugs bei hier 
lebenden Ausländern oder eingebür-
gerten Deutschen geht es um eine 
Gruppe von Menschen, die sich be-
wusst dafür entschieden hat, eine fa-
miliäre Verbindung nach Deutsch-
land aufzubauen. Das kann man na-
türlich nicht miteinander vergleichen. 
Die für Ausländer geltenden Bestim-
mungen des Aufenthaltsgesetzes und 
die Bestimmungen und Anspruchs-
grundlagen des Bundesvertriebenen-
gesetzes sind völlig unterschiedlich 
und können dementsprechend nicht 
miteinander verglichen werden.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Warum 
eigentlich nicht?)

Diese Koalition ist sich ihrer Verant-
wortung bewusst, die sich aus unserer 
Geschichte ergibt. Daher waren die 
vergangenen vier Jahre auch für die 
Spätaussiedler und ihre Familien gut.
Meine Damen und Herren, gerade un-
ter Berücksichtigung unserer Ge-
schichte und des Schicksals der Hei-
matvertriebenen ist uns Deutschen 
bewusst, welches menschliche Leid 
mit Vertreibung verbunden ist. Gera-
de daher sollte es uns allen ein beson-
deres Anliegen sein, weltweit jegliche 
Art von Vertreibung zu ächten. Der 

(Beifall bei der FDP und der CDU/
CSU – Christine Lambrecht [SPD]: 
Sie haben es überhaupt nicht ver-

standen!)

In diesem Jahr wird das Bundesver-
triebenengesetz 60 Jahre alt. Mit dem 
Bundesvertriebenengesetz stellte die 
damals noch junge Bundesrepublik 
die Weichen für die Aufnahme und er-
folgreiche Integration von 12 Millio-
nen deutschen Flüchtlingen aus den 
östlichen Teilen Europas, die nach 
dem Zweiten Weltkrieg in die Bundes-
republik kamen. Das Bundesvertrie-
benengesetz war auch die rechtliche 
Grundlage für die Aufnahme von 4,5 
Millionen Spätaussiedlern. Diese ka-
men nach dem Fall des Eisernen Vor-
hangs vor allem aus der ehemaligen 
Sowjetunion in die Bundesrepublik. 
Auch die Spätaussiedler haben wir im 
wiedervereinigten Deutschland im 
Großen und Ganzen gut integriert.
Meine Damen und Herren, das Bun-
desvertriebenengesetz ist – so kann 
man sicherlich aus heutiger Sicht sa-
gen – einer der Gründe, warum es der 
Bundesrepublik nach dem Zweiten 
Weltkrieg wirtschaftlich so schnell 
wieder gut ging. Millionen von Men-
schen kamen, wenn auch nicht ganz 
freiwillig, in die junge Bundesrepub-
lik, sind damals schnell integriert 
worden und haben erfolgreich am 
Wiederaufbau Deutschlands mitgear-
beitet. Dabei darf natürlich nicht ver-
gessen werden, dass der Grund für die 
Vertreibung und das Leid von vielen 
Millionen Menschen gerade in Osteu-
ropa in der deutschen Geschichte ge-
sucht werden muss. Ohne das Dritte 
Reich wäre uns Europäern viel er-
spart geblieben.
Wie bereits ausgeführt, war die Integ-
ration von 12 Millionen Flüchtlingen 
ein voller Erfolg. Allerdings ist dieses 
Kapitel der deutschen Geschichte bis 
heute nicht abgeschlossen. Noch im-
mer gibt es gerade in den Nachfolge-
staaten der ehemaligen Sowjetunion 
Deutschstämmige. Diese haben ein 
Recht, in die Bundesrepublik überzu-
siedeln. Bei dieser Gruppe von 
Deutschstämmigen gibt es aber im-
mer wieder Fallkonstellationen, die 
von der aktuellen Gesetzeslage nicht 
erfasst sind. Eine Übersiedlung nach 
Deutschland wäre in vielen Fällen 
ausgeschlossen. Dies führt gerade für 

Familien immer wieder zu nicht hin-
nehmbaren Härten. Daher hat der 
Bundesrat einen Vorschlag zur Ände-
rung des Bundesvertriebenengesetzes 
vorgelegt. Diesem Vorschlag will die 
christlich-liberale Koalition in weiten 
Teilen folgen.
Ziel der nun vorliegenden Gesetzes-
änderung ist es, unter sehr engen Vor-
aussetzungen das Erfordernis der 
Kenntnis der deutschen Sprache zu 
streichen. Dies soll aber nur in den 
Fällen greifen, in denen der Betroffe-
ne aufgrund von Krankheit oder Be-
hinderung nicht in der Lage ist, 
Deutsch zu sprechen. Die weiter ge-
henden Forderungen des Bundesra-
tes, auch sogenannte vergleichbare 
Fälle zu berücksichtigen, lehnen wir 
als zu ungenau ab. Damit würde der 
Tatbestand mit unabsehbaren Folgen 
erweitert.

„Deutschstämmige 
haben ein Recht auf 
Übersiedlung“

Daneben wird mit der geplanten Ge-
setzesänderung davon abgesehen, 
dass der notwendige Erwerb der deut-
schen Sprache nur im familiären Rah-
men erfolgen darf. Mit der vorgesehe-
nen Änderung berücksichtigen wir, 
dass in vielen Familien die deutsche 
Sprache aus politischen Gründen oft 
nur rudimentär verwendet wurde. 
Wer sich in solchen Fällen aktiv um 
seine kulturellen Wurzeln bemüht 
und außerhalb der Familie Deutsch 
gelernt hat, soll dadurch aus unserer 
Sicht keinen Nachteil erleiden. Diese 
Personen sollen die Möglichkeit ha-
ben, bei entsprechenden Deutsch-
kenntnissen in die Bundesrepublik 
Deutschland überzusiedeln.
Im Zusammenhang mit dieser sinn-
vollen Gesetzesänderung wurde von-
seiten der Opposition auch gestern im 
Innenausschuss wieder die Forde-
rung erhoben, bei jeglichem Famili-
ennachzug auf die Kenntnis der deut-
schen Sprache zu verzichten. Meine 
Damen und Herren, sicherlich ist die 
Pflicht zum Nachweis zumindest ein-
fachster Kenntnisse der deutschen 
Sprache ein Hindernis für jeden, der 
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(Sven-Christian Kindler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Unsäglich!)

Es ist das zweifelhafte Verdienst des 
BdV, eine revanchistische Parallelge-
sellschaft geschaffen zu haben und 
weiterhin am Leben zu halten.

(Lachen bei der CDU/CSU)

Schon die Charta der Heimatvertrie-
benen aus dem Jahre 1950 ist einzig 
ein Dokument des Revanchismus. Es 
heißt darin allen Ernstes bis heute – 
das muss man sich einmal klarma-
chen –, die Heimatvertriebenen seien 
die – das ist ein Zitat – „vom Leid die-
ser Zeit am schwersten Betroffenen“.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Unglaublich! – Dr. 
Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: 

Ahistorisch!)

Damit werden die Opfer des Raub- 
und Vernichtungskrieges der Wehr-
macht und des Holocaust auf un-
glaubliche Weise verschwiegen und 
verharmlost.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist ein Zeichen für die Linie des 
BdV: Naziverbrechen zwar nicht di-
rekt zu leugnen, aber sie immer wie-
der zu relativieren. Doch es ist nun 
einmal die historische Wahrheit: Die 
Aussiedlung der Deutschen aus den 
Staaten Osteuropas war eine unmit-
telbare Folge der Verbrechen des 
Zweiten Weltkrieges.

Weiter heißt es in der Charta – ich zi-
tiere –: „Wir Heimatvertriebenen ver-
zichten auf Rache und Vergeltung.“

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Großzügig!)

Dieser Satz musste damals, fünf Jahre, 
nachdem die Rote Armee den Besat-
zungsterror der Deutschen in Osteu-
ropa beendet hatte, den Betroffenen 
als blanker Zynismus erscheinen. 
Schließlich handelte es sich bei den 
vielen Unterzeichnern, die hier groß-
zügig auf Rache verzichteten, um ehe-
malige Nazifunktionäre.

christlich-liberalen Koalition ist es 
daher besonders wichtig, den schon 
heute jährlich am 20. Juni stattfin-
denden Weltflüchtlingstag weiterzu-
entwickeln. Aus unserer Sicht wäre es 
richtig, diesen Tag auf der Ebene der 
Vereinten Nationen um das Gedenken 
an die Opfer von Vertreibung zu er-
weitern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP sowie des Abg. Dr. Ernst Die-

ter Rossmann [SPD])

 Dieser 20. Juni sollte für uns alle im-
mer wieder ein Ansporn sein, uns ge-
gen die Vertreibung von Menschen 
einzusetzen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/
CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ulla Jelpke erhält nun das Wort für die 
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ulla Jelpke 
(DIE LINKE): 
Herr Präsident! 
Meine Damen 
und Herren! 
Dem Erinnern 
an Unrecht, das 
Menschen im 
Z u s a m m e n -
hang mit dem 
Zweiten Welt-
krieg widerfah-

ren ist, hat sich die Linke noch nie-
mals widersetzt, wohl aber dem Ver-
such, historische 
Verantwortlichkeiten zu verwischen 
und die Schuld Nazideutschlands am 
Weltkrieg und seinen Folgen zu relati-
vieren.

(Beifall bei der LINKEN sowie des 
Abg. Memet Kilic [BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN])

Ja, es war eine große Leistung, Millio-
nen Menschen, die nach dem Zweiten 
Weltkrieg ihre Heimat verloren hat-
ten, zu integrieren. Das geschah übri-
gens nicht nur in der BRD, wie der Ko-
alitionsantrag suggeriert,

(Rainer Brüderle [FDP]: Jawohl, 
BRD! Honecker!)

sondern auch in der DDR. Die Leistun-
gen von Flüchtlingen, Ausgesiedelten 
und den Bewohnern der beiden deut-
schen Staaten verdienen unseren Res-
pekt.

(Beifall bei der LINKEN sowie der 
Abg. Andrea Wicklein [SPD])

Hunderttausende von Deutschen sind 
nach dem Krieg zu Besuch in ihre al-
ten Heimatstädte gefahren und insbe-
sondere im westlichen Polen Men-
schen begegnet, die ihrerseits aus 
dem östlichen Polen vertrieben wor-
den waren. Sie haben das größtenteils 
ohne Revanchegefühle getan, was von 
der polnischen Bevölkerung sehr an-
erkannt worden ist.

Es ist aber wichtig, zwischen der Mas-
se der Vertriebenen und denen, die 
sich als ihre Fürsprecher ausgeben – 
da meine ich vor allen Dingen den 
Bund der Vertriebenen – zu unter-
scheiden.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn eine Bereitschaft zu einem 
freundschaftlichen und respektvollen 
Verhältnis zu den Menschen in Osteu-
ropa kann man dem Bund der Vertrie-
benen nun wirklich nicht nachsagen. 
Im Gegenteil: Es ist außerordentlich 
bedauerlich, dass es diesem Verein 
von Berufsvertriebenen gelungen ist, 
sich als Repräsentant von Millionen 
Menschen zu inszenieren und dafür 
Jahr für Jahr Steuergelder in Millio-
nenhöhe zu kassieren.

(Beifall bei der LINKEN – Burk-
hardt Müller-Sönksen [FDP]: Un-
anständig! Berufskommunistin!)

Der BdV hat, anstatt zu versöhnen – 
auch das muss deutlich gesagt wer-
den –, bei unseren europäischen 
Nachbarn immer wieder Wunden auf-
gerissen, die deutsche Kriegsschuld 
geleugnet und die Nachkriegsord-
nung angefochten. Zum Beispiel die 
Verbandschefin Erika Steinbach hat 
1991 hier im Bundestag gegen die 
Oder-Neiße-Linie gestimmt und da-
mit gegen die polnische Grenze.

Foto: Deutscher Bundestag/
Lichtblick/Achim Melde



Ich habe keinen Zweifel, was passiert, 
wenn Sie den 20. Juni um das speziel-
le Gedenken an die Heimatvertriebe-
nen erweitern. Dann wird in Deutsch-
land nämlich nur noch an die Heimat-
vertriebenen erinnert, und das kann 
ja wohl nicht sein.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 

90/DIE GRÜNEN)

Statt dem BdV seinen eigenen Feiertag 
zu schenken, will die Linke, dass der 
20. Juni ein Tag der weltweiten Solida-
rität mit Flüchtlingen bleibt, auch mit 
Vertriebenen, das ist selbstverständ-
lich. Deswegen lehnen wir diesen An-
trag der Koalition ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme nun zum letzten Punkt, 
zum Gesetzentwurf des Bundesrates 
zur Änderung des Bundesvertriebe-
nengesetzes. Grundsätzlich ist unsere 
Haltung: Es wäre endlich an der Zeit, 
das Bundesvertriebenengesetz abzu-
schaffen und seine Einwanderungsre-
gelung in den Katalog des Aufent-
haltsgesetzes zu überführen. Die Lin-
ke ist sehr für liberalisierte 
Zuwanderung. Aber wir sehen über-
haupt nicht ein, dass dies nur für so-
genannte Volksdeutsche gelten soll.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Koalition und mehr noch der Bun-
desrat zeigen jetzt endlich eine gewis-
se Bereitschaft, den Familiennachzug 
von Spätaussiedlern zu erleichtern. 
Wir sind dafür. Das ist nämlich im In-
teresse der Menschen, und das wird 
von der Linken begrüßt. Der Bundes-
rat unternimmt einen Schritt in die 
richtige Richtung, indem er einen 
Härtekatalog von Fällen vorstellt, in 
denen auf den Nachweis deutscher 
Sprachkenntnisse verzichtet werden 
soll. Wir halten einen solchen Nach-
weis ohnehin für unangemessen. Die 
deutsche Sprache lernt man am bes-
ten in Deutschland.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 

90/DIE GRÜNEN)

(Sven-Christian Kindler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Altnazis!)

11 von 13 der damaligen Vorstands-
mitglieder des BdV waren Mitglieder 
der NSDAP oder der SS gewesen: Vom 
SS-Obersturmbannführer bis zum 
Gauleiter war alles vertreten. Frau 
Steinbach hat diese Vorhalte noch im 
letzten Jahr lakonisch mit den Worten 
zurückgewiesen – ich zitiere –: „Män-
ner mit zuvor gesammelter organisa-
torischer Erfahrung“ wurden ge-
braucht.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LIN-
KE]: Übel! Unerhört!)

Solange der BdV Massenmörder und 
ihre Helfershelfer derart verharmlost, 
verdient er keinen einzigen Cent Steu-
ergeld.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 

90/DIE GRÜNEN)

Vor fünf Jahren sprachen Sie, Frau 
Steinbach, anlässlich Ihres Tages der 
Heimat von – ich zitiere – „vorsätzlich
geplanten und systematischen Ver-
nichtungsaktionen“, die nach dem 
Krieg an den Deutschen begangen 
worden seien. Im Nachkriegsjugosla-
wien sahen Sie einen „Völkermord“ an 
Deutschen in sogenannten „Todesla-
gern“ und „Vernichtungslagern“. Sie 
wissen ganz genau, was Sie damit tun: 
Sie setzen das zweifellos harte Schick-
sal, das viele Deutsche in Osteuropa 
erfahren haben, mit den Verbrechen 
gleich, die Deutsche in Osteuropa an-
gerichtet haben. Sie setzen die Aus-
siedlung der Deutschen mit der Er-
mordung der europäischen Juden 
durch das NS-Regime gleich. Ich sage: 
Wer eine solche Gleichsetzung vor-
nimmt, der betreibt Geschichtsrevisi-
onismus, der relativiert die Naziver-
brechen, und dem muss man ent-
schieden in die Parade fahren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 

90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich habe 
eingangs gesagt, dem Erinnern an Un-
recht werde sich die Linke nicht wi-
dersetzen. Nun herrscht in Deutsch-

land kein Mangel an Erinnerung – an 
Denkmälern, biografischen Werken 
usw. – zum Thema Vertreibung, auch 
wenn das der BdV-Lobby immer noch 
nicht genug ist; tatsächlich aber hat 
sie ihre eigene revisionistische Sicht 

„Todeslager im 

Nachkriegsjugoslawien“

schon lange etabliert. Aber wenn man 
über Vertreibung redet, muss man 
auch über die deutschen Verbrechen 
in Osteuropa reden und darüber, wel-
che politische Funktion deutsche 
Minderheiten vor dem Krieg hatten, 
beispielsweise im Sudetenland, wo 
sie sich zum großen Teil offen gegen 
die tschechische Demokratie gestellt 
haben.

(Sven-Christian Kindler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja! So ist 

es!)

Die befreiten Völker in Osteuropa 
wollten diesen Hebel zur Zerschla-
gung ihrer Staaten neutralisieren. An 
diese historischen Zusammenhänge 
muss erinnert werden, sonst verdreht 
man die Geschichte und die politi-
schen Verantwortlichkeiten. Aus ge-
nau diesem Grund darf die Erinne-
rung an die Nachkriegsereignisse 
nicht dem Bund der Vertriebenen 
überlassen werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun will die Koalition den Weltflücht-
lingstag um das Gedenken an Heimat-
vertriebene erweitern. Ich halte das, 
ehrlich gesagt, für keine gute Idee; 
denn wer den Tag des Flüchtlings 
ernst nimmt, hat schon bisher an die-
sem Tag ohnehin aller Menschen ge-
dacht, die vor Gewalt und unmensch-
licher Behandlung fliehen mussten 
oder müssen. Aber ganz offenbar 
passt es den Vertriebenenfunktionä-
ren nicht, sich gemein zu machen mit 
dem Somali, der vor Gewalt und Hun-
ger flieht, oder der Kurdin, die vor 
Staatsterror und Unterdrückung 
flieht. Sie wollen einen deutschen Ge-
denktag für deutsche Kriegsopfer.
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men!  Die Integration ist nur geglückt, 
weil die einen es wollten und die an-
deren alles darangesetzt haben, in 
dieser Gesellschaft heimisch zu wer-
den.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP sowie des Abg. Dr. Ernst Die-

ter Rossmann [SPD])

Das ist ein Aspekt dieser Erfolgsge-
schichte, von dem wir auch für die 
heutige Zeit etwas lernen können. 
Ohne den starken Willen, in diese Ge-
sellschaft hineinzuwachsen, einen 
Beitrag zur Entwicklung dieser Gesell-
schaft zu leisten, wäre auch mit dem 
Bundesvertriebenengesetz die Integ-
ration nicht gelungen.
Die Vertriebenen haben über ihr Leid 
relativ wenig gesprochen.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Die Na-
ziopfer auch!)

– Seien Sie jetzt einmal ganz schön 
friedlich.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LIN-
KE]: Sie ist friedlich!)

Wahrscheinlich sind Sie gar nicht be-
troffen. Aber ich spreche als einer, der 
das alles miterlebt hat. Das wird auch 
einmal zulässig sein.

Ich kann dazu nur sagen: Die Väter ha-
ben über das, was sie im Krieg erlebt 
haben, in der Regel nicht gesprochen. 
Das hat im Übrigen dazu geführt, dass 
Ende der 60er Jahre eine intensive 
Diskussion begonnen hat. Dieser Teil 
der Diskussion der sogenannten 68er 
Jahre war auch völlig berechtigt, weil 
wir wissen wollten, was damals ge-
schehen war.

„Ich spreche als 
einer, der das alles 
miterlebt hat“

Aber unsere Mütter haben davon ge-
sprochen. Meine Mutter hat immer 
erzählt, dass für sie das Dritte Reich 
und die Nationalsozialisten das Un-
glück ihres Lebens waren. Denn sie 

Aber was macht die Koalition? Sie will 
mit einem Änderungsantrag die Vor-
schläge des Bundesrates teilweise 
wieder zurücknehmen und die Rege-
lungen verschärfen. Alter, Lernschwä-
che, Bildungsferne und andere Härten 
will sie nicht als Ausnahmegründe 
anerkennen, die einen Verzicht auf 
den Sprachnachweis begründen. Im 
Klartext heißt das, dass diesen Perso-
nengruppen verwehrt wird, zu ihren 
bereits in Deutschland lebenden Ver-
wandten zu ziehen. Das ist ganz klar 
familienfeindlich und inhuman. Des-
halb werden wir uns bei diesem Ge-
setzentwurf auch nur enthalten.

„Wir lehnen den 
Antrag der Koalition 
ab“

Wir haben stattdessen einen eigenen 
Änderungsantrag zum Vorschlag der 
Regierungskoalition in den Innenaus-
schuss eingebracht. Dort schlagen wir 
vor, diese Erleichterung für alle ins 
Aufenthaltsgesetz aufzunehmen. Es 
geht hier, wie gesagt, um Spätaussied-
ler, aber es geht nicht nur um sie, son-
dern es geht auch um Migranten. Es 
ist überhaupt nicht einzusehen, war-
um diese Sprachhürden für viele 
Menschen aus anderen Ländern exis-
tieren müssen.

Generell empfiehlt die Linke: Lassen 
Sie uns die im Vergleich zu Nichtdeut-
schen großzügigen Zuwanderungsbe-
stimmungen des Vertriebenengeset-
zes in den allgemeinen Regelungsbe-
reich der Zuwanderung überführen. 
Gleiches Recht für alle, auch im Be-
reich der Zuwanderung, statt völkisch 
motivierter Privilegierung.
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Volker Kauder ist der nächste Redner 
für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Volker Kau-
der (CDU/
CSU): Herr 
P r ä s i d e n t ! 
Liebe Kolle-
ginnen und 
Kollegen! Wir 
begehen heu-
te in dieser 
Sitzung ein 
b e s o n d e r e s 
Ereignis. Wir 

erinnern nämlich an eine großartige 
Erfolgsgeschichte in den letzten 60 
Jahren. Mit dem Bundesvertriebenen-
gesetz, das vor 60 Jahren im Deut-
schen Bundestag beschlossen wurde, 
haben wir die Grundlagen dafür ge-
legt, dass 14 Millionen Menschen, die 
aus ganz Europa vertrieben wurden, 
im Nachkriegsdeutschland eine neue 
Heimat finden konnten. Das war eine 
riesige Aufgabe, eine gewaltige Her-
ausforderung.

Die Vertriebenen waren nicht überall 
und immer willkommen. Auch das 
gehört zur ganzen Wahrheit. Das Land 
war zerbombt, es war zerstört, und je-
der hatte genügend damit zu tun, sich 
seine Existenzgrundlage wieder auf-
zubauen. Dann kommen 14 Millionen 
Menschen hinzu, die auch Heimat, 
Unterkunft und Chancen suchen.

Ich rede heute deshalb, weil ich aus 
einer Familie komme, deren Eltern 
Vertriebene waren. Meine Eltern als 
Deutsche im ehemaligen Jugoslawien 
kamen auf einer langen Reise nach 
Deutschland. Ich selbst habe mich nie 
als Vertriebenen bezeichnet, weil ich 
1949 in Hoffenheim auf die Welt kam. 
Aber ich habe, als ich in die Schule 
kam, sehr wohl gemerkt, dass ich 
nicht von Anfang an dazugehört habe.
Welche Konsequenz hat man daraus 
ziehen können? Wie wurde das Ganze 
dann zu dieser großen Erfolgsge-
schichte? Indem wir, die Kinder von 
Vertriebenen, die selber auch als Ver-
triebene bezeichnet wurden, uns völ-
lig darüber im Klaren waren, dass wir 
selbst unseren Beitrag leisten müs-
sen, um in diese neue Heimat, in die-
se Gesellschaft hineinzuwachsen, 
dass wir nicht erwarten konnten, dass 
diejenigen, die schon immer in die-
sem Land gelebt haben, ausschließ-
lich sagen würden: Herzlich willkom-
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Wir haben mit dem Bundesvertriebe-
nengesetz nach dem Krieg die Voraus-
setzungen dafür geschaffen, dass eine 
Integration der Vertriebenen stattfin-
den konnte. Wir vergessen nicht die 
Verbrechen, die Deutsche an Juden 
begangen haben und die im Namen 
der Deutschen an Juden verübt wur-
den. Deshalb gehört die Union als ein-
zige Partei, vielleicht noch zusammen 
mit der FDP, zu denen, die unver-
brüchlich zu Israel stehen und die Si-
cherheit Israels als Teil unserer Staats-
räson begreifen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Wenn ich so manche Diskussionen 
erlebe, kann ich nur sagen – ich will 
das niemandem abstreiten; aber bei 
uns ist das so –: Wir wissen um die 
Verantwortung, die aus unserer Ge-
schichte erwächst.

(Rüdiger Veit [SPD]: Wir doch 
auch!)

Wir blicken auch nicht zurück, son-
dern wir sagen: Diejenigen, die Deut-
sche sind, sich der deutschen Sprache 
auch weiterhin gewidmet haben, sol-
len auch in Zukunft nach Deutsch-
land kommen können – unter ganz 
genauen, festen Regeln. Ich akzeptie-
re selbstverständlich und bin sehr da-
für – gerade weil ich für verfolgte 
Christen in der ganzen Welt eintrete 
–, dass wir Menschen, die in Bedräng-
nis sind, die verfolgt werden, die vor 

„Das BVFG ist eine 
großartige 
Erfolgsgeschichte“

Bürgerkriegen fliehen, in Deutsch-
land aufnehmen. Der Bundesinnen-
minister hat da auch klare Zusagen 
gemacht: beispielsweise dass wir wei-
tere 5 000 Menschen aus Syrien auf-
nehmen. Aber genauso, wie ich dafür 
eintrete, dass Asylbewerber nach 
Deutschland kommen dürfen, trete 
ich dafür ein, dass auch diejenigen, 

hat sich in Jugoslawien wohlgefühlt, 
sie wollte gar nicht woandershin. Sie 
hat immer gesagt: Wenn die Nazis 
nicht gekommen wären, hätten wir 
ein anderes Leben führen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie hat uns, den Kindern, gesagt: Ihr 
müsst alles daransetzen, dass so et-
was in diesem Land nicht noch ein-
mal passieren kann. Das war die Bot-
schaft von Vertriebenen aus ganz Eu-
ropa.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD, der LINKEN und des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich hat Vertreibung stattgefun-
den. Immer in der Geschichte hat es 
Vertreibung gegeben. Aber wenn man 
die Geschichte des Zweiten Weltkrie-
ges, des Nationalsozialismus, unseres 
Deutschlands anschaut, sieht man, 
dass natürlich – da hat Kollege Veit 
recht – die Vertreibung damit begon-
nen hat, dass zunächst einmal die Ju-
den aus ihrer Heimat vertrieben und 
dann in den Tod geschickt wurden. 
Das war der erste Akt von Vertreibung 
in dieser unglaublichen Verbrecher-
geschichte des nationalsozialisti-
schen Regimes. Das war Unrecht in 
höchstem Maße.

Aber es war auch mit viel Leid für die 
Vertriebenen verbunden. Meine Mut-
ter hatte mit dem Nationalsozialis-
mus überhaupt nichts am Hut. Sie hat 
das alles verachtet. Dennoch war sie 
Leidtragende. Sie hat nicht nur darun-
ter gelitten, dass sie aus ihrer Heimat 
vertrieben wurde, sondern auch da-
runter, dass sie über ihr Leid nicht 
sprechen konnte, ohne dass man ihr 
den Vorwurf, der mit der Sache gar 
nichts zu tun hatte, gemacht hat, dass 
sie das Leid von Juden und all das, was 
im Dritten Reich passiert ist, relativie-
ren wollte. Die allermeisten Vertriebe-
nen waren sich bewusst, wie ich am 
Beispiel meiner Mutter sagen kann, 
was Ausgangspunkt ihres Dramas war. 
Dessen waren sich alle bewusst. Dass 
man ihnen aber verwehrt hat, auch 
über ihr individuelles Leid zu spre-
chen, hat sie ein zweites Mal vertrie-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP sowie der Abg. Andrea Wick-

lein [SPD])

Ich zitiere: Die politische Linke hat in 
der Vergangenheit, das lässt sich lei-
der nicht bestreiten, zeitweise über 
die Vertreibungsverbrechen, über das 
millionenfache Leid, das den Vertrie-
benen zugefügt wurde, hinweggese-
hen, sei es aus Desinteresse, sei es aus 
Ängstlichkeit vor dem Vorwurf, als 
Revanchist gescholten zu werden, 
oder sei es in dem Irrglauben, durch 
Verschweigen und Verdrängen eher 
den Weg zu einem Ausgleich mit un-
seren Nachbarn im Osten zu errei-
chen. Dieses Verhalten war Ausdruck 
von Mutlosigkeit und Zaghaftigkeit.
Bundesinnenminister Otto Schily am 
29. Mai 1999.

Ähnlich formuliert es Günter Grass in 
seiner bemerkenswerten Novelle Im 
Krebsgang in gleicher Richtung.

(Sven-Christian Kindler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Oh Gott! 

Das passt zu Ihrer Rede, das 
Buch!)

– Wissen Sie, ich will Ihnen einmal ei-
nes sagen: Es geht nicht an, dass die 
Grünen glauben, allein den morali-
schen Anspruch gepachtet zu haben, 
zu wissen, was man sagen darf und 
was nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP sowie der Abg. Andrea Wick-

lein [SPD])

Ich bin das jetzt langsam leid. Ich las-
se mir von Ihnen keine Vorwürfe ma-
chen. Ich weiß, was der Ausgangs-
punkt der Vertreibung war: das ver-
brecherische nationalsozialistische 
Regime. Aber Leid von Menschen ist 
nicht teilbar, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP sowie der Abg. Andrea Wick-

lein [SPD] 

– Sven-Christian Kindler [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat ja 

auch keiner behauptet! Aber dass 
Grass Mitglied der Waffen-SS war, 

muss man dazusagen!)
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herkommen – als Kind einer sudeten-
deutschen Familie und einer österrei-
chischen Offiziersfamilie, die am 
Ende jedes Weltkrieges im letzten 
Jahrhundert vertrieben wurden, also 
zweimal, und zweimal in ihrem Leben 
alles verloren haben. Trotzdem darf 
man nicht darüber hinwegreden, was 
dem vorausgegangen ist.
Herr Kauder, Sie haben eben Ihre Fa-
miliengeschichte geschildert. Es gibt 
aber auch Familiengeschichten von 
Vertriebenen, die zeigen, dass nicht 
alle Vertriebenen im Herzen und im 
Geiste Widerstandskämpfer oder Geg-
ner des Nationalsozialismus gewesen 
sind. Ich habe viel im Keller meiner 
Mutter gefunden – das gehörte nicht 
zum Narrativ der Geschichte, weil 
man es nicht erzählen wollte, weil 
man dabei nicht gut aussah –, zwar 
keine Mitgliedsbücher der NSDAP, 
aber der Sudetendeutschen Partei. 
Nicht alle Sudetendeutschen waren 
ausgemachte Nazis. Aber was haben 
sie damals gemacht? – Sie haben beim 
Einmarsch Hitlers gejubelt und haben 
die ausgestreckte Hand der Tschechen 
und der Slowaken in der Vielvölkerre-
publik Tschechoslowakei abgewie-
sen. Auch das gehört zu der kompli-
zierten Geschichte dazu. Das erklärt 
zwar nicht die Verbrechen, aber das 
erklärt zunächst die Akzeptanz der 
Vertreibung in der Tschechoslowakei, 
weil sich die Deutschen eben vorher 
nicht dazu bereitgefunden haben, Teil 
dieser Republik zu werden und an ei-
nem friedlichen Miteinander der drei 
bzw. vier Völker, wenn man die Roma 
dazunimmt, in der Tschechoslowakei 
mitzuwirken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten 

der SPD und der LINKEN)

Wenn wir heute der Vertreibung ge-
denken, dann können wir nicht darü-
ber hinwegsehen, dass gegenwärtig in 
der Welt 42,5 Millionen Menschen auf 
der Flucht sind, vertrieben sind, im 
Sudan, in Syrien, in vielen Ländern 
Afrikas und Asiens. Auch das gehört 
dazu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten 

der SPD und der LINKEN)

die Deutsche sind und noch im Aus-
land leben, nach Deutschland kom-
men dürfen. Da gibt es keine Untertei-
lung, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Das Bundesvertriebenengesetz ist 
eine großartige Erfolgsgeschichte. Als 
jemand, der eigentlich bei armen El-
tern aufgewachsen ist, muss ich sa-
gen: Ich bin diesem Land außeror-
dentlich dankbar. Meine Eltern, vor 
allem meine Mutter, haben mir im-
mer gesagt: Wir werden euch nie 
Reichtum geben oder ein Vermögen 
übergeben können; aber wir können 
euch Erziehung und Bildung mitge-
ben, und dann könnt ihr aus eigener 
Kraft etwas leisten.

Nicht allein aus eigener Kraft, son-
dern auch dank der Solidarität der 
Deutschen haben die Vertriebenen es 
geschafft. Beides zusammen – die So-
lidarität derjenigen, die schon immer 
hier gelebt haben, und der Wille der 
Vertriebenen, zu dieser Gemeinschaft 
zu gehören – hat dazu geführt, dass 
die Integration der Vertriebenen im 
Nachkriegsdeutschland eine großarti-
ge Erfolgsgeschichte wurde.

(Langanhaltender Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP 

– Abg. Volker Beck [Köln] [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] tritt ans 

Rednerpult – Beifall des Abg. Me-
met Kilic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN])

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Wie Sie sehen, ist der nächste Redner 
Volker Beck für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen, der selten vor Beginn 
einer Rede im Deutschen Bundestag 
so viel Beifall hat entgegennehmen 
können.

(Heiterkeit – Cornelia Möhring 
[DIE LINKE]: Der es im Zweifel 

auch genießt! – Albert Rupprecht 
[Weiden] [CDU/CSU]: Nur fürs 

Protokoll: Der Applaus war nicht 
für Herrn Beck!)

Volker Beck 
(Köln) (BÜND-
NIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vie-
len Dank.  Herr 
Präsident! Mei-
ne Damen und 
Herren! Herr 
Kauder, ich fin-
de, Sie haben in 
diese Debatte 
u n n ö t i g e 
Schärfe ge-
bracht.

(Beifall bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 

Lachen bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Wir sind uns einig in diesem Haus: 
Vertreibung ist ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit; das ist im deut-
schen Völkerstrafgesetzbuch aus-
drücklich so festgehalten. Viele Opfer 
von Vertreibung verlieren nicht nur 
Hab und Gut und Wohnsitz, sondern 
werden oftmals auch Opfer schreckli-
cher Gewalttaten. So war das auch bei 
der Vertreibung der Deutschen aus 
den ehemaligen östlichen Reichsge-
bieten. So war es bei der Vertreibung 
der Deutschen aus dem Sudetenland, 
das zur Tschechoslowakei gehörte, 
und auch aus anderen osteuropäi-
schen Staaten. Das dürfen wir nicht 
vergessen. Daran müssen wir uns 
auch erinnern, aber wir müssen uns 
erinnern im Kontext der Geschichte.
Der Vertreibung ging eben der verbre-
cherische Angriffskrieg der Nazis ge-
gen die Völker Europas voraus. Es gin-
gen ein Holocaust an den Juden und 
ein Völkermord an den Sinti und 
Roma in Europa voraus. All dies ge-
hört zum Kontext. Es gehört auch zum 
Kontext, dass zu dem Zeitpunkt, als 
die Deutschen aus den heute zu Polen 
gehörenden Gebieten vertrieben wur-
den, im Osten Polens von den Sowjets 
Polen aus ihrem Land vertrieben wur-
den, die dann dort siedelten, wo vor-
her Deutsche gelebt haben. Auch das 
gehört zu der Tragödie, die mit dem 
Zweiten Weltkrieg verbunden ist.

(Zuruf von der CDU/CSU)

Ich sage das hier – Frau Kollegin, ich 
weiß nicht, wo Sie und Ihre Familien 

Foto: Deutscher Bundestag/
Lichtblick/Achim Melde
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Dr. Christoph Bergner (CDU/CSU): 
Herr Kollege Beck, wir haben auch im 
Innenausschuss darüber gesprochen. 
Ich will nur vermeiden, dass Sie jetzt 
von falschen Voraussetzungen ausge-
hen. Die Linke fordert in ihrem An-
trag, dass die unscharfe Formulierung 
des Bundesratsantrags „in vergleich-
baren Fällen“ ins Aufenthaltsrecht 
übernommen wird. Der Vorschlag der 
Koalition ersetzt aber gerade diese un-
scharfe Formulierung – und zwar aus 
rechtlichen Gründen – durch konkre-
te Sachverhalte, die wiederum nur in 
den Kontext des Vertriebenenrechts 
eingebracht werden können, und es 
entsteht ausdrücklich nicht die Situa-
tion, die Sie hier zu schildern ver-
suchten, dass automatisch jemand, 
der als Spätaussiedler aus den Staaten 
der früheren Sowjetunion kommt, 
keinen Sprachnachweis erbringen 
muss.
Könnte es sein – das ist meine Frage –, 
dass Sie die Antragstellungslage nicht 
richtig durchschaut haben?

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Ganz 
ausgeschlossen! Der Beck durch-

schaut alles!)

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): Das kann selbstver-
ständlich nicht sein. Ich habe den Än-
derungsantrag, der von Herrn Uhl und 
dem Kollegen der FDP unterschrieben 
wurde, vorhin aufmerksam gelesen. 
Ich habe ihn auch dabei, aber nicht 
hier am Rednerpult, sondern er liegt 
an meinem Platz. Ich habe darauf auf-
merksam gemacht, dass eine Härte-
fallklausel eingeführt werden soll, ge-
mäß der in bestimmten Konstellatio-
nen auf die Sprachvoraussetzung 
beim Ehegattennachzug – ich halte 
sie ohnehin für Quatsch; aber sie ist 
nun einmal Recht – verzichtet werden 
kann – nicht einmal Grundkenntnis-
se müssen sie haben –, sodass Spät-
aussiedler ihre nichtdeutschen Ehe-
gattinnen und Kinder mit einreisen 
lassen könnten. – So soll es geregelt 
werden.
Mein Punkt war: Warum soll es eine 
Härtefallklausel bei Spätaussiedlern 
geben, die mit Russen oder Weißrus-
sen oder Ukrainern oder – was weiß 
ich – mit Usbeken verheiratet sind? 
Warum soll die Härtefallklausel für 
diese gelten, aber für Deutsche, die 

Wenn wir wirklich Empathie für die 
deutschen Vertriebenen haben, dann 
kann diese Empathie nicht bei ande-
ren Vertriebenen in der Jetztzeit auf-
hören. Dann müssen wir heute Ein-
satz für das Recht von Flüchtlingen 
und Vertriebenen zeigen und unsere 
Verantwortung übernehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der SPD sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

Kurz zu einigen konkreten Punkten in 
Ihrem Antrag. Sie schlagen vor – das 
begrüße ich –, den 20. Juni auch zum 
Anlass zu nehmen, deutscher Vertrie-
bener und Vertreibung zu gedenken. 
Das ist ein Vorschlag, den ich vor län-
gerer Zeit gemacht habe. Ich bin froh, 
dass sich dieser in der Koalition gegen 
den Vorschlag von Frau Steinbach 
durchgesetzt hat, ausgerechnet den 5. 
August hierfür zu nehmen, den Tag, 
als die Charta der Vertriebenen, auf 
die Frau Jelpke schon Bezug genom-
men hat, verabschiedet wurde.

„Das ist Inländer-
diskriminierung. 
Das ist absurd“

Diese Charta war wirklich eine Charta 
der Nichtanerkennung des geschicht-
lichen Kontexts, des Verdrehens von 
Geschichte, der Selbststilisierung nur 
als Opfer und nicht auch als Täter, und 
das bei einer langen Liste von Unter-
schriften von NSDAP-Funktionären, 
SS-Generälen und Sturmbannführern. 
Dass wir uns heute von diesem Tag als 
Bezugspunkt für die Erinnerung an 
das Unrecht der Vertreibung verab-
schieden, ist ein gutes Signal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten 

der SPD und der LINKEN)

 Dennoch darf der 20. Juni nicht nur 
ein Tag zur Erinnerung an die deut-
schen Heimatvertriebenen sein, son-
dern er muss ein Tag sein, der ein Ap-
pell gegen das Unrecht von Vertrei-
bung und für die Solidarität mit allen 
Flüchtlingen und Vertriebenen ist, 

seien sie deutsch oder anderer Prove-
nienz oder Nationalität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten 

der SPD)

Ich möchte noch zwei konkrete Punk-
te ansprechen. Nachher diskutieren 
wir über die Nachzugsregelung für die 
Angehörigen von Vertriebenen. Ich 
finde es richtig, dass eine Härtefall-
klausel bei den Sprachvoraussetzun-
gen geschaffen werden soll, ich finde 
es aber völlig unplausibel, dass wir 
das im Aufenthaltsgesetz gegenüber 
Ausländern nicht machen. Ich will Ih-
nen nahelegen: Das führt am Ende zur 
Inländerdiskriminierung. Wenn ein 
Deutscher hier aus Berlin in der Tür-
kei eine Frau kennenlernt und heira-
tet, sie aber noch kein Wort Deutsch 
spricht, während er gut türkisch 
spricht – vielleicht hat er sogar dort 
unten gearbeitet und hat sie dabei 
kennengelernt –, dürfte er mit dieser 
seiner Frau aus der Türkei nicht hier-
her nach Deutschland kommen, bevor 
sie nicht die deutschen Sprachvoraus-
setzungen erfüllt. Wäre er Spätaus-
siedler und käme er mit seiner Frau 
aus Russland und sie wäre Russin und 
spräche kein Sterbenswörtchen 
Deutsch, dann könnte er sie nach die-
ser Härtefallklausel unter Umständen 
mitbringen. Das ist Inländerdiskrimi-
nierung. Das ist absurd. Lassen Sie 
uns das deshalb auch im Aufenthalts-
gesetz entsprechend regeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich möchte noch einen anderen Punkt 
der Gleichstellung hier ansprechen: 
das Fremdrentengesetz.

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Beck, darf Ihnen Herr 
Kollege Bergner eine Zwischenfrage 
stellen?

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): Ja. Wenn ich meinen 
letzten Gedanken dann auch noch un-
terbringen kann, will ich das gerne 
tun.

Präsident Dr. Norbert Lammert: Bit-
te schön.
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mend, zu wissen, dass es unterlassen 
worden ist – auch staatlich reglemen-
tiert –, zu fragen: „Warum? Woher? 
Wieso? Weshalb?“, und offen darüber 
zu sprechen – mit allem, was dazuge-
hört, zum Beispiel den Ursachen? Wa-
rum haben wir nicht darüber gespro-
chen? Warum fehlte mir das Wissen? 
Ich ahnte ja nicht, was dahinterstand. 
In der DDR war im Staatsbürgerkun-
deunterricht, im Geschichts
unterricht, im Gesellschaftsunter-
richt oder sonst wo nicht ein einziges 
Wort dazu zu vernehmen –

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Ich habe 
in der Schule auch nichts über 

den Faschismus gehört!)

nicht, weil es in der DDR-Bildungspo-
litik verschwiegen worden ist, wie 
woanders möglicher-weise, sondern 
weil es schlichtweg untersagt war, 
Kenntnisse zu vermitteln.

(Beifall bei der FDP und der CDU/
CSU)

Auch gesellschaftlich war das Thema 
Vertreibung nicht etwa ein Tabuthe-
ma, wie das möglicherweise in der 
Bundesrepublik in den 50er Jahren 
gewesen sein könnte, nein, es war in 
der DDR zum Teil bei Strafe verboten, 
sich zu dem Thema Vertreibung aus-
zulassen. Die SED hatte spätestens in 
den 50er Jahren die Losung ausgege-
ben bzw. die klare Ansage gemacht:
Wer sich jetzt noch als Vertriebener 
bekennt, macht sich der Volksverhet-
zung schuldig.

„Deutschland kann 
stolz auf das BVFG 
sein“

Diejenigen, die nach der Vertreibung 
im sowjetisch besetzten Teil Deutsch-
lands landeten, wurden, wenn sie 
dazu sprachen, gewissermaßen als 
Staatsfeinde, Revanchisten oder 
Volksverhetzer bestraft. Das ging so 
weit, dass sie nicht einmal „Vertriebe-
ne“ heißen durften – Herr Minister, 
Sie haben es angesprochen –, sondern 

mit einer Türkin verheiratet sind und 
aus der Türkei hier zu uns nach 
Deutschland einreisen wollen, in kei-
nem Fall?

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie sind immer Deut-

sche und es ist immer Ehe! Es 
geht um die Deutschen!)

Das ist unter Gleichheitsgesichts-
punkten nicht zu rechtfertigen. Das 
benachteiligt deutsche Staatsbürger 
in bestimmten Konstellationen ge-
genüber einreisenden Spätaussied-
lern, und das ist meines Erachtens 
rechtlich nicht haltbar und politisch 
tat-sächlich nicht sinnvoll.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN – Dr. Christoph Berg-
ner [CDU/CSU]: Ich mache darauf 

aufmerksam – –)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nein, nein. Sie machen jetzt bitte 
nicht mehr darauf aufmerksam, weil 
der Kollege Beck schon lange seine 
Redezeit überschritten hat und ich 
nur wegen unserer sprichwörtlich 
privilegierten Verbindung Ihre Zu-
satzfrage zugelassen habe.

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): Ich möchte nur noch 
einen Satz sagen. Wir haben im 
Fremdrentengesetz die Rentenan-
sprüche für Spätaussiedler so gere-
gelt, dass diese durch die Einreise 
nach Deutschland keine Nachteile ha-
ben. Die gleiche Regelung sollten wir 
für jüdische Kontingentflüchtlinge 
treffen, die zu uns gekommen sind 
und heute oft Grundsicherung im Al-
ter erhalten, weil ihre Rentenversi-
cherungszeiten in ihrer ehemaligen 
Heimat nicht anerkannt werden.
Ich glaube, das sind zwei parallele Fäl-
le, und es gehört auch zum Thema 
Vertreibung und Flucht,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sehr gut!)

dass wir die Integration gegenüber jü-
dischen Kontingentflüchtlingen ge-
nauso ernst nehmen wie gegenüber 
deutschstämmigen Spätaussiedlern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten 

der SPD und der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: Das 
Wort erhält nun der Kollege Patrick 
Kurth für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Patrick Kurth 
(Kyffhäuser) 
(FDP): Herr 
P r ä s i d e n t ! 
Meine sehr ge-
ehrten Damen 
und Herren! 
Auch ich 
möchte mit 
persönlichen 
Familienerin-
nerungen be-
ginnen, näm-

lich mit meinen eigenen. Ich wurde in 
der DDR geboren, Frau Jelpke. Ihre 
Einlassungen dazu sind immer wie-
der interessant. Ich persönlich muss 
sagen, dass ich als Kind, das in der 
DDR zur Schule gegangen ist, mit dem 
Thema Vertreibung überhaupt nichts 
zu tun hatte. Ich kannte das gar nicht; 
ich wusste überhaupt nichts davon. 
Ich war persönlich nicht tangiert – 
dachte ich jedenfalls. Es wurde keine 
Wissensvermittlung betrieben. Ich 
hatte zwar einen Onkel, der wohl in 
der Tschechoslowakei, wie sie damals 
noch hieß, geboren war. Ich freute 
mich, dass er so gut Deutsch konnte, 
wusste aber nicht, dass er tatsächlich 
Deutscher ist und welche Hintergrün-
de das hat. Ganz interessant ist, dass 
meine Großeltern ab und zu von ih-
rem Dorf wenige Kilometer östlich der 
Oder sprachen. Kam ich also aus Po-
len? – Nun, diese Frage wurde nicht 
thematisiert.
Ich muss sagen: Es ist ein bisschen 
beklemmend, zu wissen, dass von 
meiner eigenen Familie – meine 
Großeltern standen während des ge-
samten Dritten Reiches als Bauernfa-
milie auf dem Feld und wurden ei-
gentlich nur wenige Kilometer ver-
trieben –, die zu Beginn des Jahres 
1945 noch aus fünf Familienangehö-
rigen bestand, wenige Wochen später 
nur noch meine Großmutter und ihre 
Mutter lebten. Ist es nicht beklem-

Foto: Deutscher Bundestag/Thomas 
Trutschel/photothek.net
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(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie sollten sich schä-
men, dass Sie keinen einzigen 

Zusammenhang herstellen!

– Matthias W. Birkwald [DIE LIN-
KE]: Unterirdisch! – Sven-Christi-

an Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist wirklich unsäg-
lich! – Weitere Zurufe von der SPD 

und der LINKEN)

Nie wieder darf es dazu kommen, dass 
wie bei mir – –

(Weitere Zurufe der Abg. Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN])

– Wieso hören Sie eigentlich auf zu re-
den, wenn ich Ihnen zuhöre, fangen 
aber an zu reden, wenn ich spreche? 
Was ist denn das für eine Unhöflich-
keit? Das ist eine Garstigkeit hier im 
Hause! Das kann ja wohl nicht wahr 
sein!

(Beifall bei der FDP und der CDU/
CSU)

Also, letzter Punkt: Nie wieder darf es 
dazu kommen, dass wie bei mir be-
wusst Wissen nicht vermittelt und 
ganz bewusst Unwissen verbreitet 
wurde. Ziel war, so viel wie möglich 
im Unklaren zu lassen.

Wir stehen hier vor einer großen Her-
ausforderung. Viele junge Leute bzw. 
Jugendliche haben keinen blassen 
Schimmer, wie man mit Vertreibung 
umgeht. Das gesamte Haus steht hier 
vor einer großen Herausforderung; 
diese zu meistern ist unsere gemein-
same Aufgabe.
Herzlichen Dank, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU/
CSU – Sven-Christian Kindler 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Un-
sägliche Rede!)

Präsident Dr. Norbert Lammert: Für 
die SPD-Fraktion erhält nun der Kolle-
ge Ernst Dieter Rossmann das Wort.

(Beifall bei der SPD)

verharmlosend „Umsiedler“ genannt 
worden sind.

Meine Damen und Herren, die Ent-
wicklung nach 1990 zeigt, dass in der 
DDR diese Wunde, die man dort mit 
aller Kraft zu überdecken versuchte, 
nicht geschlossen oder gar geheilt 
wurde; denn das Vertriebenenwesen 
entwickelte sich dann auch in der 
ehemaligen DDR. Ich will damit sa-
gen: Dieses Vertreibungsumdeuteln 
im östlichen Teil Deutschlands, die-
ses staatlich verordnete Schweigen, 
dieses Geschichtsverdrehen, diese 
Unaufrichtigkeit des Staates, diese 
Unehrlichkeit gegenüber der eigenen 
Geschichte, diese Falschheit auch ge-
genüber den östlichen Nachbarn 
stand im Gegensatz zu dem, was in 
der Bundesrepublik gemacht worden 
ist:

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Da hat 
man die Nazis verschwiegen!)

nämlich ein Bundesvertriebenenge-
setz, das 60 Jahre lang dazu beitrug, 
die Erinnerung aufrechtzuerhalten. 
Ich sage ganz deutlich: Darauf kann 
und soll Deutschland auch stolz sein. 
Das ist ein guter Schritt gewesen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/
CSU – Dr. Dagmar Enkelmann 
[DIE LINKE]: Auf die Nazis im 

Vertriebenenverband sollen wir 
stolz sein?)

– Wer von den Nazis im Vertriebenen-
verband spricht und kein Wort darü-
ber verliert, dass er Stasi-Leuten zu ih-
rer hervorragenden Geschichte gratu-
liert, der braucht sich hier in der 
Debatte überhaupt nicht zu melden 
und kann sich setzen – am besten in 
die letzte Reihe.

(Beifall bei der FDP und der CDU/
CSU – Lachen bei der LINKEN – 

Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Das haben Sie nicht zu entschei-
den! Zum Glück! – Harald Wein-

berg [DIE LINKE]: Unmöglich! Das 
soll ein Demokrat sein? – Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Sie müssen uns aber nicht 
so anschreien!)

Meine Damen und Herren, ich will 
vor allen Dingen nach vorne schauen. 
Auch mit dem Bundesvertriebenenge-
setz muss man nach vorne schauen. 
Vor allen Dingen geht es um die Zu-
kunft. Flucht und Vertreibung – auch 
die deutsche Flucht und Vertreibung 
– sind eben kein einmaliger Akt in der 
Geschichte. Das ist auch noch nicht 
abgeschlossen. Es gab bzw. gibt seit 
hundert Jahren überall auf der Welt – 
in Europa, auch in Deutschland – Ver-
treibungen. Sie haben seither auch 
nicht aufgehört. Mali, Darfur und Sy-
rien sind ganz aktuelle Themen, die 
auch uns in besonderer Weise betref-
fen. Deswegen ist staatlich verordne-
tes Totschweigen oder Ähnliches an 
dieser Stelle nicht geeignet, weil wir 
an anderer Stelle natürlich eine klare 
Auffassung haben müssen.

Ich will abschließend vier Punkte 
nennen, auf die es uns in der FDP, aber 
auch in der Koalition ankommt:

Erstens. Nie wieder dürfen Menschen 
ihrer Heimat beraubt oder vertrieben 
werden – nirgendwo auf der Welt. Nie 
wieder darf es Kollektivstrafen geben, 
weil es auch keine Kollektivschuld 
gibt. Nie wieder darf das passieren.

Zweitens. Nirgendwo darf die Vertrei-
bung der Deutschen möglicherweise 
als Blaupause dienen oder vielleicht 
sogar als Rechtfertigung herangezo-
gen werden, wenn es um Vertreibun-
gen in anderen Ländern auch in aktu-
eller Zeit geht. Das geht auf keinen 
Fall.

Drittens. Nie wieder darf das Unrecht 
der Vertreibung von Menschen durch 
staatliche Stellen oder gesellschaftli-
chen Druck tabuisiert oder verschwie-
gen werden. Niemals wieder darf das 
offene Ansprechen von Flucht und 
Vertreibung bestraft werden.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Heute ist echt der Tief-

punkt des Parlamentarismus in 
diesem Jahr! Sie sollten sich schä-

men!)

Viertens. Nie wieder darf es dazu 
kommen – –
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(Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dieses Gift der Polarisierung muss aus 
der Debatte herausgenommen wer-
den, wenn wir die Debatte nach vorne 
wenden wollen.

Der Bundesinnenminister hat die 60 
Jahre Bundesvertriebenengesetz mit 
einem Antrag verbunden, eingebracht 
von CDU/CSU und FDP, in dem fünf 
Handlungsfelder geschildert werden: 
Integration der Flüchtlinge, Integrati-
on der Spätaussiedler, Förderung der 
deutschen Minderheiten, Pflege des 
kulturellen Erbes, früher eher Pflege 
des Brauchtums, jetzt eher Pflege von 
Erkenntnis, Verständnis und damit 
von Wissenschaft, und die weltweite 
Ächtung von Vertreibung.

Wir als Sozialdemokraten finden: Das 
kann eine Basis dafür sein, nach der 
positiven Geschichte von 60 Jahren 
Bundesvertriebenengesetz nach vor-
ne zu denken und nach vorne Politik 
zu machen, und zwar durchaus in ei-
nem Konsens. Ich möchte daran erin-
nern, dass es Bundeskanzler Gerhard 
Schröder war, mit dem am 3. Septem-
ber 2000 das erste Mal in Berlin ein 
sozialdemokratischer Bundeskanzler 
auf einem Heimattreffen der Vertrie-
benen sprechen konnte.

(Erika Steinbach [CDU/CSU]: Ich 
habe ihn eingeladen!)

Er hat klare Worte in beide Richtun-
gen gesprochen.
Es gab dann eine Fortsetzung mit ei-
ner sehr bemerkenswerten Tagung 
der Konrad-Adenauer-Stiftung am 
3./4. September 2008, auf der die 
nachfolgende Bundeskanzlerin und 
Innenminister Schäuble herausgear-
beitet haben: Welche Pflicht erwächst 
aus der Geschichte? Was ist in Zu-
kunft die Aufgabe in Bezug auf Aner-
kennung und Förderung von Minder-
heiten allgemein wie von deutschen 
Minderheiten, aber auch die Aufgabe 
einer Politik in Europa, die insgesamt 
Verschiedenheit und Vielfalt von 
Minderheiten als Kriterium auf-
nimmt und anerkennt? Wir finden es 
sehr gut, wenn diese Überlegungen 
nach vorne getragen werden.

Dr. Ernst Die-
ter Ross-
mann (SPD): 
Herr Präsi-
dent! Liebe 
Kolleginnen 
und Kollegen! 
Volkmar Ga-
bert, der große 
sozialdemo-
kratische bay-
erische Politi-
ker und Präsi-

dent der Seliger-Gemeinde der 
Sudetendeutschen, hat uns in diesem 
Zusammenhang gemahnt, zum „Dia-
log über emotionale Gegensätze hin-
weg fähig zu sein“. Daran sollten wir 
uns, glaube ich, auch in dieser Debat-
te orientieren.

Ich will Ihnen hier als Schleswig-Hol-
steinischer Abgeordneter zwei Zugän-
ge zu dieser Frage – wir zollen 60 Jah-
ren Bundesvertriebenengesetz aus-
drücklich hohen Respekt – vortragen.
Zunächst einmal aus dem Blick eines 
Schleswig-Holsteiners. Schleswig-
Holstein ist ein kleines Land, in dem 
nach dem Krieg 50 Prozent der Men-
schen Vertriebene und Flüchtlinge 
aus Ostpreußen waren. Zugleich be-
fand sich in diesem Land der Kriegs-
verbrecher Dönitz. 1955 setzten dann 
– damals war Kai-Uwe von Hassel Mi-
nisterpräsident Schleswig-Holsteins; 
später war er hier Parlamentspräsi-
dent – Konrad Adenauer und der däni-
sche Außenminister Hansen in den 
Bonn-Kopenhagener Erklärungen ein 
erstes sichtbares Zeichen für Aufar-
beitung, Versöhnung und Anerken-
nung von Minderheitenrechten. 
Schließlich ist Schleswig-Holstein ein 
Bundesland, in dem drei der vier au-
tochthonen Minderheiten in Deutsch-
land eine Heimstatt und Anerken-
nung gefunden haben. Dort wird jetzt 
auch mit einem europäischen Institut 
in Flensburg ganz direkt darauf abge-
hoben, zu untersuchen: Was heißt Re-
spekt vor Verschiedenheit und Min-
derheitenrechten im Europa der Zu-
kunft? – Das ist der eine Blickwinkel.
Ich komme zum anderen Blickwinkel. 
Herr Kauder, ich möchte Ihnen – Sie 
haben hier Ihre Biografie vorgetragen 
– von der Biografie einer Person be-
richten, in deren Familie es keine Ver-
treibung gab. 1956/57 war ich fünf 

bzw. sechs Jahre alt. Man merkte in 
zunehmendem Maße, was eigentlich 
in der Nachbarschaft geschah. Es gab 
da den Tischler Juderjahn aus Elbing, 
ein ungemein fleißiger Handwerker.  
Das war seine Verbindung in die Hei-
mat. Da gab es den Bauern Schmidt 
aus einem ganz kleinen ostpreußi-
schen Ort, der mit seinem Rollwagen 
jeden Tag 15 Kilometer hin und her 
fuhr, um irgendwo zu melken. Natür-
lich gingen sie alle zu den Treffen der 
Heimatvertriebenen. Sie kamen dort-
hin, weil sie sich mit früheren Be-
kannten, mit Freunden treffen und 
mit ihnen sprechen konnten. Sie wa-
ren nicht unbedingt deshalb dort hin-
gegangen, weil sie politische Kampf-
reden erwarteten und hören wollten. 
Ich habe deshalb den Tischler Juder-
jahn und den Bauern Schmidt ange-
sprochen, weil sie etwas hatten, was 
sie auch vermitteln konnten, was lei-
der viele andere nicht hatten: Sie hat-
ten die Fähigkeit, zu trauern. Das war 
ihre große Leistung. Für diese Fähig-
keit zollen wir diesen Menschen Res-
pekt, in ihrem persönlichen Erleben, 
aber auch in ihrem politischen Erle-
ben, das sie eingebracht haben.

(Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Den Grund für die Trauer – er wurde 
schon deutlich dargestellt – will ich 
nicht wiederholen. Aber ich will Ih-
nen, Herr Kauder, eine kleine Bitte 
vortragen, dass nämlich die Bemer-
kung von Otto Schily nicht so verstan-
den werden darf, als ob Willy Brandt, 
ein Sozialdemokrat, nicht sehr viel 
dafür getan hätte, und das trotz aller 
Anfeindungen gegen seine Person, 
mit Weitblick, Beharrlichkeit und Mut 
dafür zu sorgen, dass Menschen zu ih-
rem Menschenrecht auf Heimat, zu 
ihrem Menschenrecht auf Frieden, zu 
ihrer Menschenpflicht auf Versöh-
nung kommen konnten. Den Sozial-
demokraten Willy Brandt darf man 
hier nicht vergessen

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Otto 
Schily aber auch nicht! Oder ist 

Schily kein Sozialdemokrat?)

und darf ihn auch nicht zum Zwecke 
der Polarisierung nutzen.

Foto: Deutscher Bundestag/
Lichtblick/Achim Melde
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(Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: Das 
Wort erhält nun Erika Steinbach für 
die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Erika Stein-
bach (CDU/
CSU): Herr Prä-
sident! Meine 
lieben Kolle-
ginnen und 
Kollegen! Die 
Wortbeiträge 
haben eines 
deutlich ge-
macht: Es gibt 
auch im Deut-
schen Bundes-

tag viele Betroffene, die zu denen ge-
hören, deren Familien vertrieben 
worden sind. Volker Kauder hat es 
sehr engagiert und emotional geschil-
dert. Es ist Tatsache, dass ein Viertel 
der deutschen Bevölkerung Vertriebe-
ne sind oder einen familiären Bezug 
zu dem Thema Vertreibung haben. 
Das macht auch deutlich, welch gi-
gantischer Vorgang das seinerzeit ge-
wesen ist und welche Aufgaben damit 
vor diesem Lande gestanden haben.
Das Bundesvertriebenengesetz – es 
lohnt sich, dass wir nach 60 Jahren 
daran erinnern – hatte den Sinn, den 
Vertriebenen aus den östlichen Be-
reichen Europas, die deutsch besie-
delt waren, einen angemessenen Platz 
in dieser Gesellschaft zu verschaffen. 
Es ging um die Versorgung mit den 
elementarsten Dingen. Es herrschte 
wirklich bittere Not. Eben wurde 
Schleswig-Holstein angesprochen. 
Meine Mutter hat bis zu ihrem Le-
bensende nie vergessen – wir sind 
über die Ostsee in Schleswig-Holstein 
angespült worden –,

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Sie waren nicht 

vertrieben! Sie waren Besatzungs-
kind! Klittern Sie nicht schon wie-

der die Geschichte!)

dass ihr, als sie etwas Milch für uns 
Kleinstkinder brauchte, ein Bauer sag-
te: Ihr seid ja schlimmer als Kakerla-

Ich darf mir allerdings die Bemerkung 
erlauben: Wir wissen, dass 60 Jahre 
Bundesvertriebenengesetz eine große 
Sache sind, dass es aber mit diesem 
Bundesvertriebenengesetz nicht 60 
Jahre so weitergehen kann; vielmehr 
muss dieses Gesetz zu einem Gesetz 
der Versöhnung und der Respektie-
rung von Verschiedenheit und Vielfalt 
werden. Deshalb ist es gut, dass sich 
diese Entwicklung in Ihren Anträgen 
wiederfindet.

„Wir werden uns bei 
diesem Antrag 
enthalten 

Ich will nicht weiter darauf eingehen, 
sondern nur kurz sagen, weshalb wir 
uns bei der Abstimmung über diesen 
Antrag enthalten werden. In diesem 
Antrag konnten Sie leider nicht darauf 
verzichten, an die unglückselige De-
batte um 60 Jahre Charta zu erinnern. 
Kollege Beck sprach schon von Ihrem 
fehlleitenden Vorschlag, den 5. Au-
gust zum Erinnerungstag zu machen. 
Aber Sie haben eine Entwicklung 
durchgemacht. Diese geht dahin, dass 
jetzt der 20. Juni, der Weltflüchtlings-
tag der UN, zu dem Tag werden soll, 
an dem wir das Flüchtlingselend poli-
tisch diskutieren und den wir mit der 
politischen Aufgabe verbinden, uns 
gegen Vertreibung einzusetzen. Es ist 
auch gut so, dass das Dokumentati-
onszentrum, wie es nach harten Dis-
kussionen gemeinschaftlich getragen 
wird, diese Verbindung zwischen 
Flucht, Vertreibung und Versöhnung 
herstellt. Das Wichtigste aber ist Ver-
söhnung.

Ich darf an dieser Stelle noch eine Be-
merkung und eine Bitte an den Innen-
minister richten. Herr Friedrich, Sie 
haben das sehr nüchtern und respekt-
voll vorgetragen und müssen doch 
auch zu der von den Koalitionsfrakti-
onen eingebrachten Idee stehen, am 
20. Juni an Vertreibung und Flücht-
lingselend zu erinnern. Deshalb ist es 
nicht so gut, wenn in Bayern noch 
versucht wird, statt des 20. Juni wie-
der etwas Eigenes zu finden. Gerade 

auch, weil Sie der Innenminister für 
das ganze Deutschland sind, dürfen 
wir nicht in die Verschiedenheit der 
Erinnerung verfallen. Ich spreche Sie 
direkt an, weil Sie in beiden Bereichen 
politische Verantwortung mittragen.

Zum Schluss möchte ich – vielleicht 
ist das ungewöhnlich, aber ich sollte 
ja, wie Kollege Veit gesagt hatte, etwas 
zu dem wissenschaftlichen und kul-
turellen Hintergrund von Erinne-
rungsarbeit sagen – aus der Monogra-
fie des Historikers und Osteuropa-
Vertreibungsforschers Andreas 
Kossert „Masuren. Ostpreußens ver-
gessener Süden“ zitieren. Er schreibt 
im letzten Absatz dieser profunden 
wissenschaftlichen Erinnerung – ich 
darf zitieren, Herr Präsident –:

Das alte Masuren wird nicht wiederer-
stehen, aber es scheint, als widerfahre 
den Masuren – nach einem Jahrhun-
dert politischer Vereinnahmung – 
nun erstmals historische Gerechtig-
keit. Auch wenn es die Masuren nicht 
mehr gibt: Endlich wird ihre schwieri-
ge Lage zwischen Deutschen und Po-
len gewürdigt, endlich zollt man ih-
nen den Respekt, den deutscher und 
polnischer Nationalismus ihnen stets 
verwehrt haben.

Das ist der entscheidende Punkt: Res-
pekt und Versöhnung für Vielfalt und 
Verschiedenheit. Geert Mak, der große 
niederländische Publizist, –

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege.

Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD): – 
hat es so ausgedrückt: Im letzten Jahr-
hundert war das erste halbe Jahrhun-
dert das der Kriege und das zweite hal-
be Jahrhundert das der Überwindung 
der Kriegsfolgen. Er hat uns aufgege-
ben, das nächste Jahrhundert zu ei-
nem Jahrhundert der Versöhnung zu 
machen.

Wenn Respekt vor 60 Jahren Bundes-
vertriebenengesetz darin mündet, 
dass wir den Dialog über emotionale 
Verschiedenheit hinweg zu Versöh-
nung führen können, dann hat dieser 
Erinnerungstag auch im Parlament et-
was Gutes erbracht.
Danke schön.

Foto: Deutscher Bundestag/
Lichtblick/Achim Melde



36 | Informationsdienst für Aussiedler und Vertriebene | Ausgabe Nr. 84 | 16. September 2013

Aus dem Plenum

Diese Herkulesaufgabe konnte aus 
zwei Gründen gelingen.

Der erste Grund: Die Vertriebenen ha-
ben keine Rachegedanken kultiviert, 
sondern immer und immer wieder 
manifestiert, dass sie Verständigung 
wollen. Ich erinnere daran, dass der 
Bund der Vertriebenen mit seiner 
Ausstellung „Erzwungene Wege“ die 
erste Institution in Deutschland war, 
die im Kronprinzenpalais in Berlin an 
das Schicksal der vertriebenen Polen 
und anderer Vertriebener in Europa 
erinnert hat. Dieser Verband war der 
Vorreiter, als es darum ging, Anteil da-
ran zu nehmen, was anderen wider-
fahren ist, beginnend bei dem Geno-
zid an den Armeniern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Die Vertriebenen wollten immer Ver-
ständigung, schon allein deshalb, 
weil damit ihre Heimat verbunden 
war. Der Satz „Wir werden durch harte, 
unermüdliche Arbeit teilnehmen am 
Wiederaufbau Deutschlands und Eu-
ropas“ war die Voraussetzung, dass 
auch die Integration gelingen konnte.
Der zweite Grund: Die Parteien der 
Bundesrepublik Deutschland unter-
stützten die ersten zwei Jahrzehnte 
praktisch einmütig die Anliegen der 
Vertriebenen und waren sich ihrer 
Verantwortung sehr bewusst.

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Steinbach, Sie müssen zum 
Schluss kommen.

Erika Steinbach (CDU/CSU): Ich 
komme gleich zum Schluss. – Es gab 
damals heftige Debatten bis zur Ver-
abschiedung des Gesetzes, und es 
wurde fast um jeden Paragrafen ge-
rungen. Am Ende stimmten alle zu. 
Wer nicht zugestimmt hat, das war die 
Kommunistische Partei, die damals 
im Deutschen Bundestag gesessen 
hat.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Zu Recht, 
kann man nur sagen!)

Ihre Töne hier stehen in Kontinuität 
zu dem damaligen Verhalten.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich glaube es bald 

ken. – Auf der anderen Seite sagte ihr 
ein Arzt, als sie schwer verunglückte 
und ihm sagte: „Ich habe kein Geld; 
ich kann das nicht bezahlen“: „Ma-
chen Sie sich keine Gedanken! Das 
hole ich mir von den Bauern in Schles-
wig-Holstein wieder.“

Es gab also so etwas und so etwas. Es 
gibt viele Geschichten und viele 
Schicksale, an die man erinnern kann. 
Aber wichtig ist, dass wir gemeinsam 
diese Extremsituation in Deutschland 
überwinden konnten. Die Integration 
der vielen Heimatlosen war und ist ei-
nes der Ziele dieses Gesetzes.

Das sind die ideellen Grundgedanken, 
die den Vertriebenen nicht mit bloßer 
Caritas, sondern in Solidarität und 
Gleichberechtigung entgegenge-
bracht werden sollten. Das unsichtba-
re Fluchtgepäck der Vertriebenen, wie 
es die sudetendeutsche Dichterin Ger-
trud Fussenegger nannte, ihr techni-
sches Know-how, das handwerkliche 
Können und die 700-jährige oder 
800-jährige kulturelle Erfahrung im 
Neben- und Miteinander mit den sla-
wischen, magyarischen, baltischen 
oder rumänischen Nachbarn: All das 
hat Deutschland nachhaltig geprägt. 
Diese Erfahrungen, so wie sie sich 
hier in Deutschland zusammengefun-
den haben, gibt es in dieser Verdich-
tung in keinem anderen europäischen 
Land.

Aber es war auch das kulturelle 
Fluchtgepäck, das mitgebracht wurde. 
Das war nichts, was sofort sichtbar ge-
wesen wäre, sondern es war etwas, 
was im Kopf und im Herzen aus der 
Heimat hierher mitgetragen wurde. Es 
war natürlich hörbar in den regiona-
len Mundarten, in den Klangfarben. 
Das hat den Menschen die Integration 
nicht unbedingt leichter gemacht. 
Wer in Bayern einen ostpreußischen 
Dialekt hatte, für den war es bestimmt 
nicht ganz einfach, kann ich mir vor-
stellen.

Das Gesetz machte und macht deut-
lich, dass das Kulturgut der Vertriebe-
nen eine gesamtdeutsche Aufgabe ist, 
ein unverzichtbarer Teil unserer deut-
schen Identität. Man muss einfach 
einmal rekapitulieren: Das Erbe der 
Karls-Universität in Prag hat unser 

Volk genauso geprägt wie das der Uni-
versitäten Königsberg, Breslau, Dor-
pat, Czernowitz einerseits oder Hei-
delberg, Tübingen, Marburg, Mün-
chen, Leipzig, Berlin andererseits. Das 
gehört alles zusammen. Wenn man 
das ignorieren würde, hieße das, geis-
tige Wurzeln zu kappen. So war es 
schon sehr weise, dass Bund und Län-
der der jungen Bundesrepublik 
Deutschland mit diesem Gesetz die 
Verantwortung für das gesamte kultu-
relle Erbe der Vertreibungsregionen 
unabhängig von Grenzen und von 
staatlicher Zugehörigkeit hervorgeho-
ben haben.

„Es hängt nicht am 
5. August. Der 20. 
Juni ist genauso ein 
guter Tag“

Dieser gesetzliche Auftrag ist geboren 
aus der Erkenntnis, dass es ein ein-
heitliches, ein gemeinsames kulturel-
les Fundament gibt. Das müssen wir 
auch erkennen: Die schönsten Seiten 
unseres Vaterlandes liegen doch in 
unserem kulturellen Reichtum mit 
vielen unterschiedlichen Facetten 
und dem schöpferischen Geist, aus 
vielen Jahrhunderten erwachsen und 
herausgebildet über Musik, Literatur, 
Philosophie, Baukunst und Malerei. 
All das prägt uns, ist ein Teil von uns 
allen.

Vieles, was in den 1950er-Jahren sozi-
al noch dringend und drängend gewe-
sen ist, ist es gottlob heute nicht mehr 
dank der Gemeinschaftsleistung, die 
die Vertriebenen, die Aussiedler und 
die Einheimischen gemeinsam er-
bracht haben. Diese großartige Ge-
meinschaftsleistung war und ist na-
hezu ein Wunder. Der französische 
Politikwissenschaftler Alfred Grosser 
hat die Integration der Vertriebenen 
und der Flüchtlinge als die größte so-
zial- und wirtschaftspolitische Aufga-
be bezeichnet, die von der jungen 
Bundesrepublik gemeistert worden 
sei. Dem kann jeder zustimmen.
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Die Zeit ist gekommen, grundsätzlich 
zu prüfen, ob so ein Gesetz mit dem 
Aufenthaltsgesetz verschmolzen wer-
den sollte. Solange diese Verschmel-
zung noch nicht durchgeführt ist, 
müssen wir dafür sorgen, dass dieses 
Gesetz zeitgemäß angepasst wird.
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten 

der SPD und der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: Das 
Wort erhält nun der Kollege Klaus 
Brähmig für die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Klaus Bräh-
mig (CDU/
CSU): Herr Prä-
sident! Sehr 
geehrte Kolle-
ginnen und 
Kollegen! Wäh-
rend der Bun-
destag heute 
über ein Gesetz 
debattiert, das 
vor 60 Jahren 
in Kraft getre-

ten ist, kämpft Deutschland weiter ge-
gen das Hochwasser an. Wir verlieren 
dabei den Blick für die aktuellen Nöte 
der Menschen nicht aus den Augen. 
So bekräftigte Bundespräsident Gauck 
bei seinem kürzlichen Besuch in der 
schwer geschädigten Stadt Halle, dass 
Deutschland ein solidarisches Land 
sei. Es ist dieser Zusammenhalt, der 
besonders uns Deutsche auszeichnet, 
und das ist ein Kernpunkt der jetzigen 
Debatte.

Meine Damen und Herren, gerade in 
diesen Zeiten gilt es, an die Solidarität 
zu erinnern, mit der wir bereits ande-
re nationale Katastrophen bewältigt 
haben. Dafür stehen die herausragen-
den Beispiele des Bundesvertriebe-
nengesetzes von 1953 und des ihm 
vorausgegangenen Lastenausgleichs-
gesetzes von 1952. Die vorbildliche 
Leistung der Vertriebenen beim Wie-
deraufbau unseres Landes möchte ich 
hierbei ausdrücklich würdigen. Es ist 
eine einzigartige Erfolgsgeschichte.

nicht mehr! Es ist derart retro! Das 
ist unerträglich! Die meisten Ver-
triebenen fühlen sich von Ihnen 

doch gar nicht vertreten! Die schä-
men sich!)

Ein Gedenktag zum Schicksal von 
Flucht und Vertreibung: Es hängt 
nicht am 5. August.  Der 20. Juni ist 
genauso ein guter Tag; Hauptsache, 
dieser Gedenktag kommt.
Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: Me-
met Kilic ist der nächste Redner für 
die Fraktion der Grünen.

Memet Kilic 
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter 
Herr Präsident 
Lammert! Liebe 
K o l l e g i n n e n 
und Kollegen! 
Mit dem 60. 
Jahrestag des 
Bundesvertrie-
benengesetzes 
gedenken wir 

des Leides von 14 Millionen Men-
schen, die ihre Heimat verloren hat-
ten. Sie sind letztendlich zum Spätop-
fer von dem geworden, was die Nazis 
angerichtet haben. Der 60. Jahrestag 
ist nicht nur ein Grund zum Geden-
ken oder dafür, die Errungenschaften 
des Bundesvertriebenengesetzes zu 
feiern, sondern auch der richtige Zeit-
punkt dafür, die rechtliche Grundlage 
zeitgemäß anzupassen.

Dieses Gesetz privilegiert Vertriebene 
mit deutscher Abstammung im Ver-
gleich zu anderen Einwanderern. Bei-
spielsweise werden Spätaussiedler 
aus Russland gegenüber anderen rus-
sischen Staatsbürgern bei der Einbür-
gerung und Anerkennung von Quali-
fikationen privilegiert, obwohl die 
Herkunft und Qualifikation exakt die-
selbe ist. Unter anderem wird auch 
bei der Einwanderung und der Rente 
zwischen diesen Gruppen unterschie-
den – und das allein wegen der Vor-
fahren. So eine Unterscheidung ist 

nicht mehr zeitgemäß, meine Damen 
und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Bundesregierung möchte den 
Nachzug von Familienangehörigen 
von Spätaussiedlern vereinfachen. 
Dazu möchte die Bundesregierung 
eine Härtefallregelung einführen. 
Dieses Anliegen unterstützen wir.
Bereits im Jahr 2011 haben wir Grü-
nen einen Änderungsantrag zu den 
geforderten Deutschkenntnissen ein-
gebracht. Wir sind aber einen Schritt 
weiter gegangen als die Bundesregie-
rung. Wir haben gefordert, dass gene-
rell keine Deutschkenntnisse mehr 
für den Nachzug gefordert werden.

(Beifall bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Statt aber unserem Antrag zuzustim-
men, haben Sie zwei Jahre lang sozu-
sagen auf dem Leid der Menschen ge-
sessen und gewartet, damit Sie drei 
Monate vor der Bundestagswahl den 
Spätaussiedlerinnen und Spätaus-
siedlern eine Aktion vorgaukeln kön-
nen. Aber diese Menschen haben die 
Nase voll von Ihren leeren Worthül-
sen, liebe Koalitionsparteien!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten 

der SPD und der LINKEN)

Im Petitionsausschuss erreichen uns 
viele Petitionen, in denen Familien 
ihr schweres Leid durch ungewollte 
Trennungen vortragen. In vielen Fäl-
len wird der Familiennachzug ver-
wehrt, weil es an den erforderlichen 
Deutschkenntnissen mangelt. Insbe-
sondere älteren Menschen, Personen 
mit wenig Bildungserfahrung und 
Menschen aus strukturschwachen 
ländlichen Gebieten fällt der Spra-
cherwerb im Ausland oft sehr schwer. 
Diese Petitionen betreffen Spätaus-
siedler, aber nicht nur Spätaussiedler, 
sondern zum Beispiel auch die brasi-
lianische Ehefrau eines Deutschen. 
Die Menschen beklagen die Härten ei-
ner jahrelangen Trennung, die das 
deutsche Einwanderungsrecht ihnen 
zumutet.

Foto: Deutscher Bundestag/
Lichtblick/Achim Melde

Foto: Deutscher Bundestag/
Lichtblick/Achim Melde
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rer Gruppe parlamentarisch begleitet 
wird.

Die öffentliche Reaktion auf den Bau-
beginn der Stiftung Flucht, Vertrei-
bung, Versöhnung hat erfreulicher-
weise gezeigt, dass wir in dem Erinne-
rungsdiskurs weitergekommen sind. 
So resümiert die Frankfurter Rund-
schau – ich zitiere –:
Es gibt wohl nur noch wenige, die die 
Relevanz einer Einrichtung bestrei-
ten, die an die verheerenden Vertrei-
bungen vor, während und nach dem 
Zweiten Weltkrieg erinnern soll. Im 
Kontext einer internationalen Geno-
zidforschung wird inzwischen auch 
dem Leid der deutschen Vertreibungs-
opfer Rechnung getragen, obwohl es 
ja gerade die Deutschen waren, die 
den mörderischen Vertreibungswahn 
auslösten und forcierten.

Meine Damen und Herren, es ist eben-
so an der Zeit, endlich die Versöhnung 
der Deutschen beim Thema Flucht 
und Vertreibung mit sich selbst zu 
vollenden und der Erlebnisgeneration 
noch eine Chance zu geben, ihren 
Frieden schließen zu können. Daher 
sprechen wir uns neben der rechtli-
chen auch für eine gesellschaftliche 
Anerkennung des Schicksals der Hei-
matvertriebenen aus, getragen von ei-
ner breiten Zustimmung im Deut-
schen Bundestag.
 Wir wollen außerdem, dass Vertrei-
bung weltweit geächtet wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Der bestehende Flüchtlingstag am 20. 
Juni soll daher um das Gedenken an 
Heimatvertriebene erweitert und auf 
nationaler Ebene begangen werden.
Die Kolleginnen und Kollegen von der 
Fraktion der Grünen erinnere ich an 
ihre Äußerung zum Weltflüchtlings-
tag im Rahmen der Debatte im Jahr 
2011 zu unserem Antrag „60 Jahre 
Charta der deutschen Heimatvertrie-
benen“. Den Kolleginnen und Kolle-
gen der SPD-Fraktion lege ich die Er-
klärung des Abgeordneten Richard 
Reitzner zur Verabschiedung des Bun-
desvertriebenengesetzes ans Herz, 
der sagte, dass die sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion dem Bun-
desvertriebenengesetz trotz Beden-

Die Kriegsfolgenbewältigung war für 
den Deutschen Bundestag und sämtli-
che Bundesregierungen stets ein zen-
trales Anliegen, zu der vorrangig die 
Versöhnung und Wiedergutmachung 
gegenüber den Opfern des National-
sozialismus gehören. Dazu zählt auch 
die Solidarität mit den Deutschen, die 
wegen ihrer Volkszugehörigkeit ein 
besonders schweres Schicksal erlitten 
haben. Die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion ist die einzige Fraktion, die seit 
1949 eine soziologische Gruppe ein-
gerichtet hat, die sich in der 17. Legis-
laturperiode neu aufgestellt hat. Die 
Gruppe konnte ihre Mitgliederzahl 
verdoppeln und umfasst nunmehr 70 
Abgeordnete. Wir erkennen damit 
nach wie vor das Kriegsfolgenschick-
sal an, aus dem sich eine Einheit aus 
Vertriebenen, Aussiedlern und deut-
schen Minderheiten ergibt.

Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, unsere Gruppe ist maßgeblich da-
ran beteiligt, dass die Solidarität 
durch Hilfen bei der Eingliederung 
der 12 Millionen Flüchtlinge und Hei-
matvertriebenen sowie der Aufnahme 
und Integration von bisher etwa 4,5 
Millionen Aussiedlern eingelöst wur-
de und wird.

Dass wir weiterhin zu der historisch-
moralischen Verpflichtung nach Art. 
116 Grundgesetz stehen, hat unsere 
Koalition mit der neunten und zehn-
ten Novellierung des Bundesvertrie-
benengesetzes eindeutig unter Be-
weis gestellt. Beide Initiativen dienen 
der Vermeidung von Härtefällen bei 
der Familienzusammenführung von 
Spätaussiedlern. Hier hat sich das 
Amt des Beauftragten der Bundesre-
gierung für Aussiedlerfragen und na-
tionale Minderheiten bewährt. Ich 
danke dem Parlamentarischen Staats-
sekretär Christoph Bergner und unse-
rem Bundesinnenminister Hans-Pe-
ter Friedrich ganz herzlich für die in-
tensive Kooperation.

(Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, die Koalition hat in dieser Legis-
laturperiode auch bei der Kulturför-
derung nach § 96 des Bundesvertrie-
benengesetzes nachhaltig in den 

Erhalt und die Pflege des deutschen 
Kulturerbes im östlichen Europa in-
vestiert. Der aktuelle Bericht der Bun-
desregierung belegt dies faktenreich. 
Zudem hat der Wissenschaftsrat in ei-
ner Strukturuntersuchung im Januar 
2013 festgestellt, dass die außeruni-
versitäre historische Osteuropafor-
schung, zu der die sogenannten 96er-
Einrichtungen gehören, weltweit ein-
zigartig ist und international hohes 
Ansehen genießt.

Es ist das große Verdienst von Staats-
minister Bernd Neumann, der übri-
gens aus Westpreußen stammt, dass 
der Mitteleinsatz von knapp 13 Milli-
onen Euro im Jahr 2005 auf jetzt 20 
Millionen Euro angehoben wurde und 
damit fast das Niveau von 23 Millio-
nen Euro der letzten christlich-libera-
len Regierung im Jahr 1998 erreicht.

„Solidarität mit 
Heimatvertriebenen 
und Aussiedlern“

Erstmals hat unsere Gruppe alle nach 
§ 96 geförderten Einrichtungen be-
sucht und teilweise Modernisierungs-
bedarf festgestellt. Dies wird die Auf-
gabe der kommenden Legislaturperi-
ode sein. Wir haben uns erfolgreich 
dafür eingesetzt, dass ein Sudeten-
deutsches Museum in München ent-
steht, und wir werden uns außerdem 
dafür einsetzen, dass ein Museum für 
die Geschichte der Russlanddeut-
schen errichtet wird.

Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, das zentrale Gedenkvorhaben der 
Bundesregierung in diesem Bereich – 
die Stiftung Flucht, Vertreibung, Ver-
söhnung – ist jetzt auf einem guten 
Weg. Die Bundeskanzlerin hat vorges-
tern mit dem Startsignal für den Bau-
beginn im Deutschlandhaus einen 
weiteren Meilenstein zur Verwirkli-
chung des Dokumentationszentrums 
gesetzt. Damit unterstreicht die Bun-
desregierung ihre besondere Verant-
wortung für dieses wichtige Versöh-
nungsprojekt, das der Initiative von 
Erika Steinbach und Peter Glotz zu 
verdanken ist und welches von unse-
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bezeichnet. Jegliche Erinnerungs- 
und Trauerarbeit wurde vermieden 
und ausgeblendet. Das, verehrte Kol-
legin Jelpke, ist unsäglich. Auch daran 
sollte man heute erinnern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Der Bund hat durch die Mittel nach § 
96 des Bundesvertriebenengesetzes 
maßgeblich dazu beigetragen, dass 
die Pflege des kulturellen Erbes der 
Heimatvertriebenen weiterhin er-
möglicht wurde. Ich möchte an dieser 
Stelle insbesondere allen Lands-
mannschaften und den Heimatgrup-
pen für das, was sie in den vergange-
nen sechs Jahrzehnten geleistet ha-
ben, danken. Es ist eine herausragende 
Arbeit, die wirklich große Anerken-
nung und höchsten Respekt verdient. 
Es war eine lebendige Kulturarbeit, 
die dazu beitrug, dass die Vertriebe-
nenarbeit nicht musealisiert wurde. 
Landesmuseen sind wichtig; keine 
Frage. Sie sind eine wichtige Säule. 
Aber daneben bedarf es auch einer le-
bendigen und aktiven Kulturarbeit so-
wie einer aktiven Pflege des Brauch-
tums und der Traditionen.  Dies wur-
de insbesondere durch die Vergabe 
von Mitteln gemäß § 96 BVFG mög-
lich.

„Unrecht rechtfertigt 
nicht Unrecht“

Man muss an der Stelle auch erwäh-
nen, meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen, dass sich ab 1998, 
als Rot-Grün das Ruder übernahm, 
ein deutlicher Einbruch bei den soge-
nannten 96er-Mitteln vollzogen hat. 
Der Titel der 96er-Mittel diente der 
rot-grünen Koalition als Steinbruch 
und ist in den sieben Jahren rot-grü-
ner Regierungsverantwortung um 
sage und schreibe 45 Prozent gesenkt 
worden, von gut 23 Millionen Euro 
auf knapp 13 Millionen Euro.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Un-
glaublich!)

Umso erfreulicher ist es, dass es seit 
2005 gelungen ist, die 96er-Mittel 

ken zustimme. Ich möchte aus dem 
Plenarprotokoll vom 25. März 1953 
zitieren. Richard Reitzner sagte da-
mals:
Bei ihrer Mitarbeit in den Ausschüs-
sen und in der zweiten und dritten Le-
sung ist die sozial-demokratische 
Bundestagsfraktion von der Absicht 
geleitet gewesen, die Rechte der Hei-
matvertriebenen und Sowjetzonen-
flüchtlinge konsequent wahrzuneh-
men.
Zum Abschluss möchte ich noch herz-
lich meinen Kollegen Günter Krings, 
Hans-Peter Uhl, Patrick Kurth und be-
sonders Herrn Staatsminister Michael 
Link für die vertrauensvolle Zusam-
menarbeit danken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: Das 
Wort erhält nun der Kollege Stephan 
Mayer, ebenfalls für die CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

S t e p h a n 
Mayer (Al-
t ö t t i n g ) 
(CDU/CSU):
Sehr geehrter 
Herr Präsi-
dent! Sehr 
verehrte Kol-
l e g i n n e n ! 
Sehr geehrte 
Kollegen! Wir 
begehen heu-
te das 60-jäh-

rige Bestehen des Bundesvertriebe-
nengesetzes. Ich glaube, man kann 
wirklich mit Fug und Recht behaup-
ten: Das Bundesvertriebenengesetz 
war ein solides und wesentliches 
Fundament für die erfolgreiche Integ-
ration von 8 Millionen Flüchtlingen 
und Heimatvertriebenen, die in der 
damaligen Bundesrepublik Deutsch-
land angekommen sind.
Die Voraussetzungen – das möchte 
auch ich noch einmal erwähnen – wa-
ren denkbar ungünstig. Es war in kei-
ner Weise so, dass die Heimatvertrie-
benen und Flüchtlinge willkommen 
waren. Ich weiß das auch von den 
Schilderungen meiner Großeltern, die 
aus dem Sudetenland stammten. Die 

Heimatvertriebenen kamen in ein 
Land, das materiell, ideell und mora-
lisch am Boden lag. Gerade die Bevöl-
kerung in Bayern hungerte. Da war es 
alles andere als angenehm, dass zu-
sätzlich 3 Millionen Heimatvertriebe-
ne kamen, die Arbeit, neue Chancen 
und Perspektiven suchten und natür-
lich auch essen wollten.
1949 wollten 85 Prozent der Heimat-
vertriebenen wieder in die alte Hei-
mat zurück. Selbst 17 Jahre nach dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs, im Jahr 
1962, wollten 52 Prozent der Heimat-
vertriebenen und Flüchtlinge in die 
alte Heimat zurück. Es war noch Mitte 
der 50er Jahre ein Drittel aller Heimat-
vertriebenen arbeitslos. 600 000 Hei-
matvertriebene waren Fürsorgeemp-
fänger. Man kann daher wirklich mit 
Fug und Recht behaupten: Es ist eine 
Erfolgsgeschichte Deutschlands, dass 
die Integration von 8 Millionen Hei-
matvertriebenen in Westdeutschland 
erfolgreich funktioniert hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Auf diese Erfolgsgeschichte können 
alle stolz sein, unabhängig davon, ob 
sie selbst einen Vertriebenenhinter-
grund haben oder nicht. Denn der 
Plan Stalins war doch ein ganz ande-
rer: Der perfide Plan Stalins war es, 
dass die Heimatvertriebenen als 
Spaltpilz in der deutschen Gesell-
schaft wirken sollten. Ziel der Sowjet-
union war, dass die Heimatvertriebe-
nen dazu beitragen sollten, dass West-
deutschland kollabiert. Dass genau 
das Gegenteil eingetreten ist, dass die 
Heimatvertriebenen angepackt und 
entscheidend dazu beigetragen ha-
ben, Deutschland wieder aufzubauen 
und unser Wirtschaftswunder zu er-
möglichen, ist etwas, worauf alle stolz 
sein können. Das ist ein herausragen-
des Kapitel unserer Nachkriegsge-
schichte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Bedauerlicherweise war das Schicksal 
der 4 Millionen Heimatvertriebenen, 
die in die ehemalige DDR kamen, ein 
anderes. Deren Schicksal wurde un-
terminiert. Sie wurden euphemis-
tisch als Umsiedler oder Neubürger 

Foto: Deutscher Bundestag/
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sukzessive zu erhöhen. Sie betragen 
jetzt 20 Millionen Euro. Ich glaube, 
das kann sich sehen lassen, meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie 
des Abg. Holger Krestel [FDP])

Es ist auch erfreulich, dass der lange 
und beschwerliche Weg zum Bau des 
Dokumentationszentrums der Stif-
tung Flucht, Vertreibung, Versöhnung 
jetzt erfolgreich abgeschlossen wur-
de. Ich darf hier sagen: Alle Bemühun-
gen und alle Anstrengungen, so 
schwer und umfangreich sie auch wa-
ren, haben sich letzten Endes gelohnt. 
Es ist schön, dass der offizielle Baube-
ginn am Dienstag in Anwesenheit un-
serer Bundeskanzlerin zelebriert wer-
den konnte. 
Ich glaube, es ist ein schönes Signal, 
dass wir mit dem Dokumentations- 
und Begegnungszentrum in der Mitte 
Berlins eine Lücke der deutschen Er-
innerungskultur schließen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Ich verbinde mit der Grundsteinle-
gung und dem offiziellen Baubeginn 
die Hoffnung, dass dieses Zentrum als 
Begegnungsstätte für die junge Gene-
ration dienen wird; denn ich bin der 
festen Überzeugung, dass insbeson-
dere die Heimatvertriebenen und de-
ren Nachkommen als Brückenbauer 
fungieren können: Sie können Brü-
cken nach Osteuropa bauen und zu ei-
ner Verständigung mit den jungen 
Menschen in den osteuropäischen 
Ländern beitragen.
Ich möchte betonen, dass der Gedan-
ke, dass das eine Unrecht das andere 
Unrecht nicht rechtfertigt, wesentli-
cher Bestandteil der Ausstellung im 
Begegnungszentrum sein wird. Na-
türlich gab es schwerwiegende Nazi-
verbrechen. Aber auch ich möchte, 
weil es in der heutigen Debatte in 
manchen Reden leider mit dem fal-
schen Zungenschlag begleitet wurde, 
betonen: Das eine Unrecht rechtfer-
tigt nicht das andere Unrecht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP – Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Das 

eine Unrecht ist die Folge des an-
deren Unrechts!)

Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen, abschließend möchte 
ich hervorheben, dass es uns gelun-
gen ist, eine zehnte Novellierung des 
Bundesvertriebenengesetzes voran-
zubringen. Wir schließen mit der Ver-
besserung einer Härtefallregelung 
eine Lücke und ermöglichen damit, 
dass verbliebene Angehörige von 
Spätaussiedlern jetzt ebenfalls nach 
Deutschland reisen können. Da geht 
es nicht um 20- oder 30-Jährige, son-
dern um hochbetagte Menschen, die 
häufig krank oder behindert sind und 
aufgrund dessen nicht Deutsch ler-
nen oder sprechen können. 
Wir sind zur Auffassung gelangt, dass 
ihnen dies nicht zum Nachteil gerei-
chen darf. Ich möchte mich bei der 
FDP ganz herzlich dafür bedanken, 
dass es jetzt noch möglich war, diese 
Änderung zu vollziehen. Wir setzen 
damit ein schönes Signal in Richtung 
der Spätaussiedler und Aussiedler.

Vizepräsidentin Katrin Göring-
Eckardt: Herr Kollege.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/
CSU): Jetzt gibt es die Möglichkeit für 
noch ausstehende Familienzusam-
menführungen. Ein herzliches Dan-
keschön dafür.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-
Eckardt: Thomas Strobl hat jetzt für 
die CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Thomas Stro-
bl (Heil-
bronn) (CDU/
CSU): Frau 
Präsidentin! 
Verehrte Kol-
leginnen und 
Kollegen! Vor 
zwei Tagen, 
am Dienstag, 
haben Bun-
deskanzlerin 

Angela Merkel und Staatsminister 
Bernd Neumann den Beginn des Baus 
des Dokumentationszentrums der 
Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöh-
nung im Berliner Deutschlandhaus an 
der Stresemannstraße eingeläutet. 
Dieser Baubeginn ist im Hinblick auf 
die Erinnerungskultur in Deutsch-
land ein bedeutendes Ereignis. Ich 
möchte unserem Koalitionspartner 
und allen, die mitgewirkt haben und 
über viele Jahre und Debatten hinweg 
einen langen Atem hatten, Danke 
schön sagen. Ich möchte dem verstor-
benen Sozialdemokraten Peter Glotz 
und unserer Kollegin Erika Steinbach 
Dank sagen dafür, dass wir den Baube-
ginn in dieser Woche vornehmen 
konnten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
mit der Verabschiedung des Bundes-
vertriebenengesetzes vor 60 Jahren 
haben sich Bund und Länder ver-
pflichtet, Kultur und Geschichte der 
Deutschen im östlichen Europa nicht 
dem Vergessen preiszugeben. Jede 
Bundesregierung hat sich dieser Auf-
gabe verpflichtet gefühlt. Diese Bun-
desregierung hat den Auftrag sehr 
ernst genommen und ihn mit großer 
Überzeugung und Leidenschaft ange-
nommen.

Seit der Übernahme der Regierung 
2005 haben wir die finanziellen Mittel 
für Pflege und Erhalt des Kulturguts 
Jahr für Jahr maßvoll erhöht. Der Etat 
des Kulturstaatsministers Neumann 
betrug 2006 13 Millionen Euro, in die-
sem Jahr stehen mehr als 20 Millio-
nen Euro zur Verfügung, und das trotz 
aller Sparmaßnahmen und trotz der 
Haushaltskonsolidierung. Das ist das 
Markenzeichen dieser Regierung: auf 
der einen Seite Haushaltskonsolidie-
rung und finanzielle Solidität und auf 
der anderen Seite klare Schwerpunkt-
setzung dort, wo es uns wichtig ist. 
Das haben wir in den letzten Jahren so 
gemacht, und das wird eine unionsge-
führte Bundesregierung in den nächs-
ten Jahren fortsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP)Foto: Deutscher Bundestag/

Lichtblick/Achim Melde
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Für die Pflege und den Erhalt unseres 
kulturellen Erbes ist besonders das 
Angebot an junge Menschen wichtig. 
Jeder vierte Deutsche hat Wurzeln in 
den ehemaligen deutschen Gebieten 
oder Siedlungsräumen, und die nach-
folgenden Generationen interessie-
ren sich für das Leben ihrer Vorfah-
ren. Unsere Schwerpunktsetzung 
spiegelt deshalb den Wunsch wider, 
Antworten gerade auf die Fragen der 
jungen Generation zu geben.

Wir betreiben deshalb wissenschaftli-
che Nachwuchsförderung. Wir sind 
stolz darauf, den Wissensdurst der 
Nachwuchswissenschaftler durch 
Stiftungs- und Juniorprofessuren, 
Projektförderprogramme und inter-
nationalen Austausch anfachen zu 
können. Die Resonanz auf diese An-
gebote ist überwältigend. Die Anzahl 
hochwertiger Projektanträge über-
steigt die Fördermöglichkeiten bei 
weitem.

All das Wissen wäre aber fruchtlos, 
wenn es nicht vermittelt werden wür-
de. Deshalb stellt die Weitergabe von 
gewonnenem Wissen den zweiten 
Förderschwerpunkt des § 96 BVFG 
dar. Die späteren Lehrer, Museologen, 
Theatermacher, Journalisten und Po-
litikberater sollen an den Universitä-
ten mehr über das Kulturgut der Deut-
schen im östlichen Europa erfahren, 
damit sie dieses Wissen weitertragen 
können.

Kultur und Geschichte der deutschen 
Minderheiten, genauso wie Flucht 
und Vertreibung, werden in den Schu-
len leider nur untergeordnet behan-
delt. Umso positiver ist die Nachricht, 
dass sich die Geschichtsmuseen bei 
der jüngeren Generation einer wach-
senden Beliebtheit erfreuen. Diesseits 
wie jenseits der heutigen Staatsgren-
zen wächst gerade bei jungen Men-
schen das Interesse an der gemeinsa-
men europäischen Geschichte. Die 
Modernisierung von Museen in 
Deutschland, aber auch in den Her-
kunftsländern treiben wir deswegen 
mit Engagement voran.

Es gibt einen dritten Schwerpunkt. 
Wir unterstützen mit unseren Mitteln 
auch in unseren Nachbarländern den 
Erhalt deutschen Kulturguts; denn 
dort wächst ebenfalls das Interesse 
am Erbe der deutschen Minderheiten, 
die ihre Lebensräume nicht selten 
nachhaltig geprägt haben. Mit der Re-
staurierung von Kulturdenkmälern 
oder der Sicherung von Bibliotheken 
und Archiven stärken wir darüber hi-
naus die Identität der heute noch dort 
lebenden deutschen Minderheiten.

„Baubeginn ist 
bedeutendes 
Ereignis“

Wir als Union haben uns lange einen 
eigenen Gedenktag für die Vertrei-
bung von 14 Millionen Deutschen ge-
wünscht. Wir sind fest davon über-
zeugt, dass die Versöhnung in 
Deutschland inzwischen so weit fort-
geschritten ist, dass dem Schicksal 
von 14 Millionen Deutschen, das sich 
als Folge des Zweiten Weltkrieges er-
gab, frei von revisionistischen Gedan-
ken gedacht werden kann. Gleichzei-
tig sind wir uns unserer historischen 
Verantwortung bewusst. Wir wissen, 
etwa durch die Berichte aus Syrien, 
dass solches Leid auch heute Millio-
nen von Menschen heimsucht.

Nicht alle unsere Wünsche sind in Er-
füllung gegangen, aber es ist richtig, 
jetzt im Rahmen des internationalen 
Weltflüchtlingstages das Gedenken 
an die deutschen Heimatvertriebenen 
zu begehen. Wir hoffen, dass sich der 
Deutsche Bundestag mit einer breiten 
Mehrheit für das Gedenken an die 
Vertreibung der Deutschen aus-
spricht. Das wäre neben dem Baube-
ginn des Dokumentationszentrums 
in dieser Woche ein schönes, partei-
übergreifendes Geburtstagsgeschenk 
anlässlich 60 Jahre Bundesvertriebe-
nengesetz. Herzlichen Dank für die 
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-
Eckardt:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über 
den Antrag der Fraktionen der CDU/
CSU und der FDP auf Drucksache 
17/13883 mit dem Titel „60 Jahre 
Bundesvertriebenengesetz – Erinnern 
an die Opfer von Vertreibung“. Wer 
stimmt für diesen Antrag? – Wer 
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – 
Dann ist dieser Antrag angenommen 
bei Zustimmung durch die CDU/CSU-
Fraktion und die FDP-Fraktion. Dage-
gen war die Fraktion Die Linke. Ent-
halten haben sich SPD und Bündnis 
90/Die Grünen.

Wir kommen zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf des Bundesrates 
zur Änderung des Bundesvertriebe-
nengesetzes. Der Innenausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 17/13937, 
den Gesetzentwurf des Bundesrates 
auf Drucksache 17/10511 in der Aus-
schussfassung anzunehmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschussfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Da-
mit ist der Gesetzentwurf in zweiter 
Beratung angenommen. Die Fraktion 
Die Linke hat sich enthalten. Dagegen 
hat niemand gestimmt. Alle übrigen 
Fraktionen haben zugestimmt.

Dritte Beratung und Schlussabstim-
mung. Wer zustimmen will, möge 
sich bitte erheben. – Gegenstimmen? 
– Enthaltungen? – Damit ist der Ge-
setzentwurf in dritter Beratung mit 
dem gleichen Stimmenverhältnis wie 
vorher angenommen.

Interfraktionell wird die Überweisung 
der Vorlage auf Drucksache 17/13777 
an die Ausschüsse vorgeschlagen, die 
Sie in der Tagesordnung finden. – Da-
mit sind Sie einverstanden. Dann ist 
die Überweisung so beschlossen.
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Der Historiker und Publizist Karl 
Schlögel wurde im Oktober 2012 mit 
dem Franz-Werfel-Menschenrechts-
preis der Stiftung Zentrum gegen Ver-
treibungen ausgezeichnet. In seiner 
langjährigen Tätigkeit als Wissen-
schaftler und Publizist habe sich 
Schlögel mit der Vertreibung der 
Deutschen am Ende des Zweiten Welt-
kriegs intensiv beschäftigt und dem 
Thema eine neue Betrachtungsweise 
eröffnet. Mit der Auszeichnung wer-
den alle zwei Jahre Einzelpersonen, 
Initiativen oder Gruppen geehrt, die 
sich gegen die Verletzung von Men-
schenrechten durch Völkermord, Ver-
treibung und die bewusste Zerstörung 
nationaler, ethnischer, rassischer 
oder religiöser Gruppen gewandt ha-
ben. Die Auszeichnung ist benannt 
nach dem Schriftsteller Franz Werfel 
(1890-1945), der in seinem Roman 
„Die 40 Tage des Musa Dagh“ die Ver-
treibung der Armenier im Osmani-
schen Reich geschildert hat. Der Preis-
träger erinnerte daran, dass als Ju-
gendlicher sein Leben von 
Neuankömmlingen aus dem Osten 
bereichert worden sei. Der im Allgäu 
aufgewachsene Schlögel lebt heute in 

Berlin und lehrt Geschichte in Frank-
furt an der Oder. Früh sei Schlögel ost-
wärts gereist und habe dort die Brut-
stätten der Dissidenz ausgeleuchtet, 
aber nie verklärt, sagte „Welt“-Heraus-
geber Thomas Schmid in seiner Lau-
datio: „Er hat alle getroffen: Polen, 
Russen, Tschechen, Deutsche, Juden, 
Muslime, Christen“, sagte Schmid. 
Schlögel habe gezeigt, dass jede Grup-
pe ihr Leid stets als einzigartig ver-
stand. Zugleich habe der Preisträger 
beschrieben, wie diese Selbstwahr-
nehmung den Blick auf die europäi-

sche Dimension der „Zerstörungsvor-
gänge“ des 20. Jahrhunderts verstelle. 
In seiner Dankesrede berichtete der 
Historiker von seiner Schulzeit im 
Schwäbischen, in einer der nach sei-
nen Worten „geschichtsfernsten Regi-
onen“ nach dem Zweiten Weltkrieg. 
„Die Neuankömmlinge aus dem Os-
ten, die an den Bahnhöfen abgesetzt 
worden, waren nicht überall willkom-
men.“ Zugleich seien sie interessiert 
betrachtet worden, sagte Schlögel: 
„Manche der Frauen hatten lackierte 
Fingernägel und rauchten.“ 

Franz-Werfel-Menschenrechtspreis 2012
Historiker und Publizist Karl Schlögel in Frankfurt ausgezeichnet

Das Institut 
für Zeitge-
schichte hat 
eine neue 
Studie zur 
N S - B e l a s -
tung des 
ersten Präsi-
diums des 
Bundes der 
Ve r t r i e b e -
nen (BdV) in 
den 50er 
Jahren vor-

gelegt. Dazu erklärt der Vorsitzende 
der Gruppe der Vertriebenen, Aus-
siedler und deutschen Minderheiten 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Klaus Brähmig: 
„Der Bund der Vertriebenen verdient 
aus Sicht der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion hohen Respekt, eine Studie in 
Auftrag gegeben zu haben, der die Ver-
strickung führender Repräsentanten 
des Verbandes in das nationalsozialis-
tische Regime untersucht hat. Damit 
macht der Verband deutlich, dass er 
sich seiner Geschichte stellt. 

Dies sollten auch diejenigen anerken-
nen, die den BdV mitunter harsch kri-
tisieren. Der Verband hat mit der Stu-
die volle Transparenz über seine 
jüngste Geschichte geschaffen, wie 
dies nur wenige Institutionen vor ihm 
getan haben.    
Mit dem Institut für Zeitgeschichte ist 
dafür eine Institution gewonnen wor-
den, die internationales Ansehen ge-
nießt. Diese Initiative des BdV sollte 
für andere Verbände Ansporn sein, 
sich mit ihrer Historie in gleicher 
Weise zu befassen.“

Aufarbeitung der Geschichte des Bundes der Vertriebenen 
verdient hohen Respekt
BdV schafft Transparenz über seine jüngste Geschichte

Stellungnahme der Gruppe

v.l.: Michael Bottenberg (Hessischer Staatsminister für Bundesangelegenheiten),  Uwe Becker 
(Stadtkämmerer Frankfurt), Erika Steinbach, Karl Schlögel, Thomas Schmid, Klaus Brähmig
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Aus der Gruppensitzung

Auszeichnung für den Bundesvorsit-
zenden der Ost- und Mitteldeutschen 
Vereinigung (OMV) der CDU/CSU: Der 
langjährige Bundestagsabgeordnete 
Helmut Sauer aus Salzgitter wurde für 
seine 40jährige Mitgliedschaft in der 
vertriebenenpolitischen Gruppe der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion geehrt. 
Der Vorsitzende der Gruppe, Klaus 
Brähmig, dankte Herrn Sauer für sein 
ausdauerndes Engagement in der 
Vertriebenenpolitik und überreichte 
ihm ein Buch über dessen Heimat 
Schlesien. Sauer, zu dessen Ver-

wandtschaft der erste Bundesver-
triebenenminister Hans Lukaschek 
gehört, war 1972 im Alter von 26 
Jahren als bis dahin jüngster CDU-
Abgeordneter in den Bundestag 
eingezogen. 2012 ist Helmut Sauer 
mit 91 Prozent der Stimmen als 
Bundesvorsitzender der OMV wie-
dergewählt worden, der er seit 36 
Jahren angehört, davon 22 Jahre an 
der Spitze. In dieser Eigenschaft ist 
der in Niedersachsen aktive  Hel-
mut Sauer auch Mitglied des CDU-
Bundesvorstandes. 

40 Jahre Mitglied in der Gruppe der Vertriebenen 
Helmut Sauer erhielt Ehrung
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v.l.: Helmut Sauer, Klaus Brähmig

Klaus Brähmig nahm in seiner Funkti-
on als Gruppenvorsitzender zum vier-
ten Mal an der zentralen Festveran-
staltung des Bundes der Vertriebenen 
im Berliner ICC teil, der dieses Jahr 
unter dem Motto „Unser Kulturerbe - 
Reichtum und Auftrag“ stand. Die 
Festansprache hielt Arnulf Baring. 

Ebenfalls in diesem Jahr feierte die 
BdV-Präsidentin Erika Steinbach ih-
ren 70. Geburtstag im Frankfurter 
Goethe-Haus. Dazu erklärte der Vor-

sitzende der Gruppe 
der Vertriebenen, 
Aussiedler und 
deutschen Minder-
heiten der CDU/
CSU-Bundestags-
fraktion, Klaus 
Brähmig:

„Der Bund der Ver-
triebenen (BdV) hat 
mit Erika Steinbach 
eine herausragende 
Präsidentin, die 
heute 70 Jahre wird. 
Erika Steinbach hat 
sich seit 1998 au-

ßerordentliche Verdienste erworben, 
indem sie die Heimatvertriebenen 
wieder fest in der deutschen Gesell-
schaft verankert und den BdV mit sei-
nen zahlreichen lokalen wie regiona-
len Kontakten zu einer wertvollen 
Brücke zwischen Deutschland und 
seinen östlichen Nachbarn gemacht 
hat. 
Ihr unbeirrtes Engagement für die Ak-
zeptanz des Schicksals der Heimat-
vertriebenen in der Bundesrepublik 
wird zunehmend – so bezeugen zahl-

Tag der Heimat 2013
BdV-Präsidentin feiert 70. Geburtstag

reiche Auszeichnungen und Portraits 
der „Grande Dame“ – von der Öffent-
lichkeit honoriert. 
Weit über den Tag hinaus gebührt Eri-
ka Steinbach große Anerkennung, die 
zu Zeiten einer rot-grünen Bundesre-
gierung das Projekt einer nationalen 
Gedenk- und Dokumentationsstätte 
zu Flucht und Vertreibung angesto-
ßen und gegen heftigsten Widerstand 
standhaft verfolgt hat. Die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion gratuliert Erika 
Steinbach herzlich und würdigt den 
runden Geburtstag der BdV-Präsiden-
tin nach der parlamentarischen Som-
merpause mit einem Empfang im 
Reichstag.“
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v.l.: Erika Steinbach, Klaus Brähmig, Sven Oole

v.l.: Klaus Brähmig, Arnulf Baring, Erika Steinbach
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Flucht und Vertreibung bekannt: Er 
hat das Vertreibungsunrecht bedauert 
und sich bei den Opfern entschuldigt. 
Mit der Einrichtung einer zentralen 
Gedenkstätte und der Einführung ei-
nes jährlichen Gedenktages für die 
ungarndeutschen Opfer der Vertrei-
bung zollt Ungarn ihnen Respekt und 
Anerkennung. Ich freue mich über 
diese großartige Geste, gerade auch 
weil viele der Ungarndeutschen in der 
Nachkriegszeit in Bayern eine neue 
Heimat gefunden haben.“
Die Gedenkfeier für die aus Ungarn 
vertriebenen Deutschen fand am 11. 
März im ungarischen Parlament in 
Budapest statt.

Mit einer of-
fiziellen Ge-
denkfeier er-
innerte Un-
garn im 
F r ü h j a h r 
2013 an die 
Vertreibung 
der Ungarn-
d e u t s c h e n 
nach dem 
Z w e i t e n 
We l t k r i e g . 

Ministerin Haderthauer erklärte: „Das 
ist eine Geste der Menschlichkeit, der 
Bereitschaft zur historischen Verant-
wortung und der Nähe und Verbun-

denheit zu seinen früheren deutschen 
Landsleuten. Ungarn zeigt damit: Eu-
ropa ist eine Gemeinschaft, die für 
eine Zukunft des vorurteilsfreien, so-
lidarischen  Miteinanders der Völker 
steht. Was an Unrecht in der Ge-
schichte vorgefallen ist, kann nicht 
ungeschehen gemacht werden - aber 
Ungarn geht konsequent den Weg der 
Versöhnung. Dafür danke ich dem un-
garischen Volk“, erklärte Bayerns Sozi-
alministerin Christine Haderthauer 
in München anlässlich der Gedenk-
feier für die aus Ungarn vertriebenen 
Deutschen. Der ungarische Staat hat 
sich früh nach dem Zerfall des Kom-
munismus zur Aufarbeitung von 

Gedenkfeier für vertriebene Ungarndeutsche
Bayerische Sozialministerin Haderthauer würdigt Ungarns 
konsequenten Weg der Versöhnung

der bedeutendsten Schlösser des 18. 
Jahrhunderts, das Friedrich der Große 
selbst plante und nach dem Sieben-
jährigen Krieg errichten ließ. 
Zwölf Themengebiete mit über 500 
Exponaten auf 6000 Quadratmetern 
und mit über 70 aufwendig restau-
rierten Kabinetten und Sälen geben 
Zeugnis von einer universalen Per-
sönlichkeit. Dabei werden bisher un-
bekannte Seiten des Preußenkönigs 
vorgestellt und Legenden aufgeräumt. 
Die hohen Besucherzahlen belegen, 
dass das Konzept der ´Friederisiko´-
Ausstellung aufgegangen ist, großes 
Interesse für eine Schlüsselfigur der 
deutschen Geschichte und für das 
historische Preußen zu wecken. Be-
reits im September konnte der 
250.000 Besucher empfangen wer-
den. Dass Bundespräsident Joachim 
Gauck die Schirmherrschaft für diese 
Ausstellung übernommen hat, zeigt 
den hohen künstlerischen Wert und 

Vertreter der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion haben die Ausstellung der 
Stiftung Preußische Schlösser und 
Gärten Berlin-Brandenburg „Friederi-
siko“ im Neuen Palais in Potsdam be-
sichtigt, die im Oktober 2013 zu Ende 
ging. Dazu erklären der kultur- und 
medienpolitischer Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Wolfgang 
Börnsen (Bönstrup), und der vertrie-
benenpolitische Sprecher Klaus Bräh-
mig: 

„Das Risiko der Stiftung Preußische 
Schlösser und Gärten Berlin-Branden-
burg (SPSG), die größte bisher organi-
sierte Ausstellung zum 300. Geburts-
tag Friedrichs des Großen zu zeigen, 
hat sich gelohnt. 
Besonders beeindruckend ist der au-
thentische Ort der Ausstellung. Die 
SPSG macht erstmals wieder viele 
Räume des Neuen Palais zugänglich. 
Sie zeigt damit den Besuchern eines 

Risiko der Jubiläumsausstellung zum 300. Geburtstag 
Friedrichs des Großen hat sich gelohnt 
Hohe Besucherzahlen belegen Erfolg

Vertreter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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die Bedeutung von kulturhistorischen 
Ausstellungen für das Geschichtsbe-
wusstsein in Deutschland. 
Zugleich wird dabei aber auch deut-
lich, welch gewaltige Sanierungsan-
strengungen hier noch notwendig 
sind. Die Bundesregierung hat aus 
dem Sonderinvestitionsprogramm 
bereits 77 Millionen Euro zur Sanie-
rung der preußischen Schlösser zur 
Verfügung gestellt.“

Christine Haderthauer
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hältnissen in der Bundesrepublik 
Deutschland erworben haben und 
von ihnen betroffen sind.“ Von dem 
neuen Verfahren profitieren erstmals 
Angehörige der deutschen Minderheit 
in Polen, die einen deutschen Pass be-
sitzen und eine Vertrautheit mit den 
politischen Verhältnissen nachwei-
sen können. Die Landsmannschaft 
der Oberschlesier hat daraufhin ihre 
Landsleute in den Bezirken Schlesien 
und Oppeln aufgerufen, an der Bun-
destagswahl teilzunehmen.

Wie der Stellver-
tretende Frakti-
onsvorsitzende 
der CDU/CSU-
Bundestagsfrak-
tion Günter 
Krings in einem 
Rundschreiben 
i n f o r m i e r t e , 

musste das Wahlrecht für Deutsche, 
die nicht in Deutschland wohnen, in 
dieser Wahlperiode aufgrund der 
Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts erheblich geändert 

werden. „Wäre der Gesetzgeber hier 
untätig geblieben, hätte kein Deut-
scher im Ausland bei den jetzigen 
Bundestagswahlen wählen dürfen. 
Auslandsdeutsche sind nach der Neu-
regelung wahlberechtigt, sofern sie 
entweder nach Vollendung ihres 14. 
Lebensjahres mindestens drei Monate 
ununterbrochen in der Bundesrepub-
lik Deutschland gelebt haben und die-
ser Aufenthalt nicht länger als 25 Jah-
re zurückliegt oder aus anderen Grün-
den persönlich und unmittelbar 
Vertrautheit mit den politischen Ver-

Wahlrecht für Auslandsdeutsche 
Deutsche Minderheit in Polen profitiert von neuem Verfahren

nun schon über 20 Jahre nach der 
politischen Wende verstrichen 
ohne einen wirklichen Durch-
bruch für unsere Landsleute“, sag-
te Plaszczek in der Hoffnung, dass 
Merkel die guten Beziehungen zu 
den polnischen Freunden dazu 
nutzen werde, auch dieses neural-
gische Thema deutlicher anzu-
sprechen. Er überreichte der Bun-
deskanzlerin die Resolution der 
Bundeshauptversammlung der 
LdO und die Petition der AGMO 
e.V., welche beim Auswärtigen Amt 
zur Stellungnahme vorliegt. Der 
Bundesvorsitzende verwies eben-
falls auf die Erklärung der Dele-
giertenversammlung des Verban-

des deutscher Gesellschaften (VdG) in 
Polen vom St. Annaberg, in der es um 
die Einrichtung von Schulen für die 
deutsche Minderheit gehe. Die Bun-
deskanzlerin sagte Plaszczek zu, sich 
mit der Thematik zu beschäftigen.

Gerade sechs Tage war es her, 
dass die Bundeshauptver-
sammlung der Landsmann-
schaft der Oberschlesier e.V. 
(LdO) im Juli 2013 in Bochum 
eine Resolution an die Bun-
desregierung, das Auswärtige 
Amt und den Deutschen Bun-
destag verabschiedete, da traf 
der Bundesvorsitzende Klaus 
Plaszczek (Herford) die Bun-
deskanzlerin Angela Merkel 
persönlich. In Bad Salzuflen 
sprach der gerade frisch wie-
der gewählte Bundesvorsit-
zende mit der Kanzlerin und 
wies sie insbesondere auf die 
Petition (1880/2012) der 
Landsmannschaft an das Europäische 
Parlament hin. In dieser geht es dar-
um, dass trotz Ratifizierung der Euro-
päischen Sprachencharta und vor-
handener EU-Grundlagen im nationa-
len, polnischen Recht, die Einrichtung 

eines deutschen Bildungswesens für 
die deutsche Minderheit in Polen kei-
ne Fortschritte macht. „Ich bin selbst 
Aussiedler und habe damals noch 
selbst erlebt, wie man uns die deut-
sche Sprache verboten hat. Es sind 

Bildungswesen für deutsche Minderheit in Oberschlesien 
LdO-Chef Klaus Plaszczek trifft Bundeskanzlerin Merkel
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Klaus Plaszczek, Cajus Cäsar, Bundeskanzlerin Angela Merkel

Die Gruppe informiert

Günter Krings
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landdeutschen eng verknüpft. Im Jahr 
2013 sei es 250 Jahre her, dass Zarin 
Katharina II. das Einladungsmanifest 

verabschiedete. Dieses Jubilä-
um solle mit dem Preis in die-
sem Jahr besonders gewürdigt 
werden. Etwa 20.000 Auswan-
derer aus Hessen seien seiner-
zeit dem Ruf der Zarin gefolgt. 
Infolge der Veränderungen in 
der ehemaligen Sowjetunion 
zum Ende des letzten Jahr-
hunderts seien viele Nach-
kommen wieder nach 
Deutschland zurückgekehrt. 
Die Jury habe den Preis ein-
stimmig Herrn Mangold so-
wohl für die Tragikomödie 
„Vom Schicksal gezeichnet 
und geadelt“ als auch für sein 
gesamtes schriftstellerisches 

Werk und seine Leistungen auf dem 
Gebiet der Integration seiner Lands-
leute verliehen. 

Zum zweiten Mal wurde der Hessi-
sche Preis „Flucht, Vertreibung, Ein-
gliederung“ von der Hessischen Lan-
desregierung ausgelobt 
und beim Brauchtums-
nachmittag des Bundes der 
Vertriebenen anlässlich des 
Hessentages in Kassel 
durch Herrn Sozialminister 
Stefan Grüttner verliehen. 
Der Preis ist mit 7.500 Euro 
dotiert und zeichnet Arbei-
ten im thematischen Zu-
sammenhang mit der Ver-
treibung und Aussiedlung 
von Deutschen sowie der 
deutschen Kultur der Ver-
treibungsgebiete aus. In 
diesem Jahr wurde der Preis 
wegen der besonderen ge-
schichtlichen Verknüpfung 
zwischen dem Land Hessen und den 
Wolgadeutschen anlässlich des 
250-jährigen Gedenkens der Auswan-
derung nach Russland unter das The-

ma „Hessen und die Russlanddeut-
schen“ gestellt.
Sozialminister Stefan Grüttner führte 

in die Verleihung des Preises ein. Die 
Geschichte Hessens sei mit dem 
Schicksal eines großen Teils der Russ-

Hessischer Preis „Flucht, Vertreibung, Eingliederung“ 
250 Jahre Auswanderung nach Russland

von v.l.: Volker Bouffier, Gerhard König, Petra Hannig, Manfred Wagner, 
Dr. Wendelin Mangold, Margarete Ziegler-Raschdorf, Stefan Grüttner
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Der parlamentarische Staatssekretär 
Hartmut Koschyk betonte in seiner 
Rede: „Anlass dafür ist der 150. Ge-
burtstag von Gerhart Hauptmann, den 
wir übermorgen feiern können, ver-
bunden mit dem Nobel-
preis für Literatur, der 
Gerhard Hauptmann vor 
100 Jahren verliehen wur-
de. 
Dass ich Ihnen dieses 
Sonderpostwertzeichen 
und eine Münze vorstel-
len darf, ist für mich per-
sönlich ein besonders 
schönes Ereignis. Bei aller 
Hektik im Tagesgeschäft, 
sind Termine wie der heu-
tige eine angenehme Ab-
wechslung. Sie sind sogar eine Her-
zenssache, wenn eine Persönlichkeit 
wie der Nobelpreisträger für Literatur 
Gerhart Hauptmann den Angelpunkt 
der Briefmarken- und Münzpräsenta-

tion bildet. Die deutschen Münzen 
und Briefmarken haben einen weite-
ren Auftrag; sie sind Kulturträger und 
Botschafter unseres Landes. Um die-
sem Auftrag gerecht zu werden, wer-

den mit den Motiven der Gedenk-
münzen und Briefmarken immer wie-
der besondere historische 
Persönlichkeiten gewürdigt, die 
durch ihr Schaffen und ihre Wir-

kungskraft die geschichtliche und ge-
sellschaftliche Entwicklung unseres 
Landes über die Grenzen hinaus nach-
haltig beeinflusst haben. Die Brief-
marke zeigt den Dichter in einer zeit-

genössischen Fotografie 
scheinbar auf den Namen 
seiner berühmten Werke 
stehend. Die Briefmarke hat 
einen Wert von 55 Cent und 
wurde in einer Auflage von 
rund 5,2 Millionen Stück 
gedruckt. Als Randum-
schrift wurde der letzte Satz 
des III. Akts von Haupt-
manns „Webern” gewählt: 
„A jeder Mensch hat halt ‘ne 
Sehnsucht“. Die Münze zu 
Ehren des deutschen Dra-

matikers und Schriftstellers ist am 8. 
November 2012 erschienen.

Präsentation im Schweriner Schloss
Sonderpostwertzeichen „150. Geburtstag Gerhard Hauptmann“

v.l.: Finanzstaatssekretär Hartmut Koschyk gemeinsam mit Anja Hauptmann,
Enkelin des Dichters Gerhart Hauptmann und Tochter von Benvenuto Haupt-
mann
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Der letzte deutsche Soldatenfriedhof 
in Russland wurde am 3. August  2013  
in Duchowschtschina bei Smolensk 
eingeweiht.  Bundesverteidigungsmi-
nister Thomas de Maizière hielt dort 
die Gedenkansprache. Dazu erklärt 
der Vorsitzende der Gruppe der Ver-
triebenen, Aussiedler und deutschen 
Minderheiten der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, Klaus Brähmig: 
„Die Einweihung des letzten Solda-
tenfriedhofes für deutsche Gefallene 
des Zweiten Weltkrieges in Russland 
ist ein besonderes Zeichen der Ver-
söhnung. Auch fast siebzig Jahre nach 
Kriegsende werden noch immer 
zehntausende Gefallene jährlich ge-
borgen und viele Familien erhalten 
erst dann Gewissheit über den Ver-
bleib ihrer Angehörigen. Heute ste-
hen Deutsche und Russen – Vetera-
nen, Angehörige wie junge Soldaten – 
auf dem ehemaligen Schlachtfeld bei 
Smolensk einmütig Seite an Seite, um 
all jenen zu gedenken, die in Duchow-
schtina ihre letzte Ruhestätte gefun-
den haben und finden werden. Dank 
der hervorragenden Arbeit des Volks-
bundes Deutsche Kriegsgräberfürsor-
ge und seiner russischen Partnerorga-
nisationen wird es möglich, dass in 
Duchowschtschina bis zu 70.000 
Kriegstote umgebettet werden kön-
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nen und damit die größte deutsche 
Kriegsgräberstätte weltweit entsteht. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion be-
grüßt es außerordentlich, dass der 
Bundesverteidigungsminister selbst 
an der Gedenkfeier teilnimmt und die 
enorme Friedensarbeit würdigt, die 
dort geleistet wurde. 
Es sei daran erinnert, dass es ebenfalls 
eine unionsgeführte Bundesregie-
rung war, die 1992 das Kriegsgräber-
abkommen mit Russland geschlossen 
hat, um den Kriegstoten beider Seiten 
eine würdige letzte Ruhestätte zu ge-
währen und die Aussöhnung zwi-
schen dem deutschen Volk und den 
Völkern der Russischen Föderation 
voranzubringen.“
Ein denkwürdiger Moment, ein denk-
würdiger Tag: Am 3. August weihten 

Deutsche und Russen am Rand der 
kleinen Stadt Duchowschtschina 60 
Kilometer östlich von Smolensk ge-
meinsam den 22. und damit letzten 
Sammelfriedhof für deutsche Kriegs-
tote in Russland ein. Über 70.000 
Kriegstote sollen hier nach Abschluss 
der noch einige Jahre andauernden 
Umbettungen einmal ruhen. 30.513 
sind es schon, geborgen aus den Grä-
bern auf den umliegenden Schlacht-
feldern im sogenannten „Mittelab-
schnitt der deutschen Ostfront“. 
16.300 Namen sind bekannt und auf 
Granitstelen dokumentiert. Weitere 

Einweihung des letzen deutschen Soldatenfriedhofs in 
Russland ein besonderes Zeichen der Versöhnung
Hervorragende Arbeit des Volksbundes 

Namen werden demnächst beschrif-
tet. Bundesverteidigungsminister 
Thomas de Maizière dankte in seiner 
Gedenkansprache Russland und sei-
nen Bürgern für ihre Versöhnungsbe-
reitschaft. Denn schließlich – und das 
betonte auch Reinhard Führer, der 
Präsident des Volksbundes – hatten 
die Deutschen im Juni 1941 die Sow-
jetunion angegriffen. Die unzähligen 
Toten sind bis heute nicht vergessen, 
besonders nicht im Gebiet um Smo-
lensk, das unter den Kämpfen und der 
deutschen Besatzung schwer gelitten 
hatte. Damals wurde auch der Ort Du-
chowschtschina vollständig zerstört 
– so wie übrigens schon einmal in sei-
ner Geschichte, 1812 im „Vaterländi-
schen Krieg“ gegen Frankreich. 
70 Jahre liegen die furchtbaren Kämp-

fe des Zweiten Weltkrie-
ges in diesem Gebiet nun 
schon zurück. Die Häuser 
sind wieder aufgebaut. 
Über 4.200 Menschen le-
ben in der Stadt. Außer 
dem russischen Soldaten-
friedhof und dem neuen 
deutschen Friedhof erin-
nert hier nichts mehr an 
den Krieg.  
Der Bundesverteidigungs-
minister betonte:  „Der 
Volksbund hat sich große 
und bleibende Verdienste 
erworben – dafür gebüh-

ren ihm Respekt und Anerkennung.“  
Link zum Volksbund Deutsche Kriegs-
gräberfürsorge: www.volksbund.de

v.l.: Dolmetscher, Thomas de Maizière 
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v.l.: Stephan Mayer, Klaus Brähmig, Soldat des Wachbattallions
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Ein Angehöriger im Interview mit dem ZDF
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Erstmals besuchte der Vorsitzende 
der Gruppe in der 17. Legislaturperio-
de alle nach § 96 Bundesvertriebenen-
gesetz geförderten Einrichtungen, die 
über das ganze Bundesgebiet verteilt 
sind. Klaus Brähmig hat vor Ort teil-
weise Modernisierungsbedarf festge-
stellt und setzt sich dafür ein, dass in 
der nächsten Wahlperiode die Förde-
rung auf eine zukunftssichere Grund-
lage gestellt wird. Dazu gehören sie-
ben Landesmuseen, die sich gezielt 
einer bestimmten historischen Regi-
on widmen wie Schlesien, Ostpreu-
ßen oder Siebenbürgen, vier For-
schungsinstitute und Bibliotheken, 
zwei Einrichtungen der Kulturver-

mittlung, ein Bun-
desinstitut für Po-
litikberatung so-
wie die  Berliner 
B u n d e s s t i f t u n g 
Flucht, Vertrei-
bung, Versöhnung. 
Der Neubau des 
Sudetendeutschen 
Museums in Mün-
chen ist bereits be-
schlossen worden, 
für das der Bund 
bis 2015 insgesamt 
zehn Millionen 
Euro zur Verfü-
gung stellt.

Modernisierungsbedarf bei den 96er Einrichtungen 
Zukunftssicherung wird Aufgabe der 18. Legislaturperiode
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Das Schlesische Museum in Görlitz
v.l.: Sven Oole, Markus Bauer, Maximilian Eiden, Klaus Brähmig
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Das Ostpreußische Landesmuseum in Lüneburg
v.l.: Joachim Mähnert , Klaus Brähmig, Eckhard Pols,  Gerhard Scharf
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Das Westpreußische Landesmuseum in Münster-Wollbeck
v.l.: Kai Horstmann,  Lothar Hyss, Klaus Brähmig, Ulrich Bonk , Tilmann 
Asmus Fischer
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Das Siebenbürgische Landesmuseum in Gundelsheim
v.l.: Alfred Mrass, Irmgard Sedler, Klaus Brähmig
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Das Pommersche Landesmuseum in Greifswald
v.l.:  Uwe Schröder, Klaus Brähmig
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Das Oberschlesische Landesmuseum in Ratingen
v.l.: Stephan Kaiser, Paul Schläger Klaus Brähmig

Die Martin-Opitz-Bibliothek in Herne
v.l.: Gudrun Thierhoff, Hans-Jakob Tebarth, Klaus Brähmig 

Das Institut für deutsche Kultur und Geschichte Südosteuropas 
e.V. in München
v.l.: Manfred Sommer , Klaus Brähmig, Stefan Sienerth,  Peter Motzan 
Sven Oole

Fo
to

: K
la

us
 B

rä
hm

ig

Das Deutsche Kulturforum östliches Europa
v.l.: Klaus Brähmig, Harald Roth
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Das Haus Schlesien
v.l.: Heinz Stirken, Reinhard Blaschke, Klaus Brähmig, Nicola Remig, 
Sven Oole
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Das Museum für russlanddeutsche Kulturgeschichte in Detmold
v.l.: Katharina Neufeld, Klaus Brähmig
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Die Gruppe vor Ort

Die CDU/CSU-Fraktion im Internet	  
www.cducsu.de
Der Blog der CDU/CSU-Fraktion  	  
blogfraktion.de
Fraktion direkt 	  
www.cducsu.de/fd

www.facebook.com/ 
cducsubundestagsfraktion

twitter.com/ 
cducsubt

www.youtube.com/cducsu
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Das Herder-Institut in Marburg
v.l.: Klaus Brähmig, Peter Haslinger 

Das Donauschwäbische Zentralmuseum in Ulm
v.l.: Christian Glass, Klaus Brähmig

Das Kunstforum Ostdeutsche Galerie in Regensburg
v.l.: Klaus Brähmig, Agnes Tietze

Das Bundesinstitut für Kultur und Geschichte der Deutschen im 
östlichen Europa in Oldenburg
v.l.: Klaus Brähmig,  Matthias Weber

Das Nordost-Institut für Kultur und Geschichte der Deutschen in 
Nordosteuropa e.V. in Lüneburg
v.l.: Klaus Brähmig, Joachim Tauber, Eckhard Pols
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Der Adalbert-Stifter-Verein in München
v.l.: Klaus Brähmig, Peter Becher, Sven Oole
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